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Beginn der Sitzung: 15 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, ZlweHer 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident Dr. Maleta: Anfrage 11: Albgeord­
neter Lehr (SPO) ·an den Herrn Bundesminister 

Präsident Dr. Maleta: Die Si1:rzJung ist e r- für soziale V.el1WaltullJg. 
öffnet. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Ulbrich, Dr. Broesiglke, TödliDig und Doktor 
MaI'ga Hubinek. 

E n t s c h u 1 d i 91 t ist der Abgeordnete 
Dipl.-VIW. Jossedc 

Fragestunde 

Präsident Dr. Maleta: Ich beginne jetzt, um 
15 Uhr, mit dem Aufruf der in der vorherge­
henden Fragestunde nimt mehr erledigten An~ 
iragen. 

1663/M 

Ist mit einer VerbesserWlg der Anrec:hnung 
von Besc:häftigungszeiten im Zusammenhang mit 
dem Entgeltfortzahlungsgesetz zu rec:hnen? 

Präsident Vr. Maleta: Bitte, Herr VizekaIlQ:­
ler. 

BundesmindSlter rur sO'2liale Verwailbu:rug Vize­
kanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordneterl Vor 
etwa zwei Monaten ist das Ent1geltfortrlah­
lungsgesetz in Kralft getreten. Wir haben da­
mals bei der Behand1u:rug dieser Gesetzesmate­
rte fixiert, daß wir einen bestimmten Zeitraum 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
abw,arten wollen, um Erfahr:ung,en ZJU sammeln 
und dann aus diesen Erf,aJhnmgen heraus einen 
weiteren Schritt zur Verbesserung der Ent­
gelttiortzaJhLuIlig in bezUJg auf Ihre konkrete 
Frage der besseren Anr,edmung von Beschäf­
tigungs~eiten zu machen. 

Präsident Dr. Maleta: Zus,atzfrage. 

Abg,eordneber Lehr: Seihr geehrter Herr 
Vize:kanzler! Es geht mir hauptsächlic:h um 
Arbeitnehmer, die von einer Stammfirma zu 
einer ARGE oder umgekehrt überstelU wur­
den, oder um AIlbeitnehmer, die von einer 
Mutter,geseUschaft zu einer Toc:htergeseaschaft 
übersteHt wurden und d'adurc:h den allfällig 
erworbenen Aonsp:r.uch auf eine lärugere Ent­
geltfortza'hlung verlieren, UiIld es geht auc:h 
um jene Arlbeitnelhmer, die f.ast jedes Jahr 
witterungsfbedingt ihr ArbeitsverhäUnis län­
ger als 60 Talge unterlbrechen müssen. 

Sehr geehrter Herr V,izekanzlerl Kann daher 
doch nach einer gewiss,en BOOIbachtunrgsrzeit mit 
einer gesetzlichen RegeJuIlJg gerechnet werden? 

'Präsident Dr. Maleta: Herr VizekranZller. 

V1zekaIllzler Ing. Häuser: Herr Abge,ordne­
ter! Soweit aJUS die,ser Entwiddurug Härten 
enbstehen, wird es s,icher möglich sein, die 
besteherrde Rec:htsma,terie einer Novellierung 
~u~utiühren, um diese Härten zu beseitigen. 
Soweit es um genereble bessere Anrechnungs­
zeiten im RaJhmen des BeschäfUgtenrverlaufes 
neht, müssen wir einen größeren Zeitraum 
der Beobadltung abwarten. 

Präsident Dr. Maleta: 12. Anfrage: Abge­
ordIl!eter Dr. SdlIwimmer (OVP) an den Herrn 
Sozialmini,ster. 

1698/M 

Durm welme außerordentlimen Maßnahmen 
wurde die Auszahlung der ASVG-Pensionen im 
Jahre 1974 simergestellt? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Vriz~anz­
ler. 

Vtzekanzler Ing. Häuser: Herr Albgeordne­
ter! Im Budgetübersc:hreitungs,ges·etz wird der 
entsprechende Mehrbetrag, der zur Auszah­
lung der Pensionen heuer notwendig ist, ver­
ankert sein und !damit vom Parlament be­
schlossen weziden. 

Präsid1ent Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Albgeordneter Dr. Sdlwimmer: Herr Bundes­
minister! Aus der Höhe des im ßrudgetüber­
schrei tungsrgesetrz vmgesehenen zusätzllic:hen 
BUIl'deszusm'U'sses uIlld aus der Be,antwortung 
Ihrer AIllfr.ageam 1.1. JuH 1914 g,eht aber 
ziemlic:h klar für jeden, der sich mit den Zah­
len ein wenilg auskennt, hervor, daß der Bun­
desZ'Uschuß bisher nic:ht ausreichen kOlIDte, um 

die Pensionen in allen AnstaUen ausrzubez·ah­
len. Sie ha/ben also meine eigentliche Frage 
bisher nom 'g·ar nic:ht beantwortet, mit wel­
chen außeror-dentlichen Maßnahmen Sie bisher 
dafiür Sorge getragen haben, daß die Perusio­
nen tatsächlich ausbezahlt werden können. 
Wollen Sie meine zweite Anfr,age da,zu ver­
wenden, daß Sie w:enigstens die erste Froage 
beantworten. 

Präsident: Herr Vizekanzler. 

Vizekianzler Ing. Häuser: Es ist Ihnen oder 
dürfte Fhnen bekannt sein, Herr Abgleordneter, 
daß es bei einzelnen Pensionsv,ersoicherungs­
trägern auch in den vergangenen Jahren immer 
Auszahlungssc:hlWi'erigkieUen ge,g.eben hat, um 
die laUJfenden Pensionen zu dem vor.geschrie­
benen Termin rur AIlJWe'isung bringen zu kön­
nen. Es ist im Rahmen de's ASVG daher auch 
verank:ert, daß die einzelnen P,ensionsversiche­
rungsträger durm KreditaUlfnahmen -diese Zeit, 
die meistens die OktOlber-, November- und 
Dez,emberausrzahlungen betrifft, durch Kredit­
aufna'hmen überibrücken können und die ent­
sprec:henden Zinsen dann vom Befund I1efun­
diert werden. 

Präsi,dent Dr. Maleta: ZJweite ZusatZlfr,age. 

Albgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bunde,s­
minister! Sie haben in der AllJfragebeaDitwor­
tung vom 11. Juli 1914 berei~ s,ehr deutlich 
festgestellt: Es ist Vorsorge getroffen, daß alle 
Pensionen rechtzeitig und in vo:!1er Höhe aus­
bezahlt werden. 

Soweit mir hinsic:htlic:h der Kreditaufnah­
men bekannt ist, sind entsprec:hende Be­
schlüsse in den Selbswenwaltungskörper­
schatten der betroffeIl!en Sozialversicherungs­
träger - also nicht nur der kreditaufnehmen­
den, s·ondern auch der kreditglerbenden Sozial­
versimerungsträger erst nac:h dem 
11. Juli 1914 getroffen worden. Sie haben aber 
sicher am 11. Juli 1914 bereits die entspre­
chende Situation ,geik.annt. Ich möc:hte Sie 
daher fragen, auf Grund welcher Zusa.gen Sioe 
am 11. Juli 1974 bereibs die von mir zitierte 
Aussage s;o dezidiert treffen konnten. 

IPräsident Dr. Maleta: Herr Vizekamiler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Ic:h halbe in den ,letzten vier Jahren 
immer wieder sc:hon in den Sommermonaten 
begonnen, mit den zuständig.en Sozi'alV1ersic:he­
rungsträgern GeSipräche zu führen, um Aus-
7JahluIl'gssichoerungen für die kritischen Monate 
Oktober, November, Dezember vorzuneihmen. 
Ich halbe mich auch dafrür eingesetzt, daß ein­
zelne Kreditinstitute oder sonstige Träger, die 
über Mittel verfÜJgen, bilefür ihre Bereitschaft 
bekunden, weiJ ich als oberste AufsichtJsbe-
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Vizekanzler Ing. Häuser 
hörde auch die Verpflichtung ha:be, dafür 
Sorge zu tragen, daß diese Pensionen remt­
zeHig aus,beza'hllt werden. 

Ich habe am 11. Juli nicht mehr versprochen, 
als ich jetzt gehalten habe. Die Pensionen 
werden, wi1eaUe Jahre, auch in dieser kri­
tischen Phase rechtzeitig an die Pensionisten 
zur Auszahlurug 91e,langen. 

Prästdent Dr. Maleta: 13. Anfr.age: Abge­
ordneter Melter (FPO) an den Herrn Sozial­
minister. 

1726/M 

Da sich nach der OVP nunmehr in verstärktem 
Maße auch Kreise der Regierungspartei der frei­
heitlichen Forderung nach Beseitigung der un­
sozialen Ruhensbestimmungen anschließen, frage 
ich Sie, Herr Bundesminister, ob Sie endlich einen 
diesbezüglichen Ministerialentwurf ausarbeiten 
lassen werden. 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Vize­
kanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Albgeordne­
terl Ich habe Ihnen bereits in einer schriftli­
chen Anfragebeantwortung vom 16. Mai mei­
nen StCl!llIdpunkt klargelegt. Ihre koniknetlE! 
Anfr.agebezieht sich auf einen Tei!l der 
Rulhens'bestimmungen, Ullid zwar auf jenen 
Teil, der zahlenmäßig etwa rund ein halbes 
'tausend Personen betrifft, die nach 540 Bei­
tra'g·s- respektive Versicherungslffionaten nun 
weiter, meist im selben Beruf und am selben 
Al'beitspl,atz beschäfHgt sind, denen man mit 
der 26. Novelle das Recht hat zugestehen 
wollen, auch den Grundbetra,g ung.ekürzt zu 
e:r;ha.lten. Ich halbe aus rein sozialen Gründen 
damals erklärt, daß ich das nicht für sinnvoll 
hallte, aber ,grundsät211ich die Ruhensbestim­
mungen in allen Fällen g·emilldert habe, wo 
es soziale HärtJen betroff,en hat. Im darf dar.auf 
verweisen, daß 'wir die Witwenpensions­
ruhenshestimml1I1Jgen mit 1. Juli 1974 völlig 
eliminiert ha:ben. Ich daI\f weit,er darauf ver­
weisen, daß wir nun einen neuen Grenzbetrag 
für vorzeitige Alterspensionisten in der Höhe 
von 1732 S pro Mona.tals GrenIL1wert haben -
fruher war es überhaupt IlJUlI.l. Auf die'slem 
Ge!biete werden wir auch weiter, sOlW'eit es 
sich um soziale Härten handelt, vorigehen, um 
die Ruhensbeistimmungen ~u mHdem. 

Präsident Dr. Maleta: Zusat'Zfra.ge. 

Abgeordneter Melter: Herr Vi:rekanzl,erl Es 
wird Ihrer Aufmerksamkeit als Gewerlkschaf­
ter s·icher nicht 'entg1all'Q1en selin, daß gerade 
di'e sozialen Härten etwa Anlaß waren, die 

der vom 2. bis 5. Oktober stattgefunden hat, 
darauf hingeIW~es'en, daß in dies·en Ruhens­
bestimmung.en auch beruglich der Einkom­
mensrhörhe jedenfalls noch eine soziale Härte 
erblickt wird, denn sonst hätte man dort sicher 
nicht beantra.gt, die R1uhensrbestimmungen zu­
mindest zu lockern durch Erlhöhung drer Groenz­
beträge auf 7000 Si für Witwen soLl der Grenz­
betrag vo]lstiirudig taillen. Welche Haltung 
nehmen Si1e zu diesem Gewerksmaftsantra'g 
ein? 

Prästdent Dr. Maleta: Herr V:i'zekanzler. 

V,izekanz:ler Ing. Häuser: Ich muß die Ge­
sarmtprolblematirkselhen. W·enn wir wis,sen, daß 
1973 der Gesamtdurchschnitt aUer Arbeitneh­
mer inklusiv,e der höchsten leitenden Ang.e­
steU·ten 7500 S war, dann klann ich wohl kaum 
annelhmen, daß man mit 7000 S zusätzlichem 
Gre,nzbereich sooiale Härten löst. 

Ich möchte darauf v·enweisen, daß wir zur­
zeH jed'em einrz'en'llien Pensionis;ten die Möglich­
keit eröffnen, ein zusät~lidl,es Einkommen, 
ohne daß auch nur ein Schilling seines Grund­
betrages zum Ruhen kommt, nämlich 3561 S, 
irrn Monat zu verdienen, ja daß es im Rahmen 
der RechtsgI1Undlcitgen festgelegt ist, daß der 
Betreffende, wenn ·er sechs Monate im Jahr 
arbeitet, 7000 S verdienen kann, ohne daß 
dann, rur den Jahresumt:ang gerechnet, in 
ir,gendeiner Form s·eine Pens.ion vermindert 
wird. 

Wenn Sie das noch wei,ter ausdehnen, so 
,denken Sie an den Fa1l, daß er eiben nur 
vier Monate im Jahr aribeitet, deIlJll er ist ja 
:Aensionist, er ist ja nicht m'ehr voll errwerbs­
täUg!, denn sonst könnte er von den Rechten 
Gehrauch machen, die wir verankert haiben, 
daß er, wenn er ,länger arbeitet, zusätzHche 
Stei,gerungsbeträge bekommt. 

Ich stehe nach wie vor aUJf dem Standpunkt, 
daß ·eine Pension in dem Fall gegeben wird, 
in welchem der WechSleUalm des Lehens, näm­
lich die Aufga'be der EvwerbstätJigkeit, eintritt 
und er nun im Ruhestand ist. 

Präs·ident Dr. Maleta: Zweite Zusatz:frage. 

Abgeordneter MeIler: Herr Vizekanrzler! Sie 
sind Ingenieur. Es gibt einen Verband d·er 
sozialistischen Ingenieure. Ich weiß nicht, ob 
Sie diesem angehören. Wenn das zutrifft, 
würde mich s·ehr interess·ieren, db Sie an dem 
Beschluß mitgewirkt haben, den dieser Ver­
band soz'ialistischeT Ingenieure laut ,,so~ia­
listischer Korrespondenz" eIiarbeitet hat. 

Gewerkschaft der Bau- unJd Hol'zar:beiter zu Dieser Verband ist nämlich zur glekhen 
einem entsprechenden Antr,ag in dieser Frage AutifasslUl1!g gekommen, die wir FreiheHlichen 
zu bewegen, und z;war wurde ja gerade am schon seit Jahren Vlertneten, daß die Ruhens­
Gewerkschiaftstay der Bau- und Holzaflbeiter, bestimmungen im Bereich der sozialen Sicher-
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Melter 
heit im Ver'glleich zu den Pensionsansprüchen sowie nach den Strahlenschutzvorschriften 
der Beamten im öffentlimen Dienst eine Un- v;or~unehmen sind, be'IIllÜ:hen sich die Betriebs­
g,eI1echtigkeit darstellen. ärzte, hiefür ermächtigt zu werd'en. Seit Beginn 

Herr Vizekanzler! Würden Sie bi,tte die 
tJffentlidlJkeitaufklären, wiJe Si,e in di'esem 
Verband der sozialistismen Ingenieure tätig 
gewesen sind, um diesen Beschluß herbeizu­
fuhren? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Vizekanzler. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Ich möchte fürs 
,erste festste'l1en, daß ich an diesem Be'smluß 
nidlt beteilig;t war. 

Zum zW1eiten da'f1f ich feststelLlen, daß in 
ein:ef demokratischen Körrperschaft jeder ein­
z,elne die Möglichk.eit und das Recht hat, für 
bestimmte Wünsche und Interess'en einzu­
treten. 

Zum dritten stelle im fest, daß mit dem 
Begriff "Ruh!ensbestimmungen" vielfach eine 
Unklal'heit herbeigeftührt wird; ich habe mir 
vorgenommen, das in kÜI1Zester Zeit durch 
eine allgemeine Auf1k.lärungsschrifit in der 
DffentlichJkei,t entspr:echend kilamrustellen. 

Präsident Dr. Maleta: 14. AnfrCllge: Abge­
ordneter Dr. Reinhart (SPU) an den Herrn 
Smialminister. 

1664/M 

des laufenden Jahres halben 56 Betriebsärzte 
um eine solche Ermächtigung angesucht; von 
diesen wurden bereits 48 ermächtigt. 

Die Arbeitsinspektilon und insibesondere 
die Arbeits.inspektionsärzte sind bemüht, die 
Wir~samkeit der betrielbsärztlichen Dienste im 
Sinne der oben ziUerten Alllfgalben nach 
Möglichkeit zu fördern. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfr:ag.e. 

Abgeordneter Reinhart: Sehr geehrter Herr 
Vizekanzler! Wie steht es auf Grund der bis­
herigen Erfahrungen mit der Ausbildung der 
Betri~bsärzt'e? Geben die bisherigen Erfahrun­
gen ImpUllse für eine moderne Berufsa.rushil­
dung dieser Betri'ebsäIlZte1 

Präsident Dr. Maleta: Herr Vize'kanzler. 

Viz,ek,anzl,er Ing. Häuser: Herr Abgeord­
neter! Bs ;gibt in Wien wie amn in Graz von 
den zuständi,g,en Lande.s~ammem der Ärzte­
schaf.t geführte Einführungskurse, die im Ein­
vernehmen mit dem Arbeitsinspektorat j·ene 
fachlichen VorauSlSet'Zungen schaUen, auf 
Grund derer die Betriebsätzte ihre Aufgabe 
eI11iüLlen können. ' 

Präsident Dr. Maleta: Zweite ZusatJzfrage. 
Welche Erfahrungen konnten bisher mit dem 

im Arbeitnehmerschutzgesetz vorgesehenen Be- Abgeordneter Dr. Reinhart: Selhr geehrter 
triebsärztedienst gemadlt werden? Herr Viz,ekanzI.erl Werden Si,e auf Grund der 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Vi:re­
kanzll'er. 

Vizekanzler lug. Häuser: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Nach den Berichten des 
Allbeitsinspektorates sind mit Stand Ende 
Juli 1974 131 Ämte in 129 Betrie.ben tätig, 
in welchen auf GrunJd des § 22 des Arbeit­
neh:merschut'Zlgesetzes ein betrli·ebsärztlicher 
Dienst einzurichten ist. Femer sind 61 Be­
tr,iebsärzte in BetIiieben tätig, für die eine 
solche Verpf1ichtung kraf.t Gesetzes nicht vor­
handen ist. 

Bis auf wenige Einz,eliälle, in weldlen echte 
Schwierigkeiten bestehen, einen Arzt für die 
betrie'bsärztlime Täti.g~eoit zu gewinruen, sind 
die Betri'elbe der zitierten gesetJzl1ichen Ver­
pflichtung aUe nachgekommen. l..Jediglich noch 
acht sind ausständig. Frür viele Betriebsärzte 
erg,i,bt sich dle Notwendigkeit, eine Einarbei­
tung in den Deuen Aufigalbeßlbereidl vorzu­
nehmen, der ja v,ol1Wi'eg,end der prophyliak­
tischen Tätiglkei,t dient. 

In Betrieben, in :welchen ärztliche Unter­
suchungen auf GruIl!d der Verol'dnung übler 
die g·esundheitliche E~gIl/Ung der Arbeitnehme'r 

bisher positiven ErJahrungen auch versuchen, 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
tür Wissensch,aft und Forschung eine diesbe­
Zlügliche universitäre lAusbildung voranzu­
treilben? 

Präs-ident Dr. Maleta: Herr Vize~aIliZI;er. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Die Probleme sind 
noch nicht so weit, daß ich eine positive 
Stellungnahme 'beziehen könnte, aber die Kon­
takte sind herges,tell1t. 

Präsident Dr. Maleta: Die 15. AnfraJge wurde 
zuITÜckg,ezogen. 

DaI1lke, Herr Viz~kan~ler. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident Dr. Maleta: 16. AIlIfra'ge: Abge­
ordneter DDr. König (OVP) an den Bundes­
minister für Handel, Gewenbe und Industrie. 

17t5/M 

Welche konkreten Energiesparmaßnahmen wer­
den Sie der Bundesregierung empfehlen? 

Präs1dent Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Ich halbe den 
Ener,giesparbeir,at - der Vorsitzende ist der 
Herr Professor Musilj nicht der Herr General­
sekr,etär Mussil: ein Energiefachmann, wie 
Herrn Abgeordneten Dr. König ja beikannt 
ist - ersucht, er möge aJUf dem Sektor' der 
Haus'halts-, der Venkiehrs- und insbesondere 
der Industriesituation die Einsparungsmaß­
nahmen, die ich ihm vorgeschlag.en habe, mit 
den InteressenSivertr·etungen und mit dien son­
stigen Stellen ber.aten. 

Präsident Dr. Maleta: Zus.atzlfr.ag'e. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
ministerl Der Herr BundeskanZiler hat schon 
vor Wochen eill!en En;eligiesparpl'an angekün­
di,gt. Was allerdings dann von ihm dalZu 
gesagt wurde, waren Vorsd1läge, die eher 
Lächenlichkeitauslgelöst haben, als sie ernst 
zu nehmen walien, ull!d die das Problem ver­
niedlicht haben. 

Herr Bundesminist'er! Ich bin davon über­
zeugt, daß es verdienstvoll ist, daß Sie nun 
das ProMem seriös aIllZUg,ehen gewillt sind 
und daß Sie sich nicht aJUf solch:e Empf,e'hlun­
gen, wie Naßra.sieren oder Duschen, ein­
lassen. 

Aber, Herr Bunde'smtnister, wir haben sei­
tens der V OI]Jkspartei in uns·erem Energie­
konzept - Ihres steht ja noch aus - eine 
Reihe von Errergi'esiparmaßnaihmen vorge­
schlagen. (Ruf'e bei der SPO: Die Frage!) Es 
ist die inJdustriemle Abwärmenutzung - ich 
bin sofort so weit -, es ist die verlbesserte 
Wärmedämmung durch das Wo'hnlbauförde­
rungs- und das WOIhnungsveribesserungsg'e­
setrz, es ist die A:bfallnutzung, es ist die zen­
traile AltölveDwertuIllg, um nur einirges zu 
nennen. 

Herr Bundesmini'st'er! Die Fra'ge der Energie 
ist viel zu ernst, als daß wir sie :zm partei­
politischer Polemik machen, und ich bin auch 
bereit und habe das namens unserer Partei 
immer zum Ausdruck gebmcht, daß wir hier 
zusammenarbeHen wollen. Werden auch Sie 
bereit sIein, di,ese Maßnahmen, die s·eitens der 
OVP vorlgeschla.gen wulden, ernsthaft zu prü­
fen und darüber zu verhandeln, damit wir 
mögHchst bald zu konkreten Erg'e\bniss'en kom­
men? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesmini,ster Dr. Staribadler: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Zu Ihren ersten 
Bemerkung·en: Idl war bei dem Vortrag 
aIllWies,end, in dem der Herr Bundekaruzler 
beispiels'ha1ber ange1ruhrt hat, daß man nidlt 
alles elektrisch machen muß, was dann miß­
verständlidl interpretiert wurde, daß sich 

j'emand ruur naß und nidlt elektris-ch rasieren 
solL Es war, wi'e gesagt, eine demonstr.ative 
Aufzählung dafür, daß wir heute in Zeiten der 
höher,en Kultur un:d der besseren wirtschaft­
lichen Möglichkeiten solche ellektrisch betrie­
benen Apparate nicht unbedingt fördern soiJ.­
Ien. Da-für war das das Beispiel. Das möChte 
ich nur zur Einleitung gesagt haben. (Ruf bei 
der OVP: Aber ein schlechtes Beispiel!) 

W,as d·ann Ilhr Konzept betrifft - ich habe 
Ihr Enel1giekonzept natürilich gellesen -, so 
habe ich mit Befriedigung festgestellt, daß 
Sie die in meinen seinerzeiUgen Richtlinien 
festg.eJ.egten Vorschläge aufgenommen haben. 
Es hat auch d'er Herr Abgeordnete Stix in 
dem FPO-Koruzept ähnlich'e V.orschlläJge ge­
bracht. Die Vorsmläge sind sozusagen nichts 
Neues. Sie sind seit Jahrzehnten, würde idl 
fast sagen, bek,annt. Die Scbrwierigkiei1 liegt 
jetzt nur darin, festzUilegen, 'in welchem Aus­
maß und in welchem Umfang dies·e Vorschläg-e 
verwirklicht werden k,önnten. 

Alle die von Iihnen angelführten, di:e vom 
Herrn Abgeürdneten Stix und. wi'e idl be­
scheiden sagen darf, in unseren Richtllinien 
schon vor etlichen Jahren festgelegten Vor­
schläge haben bereits e'ine soldl-e Möglich­
keit vorgesehen, und ich bin überzeugt davon, 
daß sich der Energiesparbeirat 91er.ade mit 
diesen Fragen, dre die Technik und die die 
Firmen, also wie man sagt: große Energie­
verbraucher, betreffen, bes1chäftigen und ent­
spr-echenlde Vorschläge ausarbeiten wil1d. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abg.oordnetJer DDr. König: Herr Bundes­
minister! Wenn das Beispiel mit dem Naß­
rasieren nur -ein Schel1Z war, wie dann gesagt 
wurde - es war jedenfal!1s ein schledltge­
wähltes Beispiel, weil man, wie Sie ja wissen, 
für das Elektrorasieren weniger Energie 
braucht alls fuir das Wärmen des Wassers-, 
so nehme ich doch, Herr Bundesminister, mit 
Befriedigung zur Kenntnis, daß Sie sidt. 
die in unserem Ener,gtiesparprogramm enthal­
tenen Vorschläge auch zu eigen machen. Ich 
will mit Lhnen gar nicht um die PriorHät strei­
ten, denn es ist richtig, die Fachleute bejralhen 
diese Maßnahmen. Ob sie von dem einen 
oder von dem anderen Lag,er kommen, ist 
gleidlgültig, Haupts,ache ist, daß die Maßnah­
men ergriffen und durChgeführt werden. 

Hier, Herr Bundesminister, muß ich eine 
sehr konkrete Fra.g·e an Sie steHen. Die größte 
Verschwendung, die wir uns auf dem Energie­
sektor lei'sten, 'gesdüelht heute mit dem Weg­
werfschufubuch, wo man nicht nur Rohs-toff­
v,ersmwendung, sondern auch En'ergiever­
schwendung par excerl1ence betreibt. 
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DDr. König 

Meine Frage geht nun sehr ernsthaft dahin: 
Wifld diese Bundesreglierung, werden Sie 
dafür ,eintreten, daß man dieser Verschwen­
dung, und auch der El1Ziehung zur Verschwen­
dUlllg, ernsthaft Einhalt gebietet und daß man 
sich überlegt, andere Maßnahmen zu setzen, 
die nicht schon von Kindihleit an die Jungen 
dazu erziehen, Verschwendung zu treiben? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich bin für 
die Schiurbuchaktion nicht kompetent. Ich weiß 
nur, daß es die A'bsich-t und das erklärte Ziel 
des Herrn Unterrichtsminisbers war, daß 
SchuEbücher nicht weggeworfen werden sollen, 
sondern Schulbücher dienen dazu, sich zu bil­
den. Ich persönlich haJbe mir zum Beispiel 
meine Schulbücher sehr gerne aufgehoben, 
und ich ibin überzeugt davon, daß es auch 
der größte TeH ,der Schüler so machen wird. 
Wenn aber ein Tei,l di,eser Schulbücher weg­
gewopfen wird, dann bin ich ja gerade dabei: 
Wir hahen mit der Papierindustrie jetzt ein 
System ausgearbeitet, das Papier - und es 
handelt sich nicht nur ,um Schulbücher, sondern 
es wir,d noch viel mehr ailideres Papier weg­
ge:worfen, das man sozusagen s'to.&wei'se in 
den Haushalt geHe~ert bekommt - wieder 
im Recycling z'llI1Ückz'uJbringen, UJlll die Papier­
indus.trie dann wieder mit dem Rohs,toff Alt­
papier zu versorgen. Das ist also meine 
erklärte Absicht. Ich ,werde versuchen, neben 
dem Papier .01, Reifen, Schrott und sonstige 
Altstoffe, die man bis jetzt weggeworfen hat, 
schon im Zuge der Umweltschutzverlbesserung 
auch für die Industrie wieder zuriickzUigewin­
nen. 

Präsident Dr. Maleta: 17. Anfrage: Albge­
ordneter Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an den 
Herrn Handelsminister. 

1716/M 

Wurden neben der Ausarbeitung und Versen­
dung eines Ministerialentwurfes betreffend Be­
vorratungsgesetz von Ihrem Ressort seit der 
internationalen Erdölkrise sonstige konkrete 
Maßnahmen im Sinne einer umfassenden Krisen­
vorsorge ergriffen? 

Präsident Dr. Maleta: Bitbe, Herr Mini:ster. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Ich habe 
insbesondere, nachdem da's Gesetz es mir 
ermöglicht hat, die Tr1ei'bstoffrIBg,lementieruny, 
das heißt eine 'eventue]l'e Bewirtschaftung, 
vOI1bereitet. Die diesibezüg,lichen Bezugsmar­
ken sind alle g,edruckt, das Modell ist ausge­
arbeitet, und es könnte theoretism - wir 
werden es sicherl'ich nicht brauchen, aber 
theor,etisch - sofort eingesetzt 'werden. 

Darüber hinaus hahe ich ein Lag,erstätten­
fördemngsgesetz initi'iert, -das sich jebzt beim 

Finanzministerium im konkreten Verhand­
lungs.stadium befindet. Die Gewerbestruktur­
richtlinien wurden insofern verbessert, als 
in Hinkunft ,auch Ol1agerstätten einen Zinsen­
zuschuß bekommen können. 

Darüber hinaus versuche ich jetzt, wie -ich 
gerade bei der vorhergehenden Arufragelbeant­
wortung ,erklärt habe, im Recycling, wie die­
der technische Ausdruck jetzt heißt, die A1t­
stoffe wieder zurüdrzugewinnen. Wir haben 
hier, ,g,laube ich, die ersten ,entscheidenden 
v,orber.eitenden Aribeiten soweit Igetroffen, daß 
man in kürzester Zeit, ,einvernehmlich mit 
der Industrie, mit konkreten ·Maßnaihmen und 
Vorschllägen ;wird rechnen können. 

Darüber hinaus arbeitet mein Ministerium 
an dem Energieplan, der in -dies,em Monat 
noch - sO hoffe ich - den interessierten 
SteHen ZlUr Begutachtung und zur Bespr1echung 
zugestellt wird. In diesem Plan wird auch die 
Energieprognose -des W'irtschaftsforschung.s­
institut,es vorliegen, den ich aber bereits der 
Offentlichkeit respektive den davon betroffe­
nen Stellen zur Kenntnis gebracht habe. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-IIlJg. Hanreicb: Herr 
Bundesminister! Sie haben j.em:t eine Reihe 
von Aktivitäten in direktem Zusammenhang 
mit der Energievorsorge angeführt. Ich glaube 
aber, daß ein umfassender Krisenschutz eine 
wesentlich weitreichendere Aufgabe darstel11t. 

Ich möchte im Zusammenhang mit dem 
Bevorratun.gsgesetz von Ihnen gerne wissen: 
Ist es Ihnen im Gespräch mit Ihren Minister­
komeg,en gelungen, Finanzmittel -d·amr V'orzu­
sehen, die sicherstellen werden, daß das 
Bevorratungsgesetz, das ja in aJbseJhbarer Zeit 
kommen wird,auch mi,tentsprechenden Mit­
teln vol1zoglen werden kann? 

Präsident Dr. Malela: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Slaribacber: Selhr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Sie wissen ganz 
genau: Solange keine ges'etzHche Grundlage 
vorhanden ist, kann auch kerne Bedeckung 
für ein solches Gesetz vorgesehen werden. 
Dazu hätt1e weder der Finanzminister noch ich 
einen Rechtstitel. Ich zwej'f,le aber nicht, daß, 
wenn ein solches Gesetz vom Hohen Haus 
beschloss,en wird, dann natürlich auch entspre­
chende finanzietle MiUel dazu ber,eitgestelJlt 
werden müssen. 

Derzeit verhandle ich - ich ha:be es 'Ehnen 
ja schongesCl'gt - über ein sogenanntes 
Lagerstättenförderungsgesetz, wo die von der 
Nationalbank zugesagten 2 Milliarden Schil­
ling für notwendige Rohstoffe zur Verfügung 
gestellt werden sonen, um entsprech,ende 
VorratSilager hei den Betrielben anzulegen. 

791 
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Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipll.-Ing. Hanreicb: Diese 
2 Milliarden Schillling sind :zu Ende des voran­
g'egangenen J ahr,es ,als kurzfristirg verfügbare 
Mittel vom Herrn Bundesfinanzministerange­
kündigt worden und sind bisl1er n'icbt zum 
Eins'atz gelangt. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Warum hat 
es so lange 'gedauert und warum dauert es 
noch an, daß Sie Vo:vbereittungen treffen, um 
diese Mittel zum Einsatz zu bringen, nachdem 
man si'e S.Q ,großarUg vor einem Jahr ,ange­
kündigt hat? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

land begonnen. Ich selbst \habe mit den Lan­
desha:upUeuten ber Gelegenheiten, rwo ich sie 
ge;tIloffen habe, wie zum Beispiel bei der 
DorIlJbirnerMesseeröffnung mit dem Vorar,l­
beflger Landeshaupotmann, Ibei der Innsbrucker 
Messeeröffnung mit dem TirOiler Landeslhaupt­
mann, Gespräche ge'fiührt, und die Be,amten 
haben dann diese Gespräche weitergeführt. 
Es ist uns nicht ,gelungen, die Länder davon 
zu übe:r:zeugen, daß esnotJwendig 'wäre, eine 
VeI1fassun.gsbestimmung zu schaffen, weil di1e­
ses Gesetz natürlich für ane Bundes[änider 
gleich sein ffilüßt,e. Die Länder stehen auf dem 
Standpunkt, daß daseiIlJe Landesikom'Petenrz 
ist und daß sie daher auf diese Kompetenz 
unter gar keinen Umständen verzichten 

Bundesminist'er Dr. Staribacher: Die An- wollen. 
kündigung, Herr Abgeordneter, ist erfolgt. 
weIl di,e RJe'gierung dies beschlossen hat. Ich 
habe mich auch bemüht. in der g,anzen Zeit 
ein Einvernehmen mit den Iute:r;essensvertre­
tungen uber di'es'e Materie zu erz,ielen. Das 
war bis jetzt leLder nicht möglich, und des­
hal1b ist es bi's Jetzt !ZU keinem diesbezüglichen 
GeserbZiesantrag im Parlament gekommen. 

Präsident Dr. Maleta: 18. Anfrage: Abg,e­
ordneter Dkfm. GOTton (OVP) an den Herrn 
Hemdelsminister. 

1114/M 

Wann werden Si,e dem Nationalrat den Ent­
wurf für ein Bevorratungsgesetz vorlegen? 

Präsident Dr. Maleta: Ettte, Herr MinJister. 

Bundesminister IDr. Staribacher: Sehr ge'ehr­
t-er Herr Abgeordnet'erl Ich kann Ihnen keinen 
endgültigen Zeitpunkt sagen. 

,Präsident Dr. Maleta: Zusatzfraige. 

AJhgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
minister! Nach den Aus:liÜJhrungen, die Sie ge­
rade meinem Voranfrager mitgeteHt haben, ist 
a1ber doch 'zu rechnen, daß Sie im Laufe dieser 
Legislaturperiode noch dies'es Gesetz einbrin­
gen woBen. Ich nehme doch sicherlich an, daß 
Sie nicht ein Gesetz zur Beurtei.burng ,aussen­
den, das Sie 'dann über die Legislaturperiode 
hinaus bei soich im Ministerium liegen [,assen. 

Meine erste Zusatzlfrage Iaut'et daher: Wer­
den Sie im heurilgen Jahr oder wann zu Be­
ginn des nächsten Ja:hres ,eine solche Vorlag,e 
Ihres Minis;teriums jn den Ministerrat zur Ver­
abschiedung an den Nationalrat bringen? 

'Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

.BundesministIer Dr. Staribacher: Ich habe, 
wie Sie richtig sagen, Herr Abgeordneter. 
einen Ennwunf :in die Begut'achtung geschickt 
und habe leider nicht die Zustimmung der 
Länder bekommen. Ich thalbe deshalb SpeziaI­
ve:r:handlungen mit j'edem e.inzelnen Bundes-

Ich werde mich daher j'etzt weiter bemühen. 
ob ich diesen vom Standpunkt des Landes 
verständlichen Widerstand Igegen ,eine solche 
zentralistische Lösung überwinden kann. Ich 
k!ann daher nicht sagen, ob es :mir gelingen 
wird, noch im Laufe dieses Jahres zu einem 
positiven Ergebnis zu kommen. 

Präsident Dr. Maleta: Zweit'e Zusatzfrage. 

Abgeor,dnet'er Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
minister! Sie s'ind im Laufe Ihrer Austührun­
gen in der Fragestunde auch auf die 2 MilHiar­
den SchLliling, die mit Notenbankmaßnahmen 
zur Finanziemng von Vorratsihaltungen heran­
ge:zogen werden ,sohlen, zu sprechengekom-
men. 

Meine zweite Zusatzfrage lautet: Di'eser 
2-MNliarden-Schilling-\R.aJhmen steht nicht 
direkt im Zusammenhang mit der Länderkom­
petenz 'und mit dem Gesetz, das noch zu be­
schließen sein würde,aber soll dieser Ra1hmen, 
wenn er in Anspruch :genommen wird, nur 
für Maßnahmen auf dem Rohölsektor 'heran­
gezogen Iweflden oder .auch 't:ürandere Roh­
stoffe? 

Präsident :Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Wenn es zu 
einer Regelung kommt, wird er auch für 
ande-re Rdhstoffe her,angezogen. 

Präsident Dr. Maleta: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Verkehr 

,Präsident Dr. Maleta: 19. Anfrage: AJbge­
ordneter Kriz (SPO) an den Herrn Bundes­
minister fiür Verke'hr. 

16'101M 

Reichen die bestehenden gesetzlichen Vor­
schriften aus, um die Benützung von Motorbooten 
für private Zwecke vom Standpunkt der Sicher­
heit, der Umweltverschmutzung und der Lärm­
belästigung in sinnvollen Grenzen zu halten? 
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Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister, er weiter verpflichtet, daß er .für jede an Bord 

Bundesminister tür Vevkehr Lane: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Für die Benüt­
zung von Motorbooten für private Z:wecke 
sind di,e Reg-e1n bezügliCh der Sicherheit und 
der Verhinderung der Umweltverschmutzung 
und der Lärmbelästigung in der Seenverk~hrs­
ordnun1g aufgenommen. Ich darf hier 
vor allem auf z:wei ·:Aunkte hinweisen, die 
dort zu den Pflichten des Fülhroers eines solchen 
WasseJlf,ahrzeug.es zählen. Zum Beisp.iel darf 
das Betriebsgeräusch keinesfalls 70 Phon, 
gemess'en in 'einem Seitenaibstand von 25 m, 
übersteigen. Im § 4 A'bs. 4 !dieses Gesetzes 
wird dem Führer eines Wassemahrz·euges auch 
zur Pflicht gemacht, dafür zu sorg.en, daß eine 
Verunreinigung des Seewassers durch Fette, 
Ole,ölhältiges Bilgewasser, aber auch ins­
besondere bei Tnei'bst.offübernahme und '01-
wechse'l unterbleibt. Das ist, wie gesagt, keine 
UJmfassende, sondern nur eine ,auszugsweise 
Darsteli.lung der Bestimmungen der Seenver­
kehrsordnung in Richtung Umweltschutz. 

Darüber hinaus enthält diese Ordnung mit 
Ges,etz,esrang 'in den §§ 11 bis 13 die Bestim­
mung'en bezügEch der Sicherheit, im § 15 
Bestimmungen über den Fischereischutz und 
im § 21 tBestimmungen über den Schutz der 
Uferzonen. 

Die, wenn ich so sagen will, gewerbliche 
Schiffahrt, also im wesentlichen in Osterreich 
die Donauschiffahrt, unterHegt der Wasser­
straßelwerkehrsordnung, was die Fragen der 
Sicherheit, des Umwel,tschutzles und der Lärm­
belästigunganlang,en. Es Igibt auch hier Vor­
schriften, die den Schiffsführer in der Fluß­
schiffahrt verhalten, eine Verschmutzung der 
Gewässer und eine Verunreinigung zu verhin­
dern. Ein Mangel best,eht Ihier aJ~ler'dings: Es 
gibt keine LärmschutziVorschriften für den 
Wass.erstraßerrverkehr, also im wesentlichen 
in Osterreich den Donauverkehr. Hier ist eine 
NoveUierung im GaIl!ge. Derzeit läuft das Vor~ 
begutaChtungs,verfahren, und wir rechnen 
damit, nach Durchllaufen aller Begutachtungs­
stadien, im kommenden Frühjahr einen Ge­
setzentwurf dem Parlament zur Beratung und 
Beschlußf.assung v.orlegen zu können. 

Präsident Dr. Maleta: Zusa-tzfrag'e. 

.Abgeordneter Kriz: Sehr Igeschätzter Herr 
Bundesminister! Si,e Ihaben schon gesagt, daß 
dieses Gesetz no'Velli'ert ,werden som. Ich hätte 
eine konkf'ete Frage an Sie zu stenen: Heuer 
im Sommer war die Donau überaus stark von 
Motorboot'en belebt, und 'es haben sich einige 
Unfälle, leider auch tödliche, er,ei'gnet. 

Unterlie,gt dann der Bootsbesitzer womög­
lich einer gesetz/lichen Haftpflicht, und wäre 

befindliche Person ein geeignetes Rettungs­
mittel bereitzuhalten hätt'e? 

Präs'ident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Die Privaten, die die 
Wasserstraßen befahren, unterliegen densel­
ben Sichenheitsvorschriften ,wie die Halter von 
gewerblich täUgen Schiffen und haben da'her 
auch dieselben Sicherheitsvorschriften einzu­
ha'lten. Im HinIblick auf die von Ihnen zitiert,en 
Unfälle habe ich die Oberste Schiffahrtsbe­
hörde beauftragt, aUe Konsequenzen, die sich 
aus dies,en Erfahrungen des vergangenen 
Sommers ergeben haJben, in die N ove]lierurug 
~ur Wass·erstr,aßerrverk'ehrsordnung mite'inzu­
beziehen. 

Präsi'dent Dr. Maleta: Zweite Zus.a'tzfrage. 

Abge.ordneter Kriz: Herr Bundesminister! 
An schönen Tagen wimmelt die Wachau­
Strecke und auch der Raum von Wien von 
Motorbooten aller Typen. Viele Boote sind, 
wie Sie ja selbst wisslen, mit Zweitaktmotoren 
ausgerriist1et, die nach den Gutachten der Fach­
l,eute das Wasser stärker verschmutzen als 
Viertaktmotoren. Es gibt aber ,auch eine 
Menge Boote mit Viertaktmotoren, wobei die 
PS-Zahl meines Erachtens in keinem ange-­
mess,enen Verhältnis zum Verwendungszweck 
slJeht. 

Ist etwa vieHeicht mit 'einem Verhot bezie­
hungsweise mit einer Einschränkung di.eser 
Typen bei der NoveUierung zu rechnen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Bei der No'Ve~lierung 
werden wir auch ,zu beachten Ihaben, daß die 
notwendi,gen ,tledmischen Vors,chrift,en -erlassen 
werden, die es ,ermöglichen, den Geboten der 
Sicherheit, der Reinlhaltung und des Lärm­
schutze's zu entsprechen. Wir werden das im 
einzelnen durchgehen. Die Fluß,schiffahrt, was 
ihren gewerhlichen Teill betrifft, hat ja keine 
besondere Freu1de mit den Motorbooten. Auf 
der andelien Seite versuchen natürlich. .auch 
die Motorsportiler für sich einen gelwissen 
Lebens- und Be'täNlgungsraum zu erhalten. Wir 
werden im engsten Einvern€1hmen mit beiden 
Teilen, die am Vel1k€lhr ·auf unseren Wasser­
straßen beteiligt sind, versuchen, einen ge­
meinsamen WBg 'zu finden., der auch auf die 
Bedürfnisse der Anrainer des D.onaustromes 
Rücksicht nimmt. 

Präsident Dr, Maleta: 20. Anfrage: Albge­
ordneter Dr. 'Ble,Dlk (OVP) ,an den Herrn Ver­
kehrsminis,ter. 

1720/M 

Bis wann ist mit dem zweigleisigen Ausbau 
der Bundesbahn im Rheintal zu rechnen? 
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Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Seihrgeehrter Herr 
Abgeordneter! Die Osterreichi'schen Bundes­
bahnen planen den Alusbau der Str'ecke zwi­
schen Bregenz und Felldkirch auf durchg,ehend 
zweigleisigen Betrieb in Stufen bis 1980, wo­
bei sie von zwei Voraussetzungen ausgehen: 
Das eine ist die materialmäßi'g,e Vorausset­
zung, die im Zusammenhang mit dem Fort­
schreiten der AnbeitJen am Güterbaihnhof 
Wolfurt st'eht, die andere Voraussetzung ist 
di,e der ,entsiprechlenden Finanzierung dieser 
Vorhaben. Bekanntlich 'ist das Bundesbahn­
budget ein Teil des jährlichen Bundesbudgets, 
ist daher von der Jähr,lichikeit ,abhängig, und 
aUe Voraussetzungen können daher nur unter 
der Einschränkung getroffen werden, daß dann 
auch die Finanzierung mH den e.ntsprechenden 
Jahresquoten in den jeweiligen Jahr,eSlbundes­
budget:s gesichert 'ist. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatz,frage. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Es ist bekannt, 
Herr Bundesminrster,daß ,die Rlheintalgeg,end 
in Vorarlberg nicht nur bevö1kerungsmäßig, 
sondern auch veri~ehrsmäßig zu einer der 
dichtesten Gegenden Osterreichs zählt. Sie 
harben schon er,wähnt, daß ein Problem, ein 
sehr wresen1:ll'iches Problem die Finanzierung 
des zweigleisrgen Ausbaues dieser Bahn­
strecke ist. 

Herr Bun'desminis,ter! Ich darf kurz in 
Erinnerung rufen, daß bereits im JahI1e 1971 
für eine Teils,treclm der Rheintal-Bundesbahn­
strecke das Land Vorarlberg eine Vorfinanzie­
rung angeboten hat, und zwar damals in Höhe 
von 18 M'Lllionen Schi:tling. Diese Vorfinan­
zterung wurde ,schriftlich via Osterreichische 
Bundesbahnen dem Finanzministerium prä­
sentiert, wurde ,aber aus grundsätzlichen 
El'wä,gungen nicht akzreptiert, we11 damals das 
Finanzmirristerium der Meinung war, daß sol­
che Finanzilerungen nicht im Rahmen von 
Sonderregelungen durchgeführt werden soll­
ten, sondern lbudgetmäßig. 

Es wurde im Mai dieses Jahre,s vom zustän­
digen Regierungsrefer,enten Vorarilbergs für 
di,e Fortführung des zweigleisigen Ausbaues 
dieser Strecke rreuerlich - zunächst münd­
lich - ein Kreditangebot des Landes unt'er­
breitet, und 'Zwar in Höhe von 30 Millionen 
SchLlling. Die Osterreichischen BUIlJdesibahnen 
haben dann erklärt, sie würden etwa im Juni 
dieses Jarhres darüber verlhandeln. - Gesche­
hen ist nichts. 

Nun 'hat eine Äuß,erung von Ihnen, Herr 
Bundesminister, wie Ilhnen bekannt ist, ziem­
lich vrel Sturm und sogar Verär,gerung in 
Vorarlberg hervorgerufen, aJls Sie vor kur,zem 

meinten, die Finanzierung des ~weigleisigen 
Ausbaues dieser Strecke sei nur dann mö,g­
lieh, wenn auch das Land Vorar,]berg mit 
eig,enen M'itteln in ,einem gewissen Finan­
zierungshereich tätig werde. Ko.nkret halben 
Sie ein DriUe'l der Kosten genannt. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesminister, 
ob Sie diese Ihre Aufifassung, die ,an sich im 
Widerspruch zu der Iganzen Vorgeschichte 
ste:ht, auf,rechthalten. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Die Sachlag'e ist fol­
gende: Die Osterreichischen Bmrdes:hahnen 
haben einen kommeI1zie,Uen Gesetzesauftrag 
in Form des .Bundesbalhngesetzes. 

In Erfüllung dieses Auftrages würde das 
ge,uenwärtige Volumen des Güterverkiehrs 
keine durchgehend ZlWeigleilsig;e Ausbau­
strecke 'Zwischen Bregenz und Fe1dkirch recht­
fertigen. Diese Zlweigleisigkeit wird praktisch 
dann notwendig, wenn man auf dieser Strecke 
in kurzen Abständen Personenverk1ehr zur 
NahverkehrsbedileI1ung Iführen will. 

Die Bundesregierung hat nunmehr lerst­
ma}ilg - und das unt'ersche'idet die jetzige von 
früheren Situationen - Dür 1915 einen Betrag 
von einer halben MiLliarde Schilling für das 
gesamte Bundesgebiet für den Ausbau von 
Nahverkeihrs1einrichtungen 'bereitgestellt untier 
der Voraussetzung, daß auch die am Nahver­
k,ehr interessierten Länder iihren Be'itra'g d,azu 
leist:en. 

Solche Offerte sind ,demnach von mir nicht 
nur dem Bundesland Vor,ar!lbetg ,gemacht wor­
den, sondern darüber finden in anderen Bun­
desländern hereits konkrete Gespräche mit der 
grundsätzlichren Zusage der dortigen Landes­
regierungen, einen Beitrag leisten zu wollen, 
statt. So g,eschehen in der Steiermark, in 
Kärnten, Burgenland, Nie,derösterreich und 
Wi'en. 

Es wird daher einsichtig sein, daß im Sinne 
einer Gieichbehandlullig aller Länder dass,elbe 
Offert, das wir anderswo .gemacht haben, auch 
Vorarlberg gemacht Iwird. AUerdings hat die 
Vorarlberger Landesregirerung darauf noch in 
keiner Weise reag,iert. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

A!bge,ordneter Dr. Blenk: Dies,e Nichtreak­
tion, Herr Bundesminister, dürfte darauf 
zurückzuführen sein, daß im konkreten Falle 
Rheintal-Bundeshahn dieser Ihr Vorschlag, 
wi'e schon von mir erwähnt, allen frlÜheI1en 
Verhandlungen und sog,ar Vereinbarungen 
widerspricht. 
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Dr. Blenk 

Ich ,hCl'be ein SchreiJben vor mir, das das 
Bundesministerium für Finamen im Mai 1972 
an die OBB gerichtet Ihat. Darin heißt es im 
Sinne der von mir schon eIiwähnten Ableh­
nung einer Sonderfinanzierung: "Unter der 
VoraussetZIung, daß der Zlweigleisige Ausbau" 
der Rheintalstrecke - hier ist nur von ,einem 
Teilstück die Rede - "auch im wesentlichen 
Interesse der OBS liegt, wäre daher das 
Bundesminist,erium für Finanzen bereU", die 
Finanzierung im Rahmen des ordentlichen 
Budgets durchzuführen. 

Ich wiederhole noch einmal: Trotz dieser 
grun.dsätzlichen Zusage hat das Land Voranl­
berg seiners,eits ein Kreditangebot unt'erbr·ei­
tet, das off.enbar abge,leihnt Wird. Ihrer jetzi,gen 
Antw.ort entnehme ich, daß eine Reihe von 
ander,en Fällen im Nahverkehr - und di'e 
Strecke RJheintal ist Zlweifel:los eine Nahver­
keihrsstreckIe - gleich !behandelt werden soll. 

Darf ich Si1e .fragen, Herr Bundeskanzler -
Herr Bundesminister, ich bitte um Nachsicht, 
in di·esem Falle wahrscheinlich gerne gege­
bene Nachsicht -, um we!lche 'konkreten 
Str,ecken es sich handelt, nicht nur um .we'lche 
Bundesländer grundsätzllich. (Abg. Dr. W i t­
haI m: Was weiß man bei der SPO?) Ich 
glaube, daß die Voerkehrsdichbe, und es geht 
hier sicher nicht nur um das Güter,aufkommen, 
daß die Personenverkehrsdichte des Rheintales 
ihresgleichen in Osterreich fast suchen wird. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minist,er. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Wie Sie selbst sagen, handelt 
es sich in diesem von Ihnen hier zitierten 
Schreiben um den Bezug auf eine Teilstr,ecke. 
Auch ich selbst habe davon gesprochen, daß 
es Tei,l,e dieser Strecke zwischen Feldkirch und 
Bregenz gibt, die ·auch im betriebswirtschaft­
lichen Interesse der Bundesbahnen einer Zwei­
gleisigkeit -bedürfen, jedoch nicht die durch­
gehende Strecke. Es handelt sich im Kern 
darum, wer was finanziert, wer was bezalb:lt. 

Ihre Frage hat aber einen zlweiten. Teil, 
nämlich den, wo 'es in Osterreich noch einen 
solchen Bal:lun.gsraum gibt. Ich rede jetzt gar 
nicht von der Bundeshauptstadt und den bei­
den um- und anHegend'en Bundesländern, 
sondern konkret ist zum Beispiel in der 
Ste'iermark die Strecke Bruck ·an der Mur -
Graz mit allen Gemeinden, dti,e ·an dieser 
Strecke unmittelbar und mittelbar Heg.en im 
Gespräch. Sie ,werden sich,erlich Verständnis 
dafür haiben, daß die Zahl,en der Volkszählung 
dort eine mindestens eben solche Frequenz 
wie für die Strecke Feldlkirch-Bre'genz eI"War­
ten .lassen. 

Mithin, ·es gibt auch anders:w,o in Osterreich 
einen solchen Nahverkehr, und dort ist das 
Bundesland, ist die Landesregierung bereit, im 
Inter,esse des AUSIbaues dieses Nahverkiehrs 
einen Beitrag aus Landesmitteln zu leisten. 

Präsident Dr. Maleta: Darf ich um knappe, 
praZlse Formulierungen hitten, damit wir 
wenigstens mit dem groß,en Rückstand aus der 
vori,gen Sitzung jetzt noch fertig rwer,den. 

21. Anfrage: Abgeordneter Dr. Schranz 
(SPO) an den Herrn Verkehrsminister. 

1671/M 

Welche Maßnahmen können durchgeführt wer­
den, daß mehr der anspruchsberechtigten Perso­
nen als bisher über die Möglichkeit informiert 
werden, von der Rundfunk-, Fernseh- und der 
Telephongebühr befreit zu werden? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminist,er Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! (Abg. Dr. GI U bel: Das ist 
das Tempo der Sozialistischen Parteil) Ja 
bitte, wenn man vie,l ge.tragt wird, Herr 
Kollege, muß man v,iel antJworten. 

Präsident Dr. Maleta: Wir red'en nicht über 
das Tempo, sündern über den Inhalt. Das gilt 
für beide Teile. 

BundE:sminister Lane (fortsetzend): Ich 
möchte zuerst sagen, daß die österreichische 
PostverwaHung von je her di'e davon betrof­
fenen ,Personen, also in erster Linie die Pen­
sionisten mit :kJleinen Pensionen, über die 
Ermäßigungen bei Te~lefoI1'gebülhren in Form 
von Presseaussendungen informiert. Das ist 
mehrmals, je nachdem wie sich die Pensions­
höhe entwic'k'elt, ,einmal im Jahr oder zumin­
dest im Verlaufe von einig,en J.ahren not'wen­
dig. Das war di'e bisher übliche Form der 
Information. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatzüage. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Minister! 
Besteht die Möglichkeit ,einer direkten Infor­
mation aller Postkunden durch die Postver­
waltung? 

Präs.ident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Di1e Möglichkeit, Herr 
Abgeordneter, besteht. Sie wird in nächster 
Zeit in der Richtung g'enübzl, daß auf den 
Telefonrechnungen ein k.urrzer Hinweis auf die 
Gebührenermäßigungen oder -befreiungen auf­
gedruckt wird. Darüber hinaus wird in diesen 
Hinweisen norn .auf ein MeIlkblatt vepwiesen, 
das auf aHlen Postämtern kostlenlosClJu~liegt 
und wirkl'ich umfassend ülber die Geibühren­
befreiungen informiert. Eine urnfassende Auf­
nahme dies'er Befreiungsbestimmungen auf 
die Rechnung sellbst war leider ·a,us PlatzgIÜn­
den nicht möglich. 
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Präsident Dr. Maleta: ZJweite Zusatzlfrage. ich mir diese ZusatzJfrage 'gestatten darf -, 

Albgeordneter Dr. Schranz: Es ist sehr er- daß im Sinne meiner ArufMge eine Änderung 
eintreten wird? 

freullich, daß nun ,eine solche erstmal'i9'e 
Information der Berechtigten über ihre An­
sprüche erfo1gt. Das zeig,t von vielem sOZiialem 
Verständnis. Könnten Sie auch v'ersuchen, den 
ORF dazu zu !bewegen, in seinem Wirkungs­
bereich über Sendungen oder über Rechnungen 
und entsprechende Aufdrucke die betroffienen 
Personen über die Möglichkeiten der Gebüh­
renbefreiung zu informieren? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Wir JhaJben und wer­
den auCh in ZukuIl!ft 'den ORF sel.b'stve.rständ­
TidJ.ersuchen, seine Kunden seinerseits über 
die Rundfunk- und Fernsehgebührenibefrei­
ungsbestimmungen zu informieren, zumal es 
ja dort zum Beispiel Kundendienstsendungen 
gibt. Ob und in welcher Form davon Gebrauch 
gemacht :werden wird, darauf steht mir aller­
dings kein Einfluß IZU. 

Präsident Dr. Maleta: 22. Anfrage: Abge­
ordneter Dr.Bauer (tJVF)an den Herrn 
VeJ1kehrsminister. 

1722/M 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: leb 'bin g,erne bereirt, 
dieses Problem mit ,dem Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigullig zu erörtern. Ich s,ehe 
allerdings nur dann eine 'Lösungsmöglichkeit 
- das möchte 'ich ganz off.en sagen -, wenn 
in ir,gendeiner Form die dadurch für die Ver­
kehrsunbernehmen entstehenden Ausfälle rub­
gedeckt werden, 'Wobei man über die Form 
diskutier'en kann. 

Präsident oDr. Maleta: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Bauer: Ich bin Iihnen, sehr 
geehrter Herr Bundesminister, auch für diese 
Information s~hr dan1kibar und möchte mir e'ine 
weitere Frage erlalUben, nämlich in der Rich­
tung, oh Sie eine Möglidrlmit .zur Refundie­
rung etwa awf dem Gebi·et sehen, daß seitens 
des Bundesministeriums :für Landesv,erteid'i­
gung durch Umschichtung gewisser Ausgaben 
- ich denke etlwa an die im Augenb'lick lau­
fende Insertion - Beträge fmi werden, die 
dann für derartige Zwecke Verwendung finden 
könnten. 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. Sind Sie bereit, dafür zu sorgen, daß den Prä­
senzdienern die gleichen Fahrpreisermäßigungen, 
die sie auf den Eisenbahnen genießen, auch auf 
den Kraftwagenlinien der OBB und der Post 
gewährt werden? 

Bundesminister Lane: In Iwelcher Form diese 
Abdeckung vor sich gehen soM, ist nicht Sache 
jenes Teilles des BUIl'desvollzuges, der mir 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. zusteht. 

,Bundesminist,er Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die Bestimmungen des Kraft­
fahrliniengesetz'es sehen vor, daß eine Abän­
derung der Beförderufl'gsbecLingungen nur auf 
Grund von Anträgen der UnterIlJehmungen 
vorgenommen werden kann. Das trifft auch 
auf Beförderung,sbedingungen ,für Präsenz­
dienstpflichtige beim österreichischen Bundes­
heer zu. 

Sowohl die Kraftwagendienste von Bahn 
und Post als auch private Kraftfahrilinienunter­
nehmer erklären sich jedoch im Hinlblick auf 
die zugestandenen Tarife aus kommerziellen 
betriebswirtschaftlichen Gründen nicht in der 
Lage, solche Anträge /Zu st,eJ},len. 

Präsid'ent Dr. Maleta: ZusatZifrage. Bitte. 

.A!b.geordneter Dr. Bauer: Herr Bundesmini­
ster! Ich bin IIhIlJen selhr dankJbar für .diese 
Information. Ich möchte aber doch darauf ihin­
weisen, daß die Offentlid1Jkeit kruurn Verständ­
nis dafür findet, daß PräseThZdiener von V'er­
keJhrsmittelln, die doch dem Bund ,genören, zu 
unterschiedlichen Bedirugungen beförklert wer­
den. EribliCken Sie eine MÖlglichkeit - wenlIl 

,PräsideIl!t rOr. Maleta: 23. Anfrage: Abge­
ordneter Dr. Reinhart (SFtJ) an den Herrn 
Verkehrsminlister. 

16'13/M 

Wann können die im westlichen Gemeinde­
gebiet von Solbad Hall nahe der Anlagen der 
OBB wohnenden Bürger mit ,einer Beseitigung 
der schon seit Jahren andauernden Lärmentwick­
lung durch den Rangierbetrieb arn Bahnhof Sol­
bad Hall rechnen? 

Pr.äsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Miruister. 

Bundesminister Lane: Seihr verehrter Herr 
Abgeordneter! Der Bahilihof SOIUba'd HaU ist 
Zugbilde'bahnihof für den Raum Tirol und Vor­
arliberg uilid 'bedient :auch die tür die Schweiz 
bestimmten Güterzüge. Zur Zugbildurug laufen 
in diesem Bahilihof t~glich etw,a 1000 W,agen 
über den Rolliber'g in die RidJ.'tuIlig'sgle.ise ah . 
Der Aufprall dieser W1ligen auf :bereits in den 
Richtung,s91eisen hefiIlldlicben anderen Wa,g­
go.ns ha,tschon immer ZlU einer 'Zlugegeibener­
maßen starken Lämnentwiddnmg IgefÜlhrt. 

Die Bundeslbahndir,ektion Innsbruck hat des­
wegen smon vor Iger.aumer Zeit die Gemeinde 
Solbad Hall gebeten berzieihungsIWeise bei ihr 
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Bundesminister Lane 
beantr'agt, in der näheren Umg,ebulllg des Bahn­
hofes keine Wohn- und Sierdlungslbauten durdl 
erutsprechende BächeIllWidmung ~urzulassen, 

UJm hidIrt 'Zusätzlidl BewOIhner dieser Gemeinde 
eiiD'er starken LärunbeläsUgJUIlig auszusetzen. 
Trotzdem ist fUndIherum ,gebaut und verbaut 
worden. Selbstverständlich ist lauch damit für 
die dort Wohnenden die Lärmbelästigung viru­
lent gewoliden. 

Es .gibt ,abgesehen von den Arufpra,l1geräu­
schen noch Kreischgeräusche im Zuge des 
Brems1vor,g,angesj hier 'ist bei der Erzeuger,;, 
firma dieser Bremseinrichtungen ein For­
schun:gs,pr.og'f'amm im Gange, an dem sich audl 
die Schweizer Bahnen heteHigen. Wir nehmen 
an, daß im nächsten J.ahr die Erlgebnisse vor­
liegen werden und daß das Problem Kreisdl­
geräusche zumindest ,in ,absehbarer Zeit tech­
nisch .g.elöst wer.den kann:. 

Präsident Dr. Maleta: ZusatzIrage. 

.A!bgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehr,ter 
Herr Bundesminister! Seit wann tritt eigent­
lich das Verkehrsminisl1:erium an die Stadt­
g,emeinde HaB mit dem Ersuchen heran, bei 
der VeDg,abe von BauJgeneihmigamg,en die Be­
völJkel1ung 'aluf diese Lärmentwicklung bezi,e­
hUI1gsweise auf diese Umwelteinflüsse himzu­
weisen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Der Antra.g der Bun­
des'bahndirektion Innsbruck. ist datiert mit 
21. März 19S1, Zahl 102/11 R-1951. Darin 
wurde :Thicht nur gebeten, keine BaubewiUi­
gungen zu geben, sondern überhaupt dieses 
unmittelbare Umland des Versdüebebahnhofes 
mit einer Bausperre zu belegen, wei~ nur dann 
diese LärmbeläsHgungen wirklich hundertpro­
zentig ihintanzu1halten gewesen wären. Aus 
welchen Gründen das sleit'ens der Gemeinde 
nicht geschehen ist, entlzieht sich meiner ~ennt­
nis. 

Präsident Dr. Maleta: Zlweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrt,er 
Herr Bundesminister! Ist daher nach Ihrem 
derzeitigen W,issen ,auch die Stadtgemeinde 
Hall in der letzten Zeit nie mit einem dies­
bezüglichen Ersuchen an Sie bezieih:ungsweis,e 
an das Ministerium iher'aDJgetre:ten? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Min'ister. 

Bundesminister Lane: Weder an das Bundes­
ministeri'um für Verkehr noch an mich persön­
lich. Ich will ,aber nicht ausschließen, daß viel­
leimt ,ein dieSibezüglimer Vopgang bei den 
Osterreichismen Bundesbahnen läuft; das 
kann ich aber momentan nicht beantworten. 

Präsident Dr. Maleta: DaIllke, Herr Minister. 

Damit sind tlie ITÜckständigen Fra.gen aus 
der vorangegangenen Sitzung erledigt. Wir 
ge'langen somH ,zum Fragespi'egel der heuUgen 
Sitzung. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident Dr. Maleta: 1. Anfrage: Abgeord­
neter Dr. l(jönig «OVP) ,an den Herrn Bundes­
minister rur Justiz. 

1689/M 

Trifft es zu, daß gefährlichen Rechtsbrechern, 
insbesondere Personen, die Geisel genommen 
haben, im Strafvollzug Hafterleichterungen ge­
währt werden? 

Präsident Dr. Maleta: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister 'tür Justiz Dr. Broda: Herr 
Dr. König! In deDJösterreichischen Justiz,an­
stalten wird der Str,afvO'Hzug auf Grund der 
Bestimmungen des Str,afvollzug,g;gesetzes 
durchgemhrt. Es besteht kein ADJlaß zur An­
nahme, daß Igefährlichen Rechtshrechern ,ge­
set~widrige Hafterleichterungen ertei:lt wer­
den. 

Im möchte hinzufügen: Die Str,af,gef'angenen, 
welche im Zusammenhang mit Geiselnahmen 
der Offentlichikeit tbeIDal1iIlt wur.doo, sind nicht 
mehr in den ursprünglichen Justizanstalten, 
aus welchen sie flüchteten, untergebracht. Wo 
es zur Erreichung der Zwecke des Strafvoll­
zuges zweckmäßig und möglich ist, sind auch 
diese Strafgefangenen, darunter auch der jetzt 
25jälhfi.ge Walter SchUlbirsch, von psychothera­
peutischen Maßnahmen auf Grund des Straf­
vollmgs,gesetzes :nkht 'aus.geschlossen. Alber 
das ist keine Hafte:r:leichterung, sondern das 
ist eine Maßnahme alUf Grund des SkafvoU­
zug,sogesetzes. 

Präsident Dr. Maleta: Zusatztfrage. 

Ahgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Wir halben gemeinsam die Strafrechts­
ref,oDID und auch den Str.afvollzUlg beraten, und 
ich sltimme mit Ihnen ülberein, daß es unsere 
Auffassung war, daß der StrafvoHzug mensch­
lich sein sO'll und daß er dJaruber hinaus bei­
tragen soll, den Rechtslbrecher wieder in die 
GeseHschaft einzugliedern. Aber wir waren 
aum der Ülbereinstimmenden AJUfifassung, daß 
die Sicherheit der Bevä:lkerung dadurch nlicht 
gefäihrdet werden dÜI1fe. 

Herr Bundesminister! Ich weiß nicht, ob 
Lhnenbekannt ist, daß der Häftling Schulbirsch, 
jener, den Sie eben nannten, der bekanntlich 
den drei Stein-Ausbrechern angehört hat, die 
damals in einer spekt,a~ulären W,eise dluch 
die Geiselnahme ,garuz Wien in Atem hielten, 
im Lande'sgericht I - nach verläßlichen Aus­
sagen - als Ha1Usarbeiter frei herUiII1läuft. Es 
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ist doch wohl nicht ,anzunehmen, daß der Ein- smwerwie,gendsten Fällen derartige Erleich­
satz als Hausarbeiter zu psychotherapeuti- terungen schion während der Haftzeit 'I'ange 
schen Zwecken erfolgt. Daher, Herr Bundes- v,or der Entlassung ,gewährleisten muß. 
minister, meine Frage: Ist Ihnen das bekannt, 
und, wenn nein, werden Sie bitte veranlassen, 
daß hier den Sicherlheitshestimmungen ent­
sprochen wird? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Bundesminis,ter. 

Bundesminister Dr. Broda: Ich habe dazu 
folgendes zu sa,gen: Mir ist die Tatsache, daß 
der Strafgefangene Walter Schulbirsch im 
Arbeits,einsatz steht, und zwar als Hausarbei­
ter, sehr wohl bekannt. Das entspricht auch 
durchaus den Intentionen eines vernünftigen 
und daher wirksamen Strafvollzuges. Ich weise 
auf das entschiedenste Ihre Untersteillung zu­
rück, daß es sich daJbei um ein freies "Herum­
laufen" handelt. Ich muß der Anstaltsleitung 
die Verantwortung für die volle Wahrung 
der Sicherheit überlassen. Ich habe gar keinen 
Grund hier einzugreifen. Unsere psychothera­
peutischen Berat,er, inslbesondere Herr Doktor 
Sluga, haben die spezielle Aufgabe übernom­
men, sich um derart schwierige Fälle von Straf­
gefangenen zu kümmern, und er tut das auch. 
Er hat sich für di'ese Art von Verwendung im 
Arbei,tse'insatz als eine Se]bstv'erständlichkeit 
ausgesprochen. 

Nun möchte ich noch etwas hinzufügen: Der 
Strafgefan.gene 'Schubirsch ist derZleQt 25 Jahre 
alt. Das heißt, er hat wie jeder verurteilte 
Rechtsbrecher einen Anspruch auf Berwährung. 
Der Strafvo!llzug hat die Verpflichtung, ihm 
diese Möglichlkeit zu gelben. Darin IHegt eine 
viel größ1ere Sicherheit ~ür die Bevö'lkerung, 
als wenn wir uns nicht um dj'e einzelnen Fälile 
hier wil1klich kiÜmmern (würden. 

Präsident Dr. Maleta: Zweite ZusaJtzfrage. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Wir haben gemeinsam vOT,gesorgt, daß 
jene, die vor der Entlassung stehen, zeitge­
recht - das kann nach unserer gemeins,a'men 
Einigun,g im Strafrecht'saus5chuß bis ein Jahr 
vor der EnUassung sein - im Entlassungs­
volltzug Erleichterungen 'genießen, UJm die Be­
treffenden wieder auf dias Leben in der Frei­
heit vorzubereiten. Alber wenn man während 
der Haft, lange vor dem EnHas'sungsvollzug 
- wenn ,auch auf !das Anraten eines Psychia­
ters hin -, derartige Risken eingeht, dann, 
gllaube ich, Herr Bundesminister, kann ikein 
Psychi,ater und auch kein AnstaHsleit!er die 
Verantwortung dafür ii:bernebJInen, wenn wie­
der, so wie damals in Stein, aus ATh1aß so,gar 
der UbersteHunlg ein ällmlicher Fall der Geisel­
nahme passiert. Wenn dann eine Geisel tat­
sächlich umkommt, Ig}aUlbe ich ni chit , daß man 
das daJIDit motivieren kann, dia'ß man saogt, 
daß man gerade in diesen heikelsten und 

Herr Bundesminister! In diesem Zusammen­
han:g eine Zusatzfr!a,ge. Sie haben bekannrtlich 
den Häftlingsurlaub .und auch den Ausgang 
im StrafvoUzugsgesetz vertreten. Wir waren 
anderer Meinung. Sie haben gesagt, daß Sie 
in der kommenden Legislaturperiode, wenn 
Sie ;da~ür eine Mehrheit bekommen, das neuer­
lich vertreten werden. 

Alber je,tzt stelht es nicht im Gesetz, und ich 
höre, daß an der Sond'eranstalt Mittersteig 
immerhin schwere Burschen mit drei bis fünf 
J,ahren Kerker mit WacheIbeamten in Gast­
häusern 'gesehen werden, dorthin auf ein iBier 
gehen und bisl'ang noch zurückgekehrt sind; 
aber das muß Ja n:icht so hleihen. Eine solche 
Vorwegnahme mö,glicher späterer Intentionen 
des Ressorts wäre doch woihl nicht zu verant­
worten. 

Herr Bundesminister! Sind Sie bereit, diese 
Sache überprüfen zu lassen? Ich habegeStagt 
"ich höre". Ich kann mich nicht verbrür:gen, 
ruber ich bin ziemlich IÜIbel1zeugt, daß die IThfor­
mation :zJUtreffen wir:d. Sind Sie ,also bereit, 
di.e Sache ernsthaft prillen zu lassen und auch 
hier nach dem Ge,setz vorzugelhen? 

Präsident Dr. Maleta: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abg'eord­
neter König! Ihre Zus,atzrede steht mit der 
eingereichten Fmge ülberlb.'aupt in keinem s,ach­
lichen Zusamrnenhanlg. Ich werde natürlich 
aJuch dias, was Sie in lihrer Zusatzrede mir j,etzt 
vor'getrag!en halben, überprüfen la'ssen. Ich 
möchte mit Na'chJd.ruck 'darauf verweisen, daß 
ich nicht den ogeringsten Anlaß zu der An­
flIahme hClibe, daß die auß·erordentHch ver,ant­
wortun:gstberwußte Leitung der Sonder,anstalt 
Mittersteig sowohl durch einen leitenden 
Justizwacheheamten wie dturch den ämtolichen 
Berater Dr. Slug.a im geringsten gegen geHende 
gesetzliche Vorschriiften verstößt. Alles andere 
wird 'zu untersuchen sein, und ich werde nicht 
ermangeln, auch Ihnen in geeigneter Form 
Auskunf't 'z.u erteilen. 

Das hat mit ZlUJkünfUgen legislativen Maß­
nahmen nach einem Begut'achtung,s,verfiahren 
über die Weiterentwick.luThg des StralvoHzugs 
un:d erweiterte Mögli'chJkteiten der Strafunter­
bredJJurug gar nichlts 'Zu tun. 

Aber zurück zum ersten Teil Ihrer Zusatz­
rede beziehungsweise Zus:at'Zfrage. Auch der 
evangelische Gefang,eruhausseelsorger des Lan­
des,gerichtlichen Gefan:genenhauses in Wien, 
Pfarrer Waskky, hat mich ,ausdrücklich er­
mächti:gt, Ihn:en hier 'zu erklären, daß es über 
sein Anraten g,eschi'eht, daß wir dem Straf-
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Bundesminister Dr. Broda 
gefaillgelllen Sch'Ulbirsch eine Chance geben, bei 
voller Wahrung aller lSicherheitsvorikehrungen 
im Haus. Daß eiln Strafgefangener arbeitet, 
isrt etwas, was '9'alllZ gewiß unser aUer Inten­
tionen hier entspricht. Denn Arlbeit ist immer 
noch die beste MÖlglichlkeit gewesen, jemaJl­
den, der jetzt erst 25 Jahre alt ist, noch einmal 
eine Chance zu geben. 

Präsident Dr. Maleta: Di'e 60 Minuten der 
Fragestunde sind abgelaufen. Somit ist di1e 
Fragestunde beendet. 

Zuweisungen 

Präsident Dr. Maleta: Den in der letzten 

1. Punkt: Bericbt des Ausschusses für wirt­
schaftliche Integration betreffend den vom 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie vorgelegten Bericbt (111-125 der Bei­
lagen) über den Stand der Europäischen Inte­
gration hinsichtlich der österreichischen Wirt­
scbaft sowie über die von der Bundesregie­
rung im Hinblick auf die Integration gesetzten 
innerösterreicbiscben Maßnahmen (Integra-

tionsbericbt 1973) (1187 der Beilagen) 

Präsident Dr. Maleta: W,lr gehren tn die 
T,ag'esordnung ein und ,gelangen zum 1. Punkt: 
Int,egrationsbericht 1973. 

Sitzung eingebrachten Antrag 129/ Ader Berichterstat1er ist der Herr Ahgeordnete 
Abgeordneten Erich Hofstetter und Genossen He-inz. Ich bitte um den Bericht. 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem Be- Berichterstatter Heinz: Sehr geehrter Herr 
stimmungen des Arbeitsverfassungsgesetzes Präsident! Hohes Haus! Der Burrd'es.minister 
geändert werden, weise ich dem Ausschuß für für Handeil, Gewerbe und Industrie hat am 
soziale Verwaltung zu. 29. März 1974 dem Nationalrat den In1:egm-

Den eing,elangten Bericht über (He Tätigkeit tionsbericht 1973 vorgelegt. 
des Osterreichischen UN~Po.lizleikontingents Demgeg,enständlichen Bericht wurde - im 
auf Cypern für das Jahr 1973 (ILI-154 der Bei- Sinne einer Entschließung des Nationalrates 
lagen) -weise ich Idem Verfassungsausschuß zu. vom 20. Juni 1973 - -zur Awgabe gestellt, 

Die in der letzten Sitzung a'ls -eingebracht "über den Stand der europäischen Integration 
bekanntgegehenen R:eguerungsvorlagen weise hinsichtlich der österreichischen Wirtschaft 
ich zu wie fÜltgt: sowie über 'die von der Bundesregienung im 

Dem Verfass'ungsausschuß: Hinblick auf die IntHgration :gesetJzten inner-
Bundes-gesetz, mit -dem eine VerrwaJltungs- österreichischen Maßnahmen" ZlU referieren. 

akademie des Bundes errrichtet wird (VeIiWal- Eine ex-akte Aussage hinsichtlich der Aus-
tungsakademie,gesetz) (1295 der Beilagen); wirkungen der europäischen lnte,gation ist in 

dem Außenpolitischen Ausschuß: Anbetracht des kurzen Beobachtungszeitrau-
Protokoll zum Konsularvertrag Zlwischen der mes seit Inkr,afttreten des Frei'handelsabkom­

Republik OsterIleich und der Union der Sozia- mens sowie des Einwirk'ens einer Reiheande­
list,isch'en So'wjetrepubliken vom 28. Februar rer Faktoren während des Berichtsjahres auf 
1959 (1298 der Betlagen); die österreichische Wirtschaft derzeit noch 

nicht mä.glich. Dennoch ist der vorUegende 
Bericht b.estrebt, am,f der Gr.undlageaUer ver­
fügbar,en Informationen möglichst korrekte 
Aussagen hinsichHich :des Standes der öster­
reichischen Wirtschaft im Rahmen der Euro­

dem Handelsausschuß: 
Bundesgesetz über den Bergbau und über 

die Änderung der Gewerbeordnung 1973 
(Berggesetz 1974) (1303 der Bei.ilagen); 

dem Ausschluß :für Wis·senschaft und For- päischen Integr,ation 'Zu treffen, und zwar so-
schung: wohl bezüglich des Frei'handelsabikommens mit 

Bundesgesetz über das Studium der Rechts- den EG und des EFTA-Dbereinkommens al,s 
wis~enschaften (1304 der BeHagen). auch be,züglich ,anderer Abkommen der Euro-

Es ist mir der VorschJIag zugekommen, die päischen lntegr,ation, 'an welchen Osterreich 
Debatte über die Punkte 2 Ibis einschließlich 4 teilnimmt. 
der heutigen Targesordnung unt,er einem ahzu­
fiühren. 

FaHs 'dieser Vorschlag angenommen wird, 
wird zuerst der Berichterstatter seine Berichte 
geben; sodann wird wie üblich die Debatte 
gemeinsam durch,gefuhrt werden. Die Ahs,tim­
mung erfolgt selbstverständlich getrennt. 

Wird dageg'eIl ein Einwand eIihoben? -
Das ist nicht der F,aH. 

nie Debatte über die Punkte 2 ,bis ein~ 

schließlich 4 wird daher unter einem abg,e­
führt. 

An den Bericht schHeßen sich drei Anhänge, 
die die Beschlüslse NI. 1 und 2/13 des Ge­
mischten Ausschusses sowi'e ,eine statistische 
Ubersdcht über den Waflenverkehr Osteueichs 
im größ,eflen Europäischen Frei'handelsraum 
zum Gegenstand haben. 

Der Ausschuß für wirtschaHliche Integration 
hat den vorliegenden Bericht in seiner Sitzung 
vom 30. Mai 1974 in Verhandlung genommen 
und nach WortmeMungen des Berichterstatters 
sowie ,der AJbgeordneten Dr. Lanner, Dkfm. 
Gorton, Dr. Fi-edler, Czernetz, Hiletl, Dr. Stix 

792 
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Heinz 
und Dr. Heischmann sowie des Obmannes 
Te schI und des Bundesministers für Handel, 
GeIWerbe und Industrie Ur. Starrbacher sowie 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft Dr. Weihs einstimmig beschlossen, dem 
Nationailrat dJie Kenntnisnahme des vorlie­
genden Bericht,es zu empfeMen. (Präsident 
Pro b stübernimmt den Vorsitz.) 

Der Ausschuß ,tür wirtschaftliche Integra­
tion steHt somit den An t rag, der Nationalrat 
woUe den vom Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie vorgelegten Bericht 
über den Stand der Europäischen Integration 
hinsichtlich der österreichischen Wirtschaft so­
wie über die von der Bundesregierung im 
Hinibhckauf die Integration gesetzten inner­
österreichischen MaßnahJIIlen (Integr'ationsbe­
richt 1973) S.aJIIlt Anhängen 1 bis 3 (III-125 der 
Beilagen) zur Kenntn:is nehmen. 

Einen Aufsch:llUß in dieser Richtung, Herr 
Bur.desnünister Staribacher, gibt uns der vor­
lieg,ende Integrationsibericht. Auf Seite 32 steht 
zu les.en: "Der auffallende -Rückgang der öster­
reichischen Viehexporte nach Italien muß im 
wesentlichen auf fiol,gende Ursachen zurück­
gefünf1t werden: 

Verschlechterung der ö'sterl'eichischen Ex­
portsteI1ung durch die 'besonders gegenüber 
Italien wirksame Änderung der Währungs­
paritäten insbesondere zu einer Zeit, als die 
AJbsatzl,age für diese Produkte in ItaUen noch 
günstig war." 

Im Klartext heißlt das: Durch die Aufwer­
tung des Schillings und wegen mangelnder 
Begleitmaßnahmen der österreichischen Bun­
desregierung haben wir es verabsäumt, jene 
damals günstigen Exportchancen auf dem ita­
lienischen Markt zu nutzen. Das hätte uns 

Für den FaU, daß Wortlmeldull'gen vorlie- viele Schwierigkeiten erspart. 

gen, bin ich Ibecruftra,gt zu beantragen, Gene- Und nun zur Gesamtsituation. Bedauerlicher­
ral- l1~d Spezialde:b.aUe unter einem ·atbzrufüh- weise war es nicht möglich, die Landwirtschaft 
ren. in das AJb;~oiffimen ~wisChen Osterreich tUnd 

Präsident Probst: Es ist beantragt, General­
und Spezialdeibatte unt,er einem aibzuflÜhren. 
- Es wird kein Einwand erlhoben. Wir gehen 
so vor. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Lanner. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. lanner (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Es lie,gt run.s 
heute ein Integrationsbericht vor, den wir auf 
Gr.und einer Initiative der Osterreichischen 
Volkspartei l1Iunmehr in regelmäßigen Abstän­
den vorgelegt bekommen. Ich 'glaoube, das ist 
eine gute EinricMunJg, weil das Parlament 
nicht nur die Aufg,a,lbe haben sollte, ein Gesebz 
zu beschließen, ein AJbkommen zu s~anktiO'llie­
ren, sondern sich auch damit zu befassen 
haben s011, wie weit ein solches kbkommen 
zur Anwendung gelangt, wo Smwierigkeiten 
liegen, wo Verbess'erunJgen notwendig sinld. 

Wenn wir uns, meine Damen und Herren, 
die Entwicklung Osterreichs mit den Euro­
päischen Wirtschaf,tsgemeiIlJschaften auf dem 
Gebiet der Handeisbilalllz vor Augen halten, 
so s'ehen wir eine wenig erfreuEehe Situation. 
Wir seheu, daß wir mehr und mehr passiv 
werden, daß wir an Boden verlieren. 

Besonders kraß ist diese Entwicklung seit 
dem J·ahre 1972, und besonders kraß im Be­
reich der Land- und Forstwirtschaft. Hier 
scheint ·es, als ob die im Zuge des EWG-Aib­
kommens beschlOtssenen Begleilmaßnahmen 
nicht ausreichen würdeIlJ, UJIIl -gewisse Schwie­
rigkeiten rzu ÜJberwinden. 

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein­
zubauen. IMan mußte sich mit Sond'errege.Jun­
gen, mit einem sOlg,enann1en kgraI1briefwech­
seI begnügen. Diese AußenseitersteHung hat 
Schluß'foIJgerungen. Wir sinld zunächst aus dem 
enghschen Markt herausIgeflogen, wo wir 
durch mehr a'ls z'ehn Jahre erf01,greich Butter 
und MilchpuLver v,erkauft hatten. Das ist kein 
kleines agrarisches Anliegen, denn Schwie­
rigkeiten im Export bedeuten, daß man Steuer­
mittel für neue Exportwege, die man suchen 
muß,aufwenJden muß. Wir stehen nun in Ita­
lien vor verschlossenen Türen. Wir sind Il!icht 
in der Lage, 'linser Schlachtvieh UIlJd unser 
Fleisch dort abzusetzen; und das auf unbe­
stimmte Zeit. Wir wissen also nicht, wann 
sich die Situation verbessert. 

Wir haben, so sagte ich, SOIlldervereillibarun­
gen mit der EuropäischenWirtscha'fts'gemein­
schaft ,getroffen. Wir haben in diesen Sonder­
vereinbarungen Zugestän'dnisse be~ommen, 

um unser Schlachtvieh UIl!d unser Fleisch bes­
ser absetzen zu können. Wir haben dafür b.e­
zahlt. Wir haben Gegenl-eistungen erbracht bei 
Wein, Obst, Gemüse, BlUJIIlen ,und bei Zier­
pflanzen. Wir stehen heute vor der Situation, 
daß diese GegenI.eistrun!gen mehr oder weni­
ger - Herr Landwirtschaftsminister, ich sag,e 
bewußt: mehr oder weniger, und Sie wissen, 
was ich damit meine - aufrecht sind, -aber 
wir die Leistung, die wir dafür erhan:d'eH 
haben, nicht wahrnehmen könn.en. 

Dazu kommt eines: Lm Vertrag ,seIhst, im 
Abkommen zwischen der EWG und tJsterreich, 
gibt es den bekannten Artikel 15, den Artikell 
der die Weitel'eIl!twicklrung des AbkommeIl!s 
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Dr.Lanner 

vorsieht. Dort ist davon die Rede, daß die 
harmonische Entwicklung des Handels mit 
l·andwirtschaftlichen Erzeugnissen gef.ördert 
wer,den soll. Das heißt also, das Ziel dieses 
Abkommens wäre, schrittweise 'den Handels­
verkehrauch im Bereich der Agrarprodukte 
zu verbessern. Was wir aber tun und was 
momentan geschieht, ist genau das Gegenteil: 
Wir stehen vor einer totalen Blockade. Die 
Italiener haben die Tor.e geschlossen, wir 
stehen vor verschlossenen Türen und zah·len 
brav und fleißig unseren Obolus. 

Das, meine DaJInell IUnd Herren, ist ·eine 
Situation, die Konsequenzen, die Fol:gewir­
kung,en hat. Jede Schwierigkeit auf dem Vieh­
und Fleischsektor belastet den MilchlIIlarkt. 
Eine Belastung des Milchrrnarktes hedeutet: 
Einkoiffimens,k:Jür~ung für 'die Bauern, höhere 
SteuermiUel tür ,aUe. Jede SchIwieri'91keit auf 
dem Viehs.ektor verunsichert die Produktion 
eines mehrjährigen Zwei,ges, unld jede Schwie­
rigkeit auf dem Viehsektor schmällert vor 
allem das Einkommen derer, die uns besonders 
am Herzen Hegen sollten, nämlich der Berg­
bauern. 

Nun zu den Schliuß,folgerungen: Es ist not­
wendig, daß wir im Inland, im eigenen Bereich, 
Entlastulligsmaßnahmen setzen. Hier, Herr 
Landwirtschaftsmindster, das möchte ich aner­
kennen, wurde einiges getan, ohwohl hedauer­
licherweise erst nach langen unld mühevol'len 
Experimenten. 

Und ein ZJweites: Wenn wir den eigenen 
Bereich im Inland entsprechend ausgeschöpft 
haben, so gilt es, gegenlÜbe-r der EWG - und 
ich glaube, das kann man nicht oft genug be­
tonen - Standfestig:keit ZJU 'zeigen. Ich weiß, 
Herr Handelsminister, daß seitens der Bundes­
regierung Auftrag gegeben wurde, daß die 
Botschaften p,rotestieren, ich weiiß von 'gewis­
sen Reisen der Minister, ich weiß von Bemü­
hungen. Ich möchte diese ,BemühuIllgen aner­
kennen, möchte Ihnen nur eines sagen: Sie 
müssen sich noch mehr .anstrengen. Wir müs­
sen hier zu einem Durchbruch kommen. Es 
ist nicht so, daß ein kleines Land nich'ts zu 
sagen hat. Reden wir uns das nicht ein. Be­
last'en wir uns nicht sellbst mit einem Komplex. 
Wir haben neben aUen Mänlgelne-ines kleinen 
Landes auch Vorteile. Wir sind ein poHtisch 
hochinteressantes Land, und ich glaube, es 
wäre de'r EWG eini.ges wert, wenn wir weiter­
hin im Wirtschaftlichen auch Stabilität bewei-' 
sen, denn 'ein Land, das wirtschaftlich nicht sta­
bil ist, kann es auch politisch nicht sein. 

Hier muß ich, meine Herren Minister, an 
Sie appe11ieren, daß Sie sich noch mehr 'an~ 
strengen, um schließEch in Brüssel einiges zu 
erreichen, 

Drittens: Ich glaube, daß es notwendig ist, 
immer wieder bei der Europäischen Wirt­
scr"afts,gemeinschaft auf den Artikel 15 zu ver­
weisen. Das kann nicht nur eine Dekl.aration 
um 'des Wortes willen sein. Wenn hier steht 
- im Artikel 15 'des Abkommens zrwischJen 
Osterreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft -, daß es das Ziel ist, den Han­
delSIVerkehr auch im Ag,ral1bereich zu fördern, 
dann muß man die Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft immer wieder steHen, sie auf­
merks am machen unld saog!en: Meine Herren, 
Laßt den Worten Taten folog,en! 

Schließlich ist es notwenJdig, daß wir, wo 
immer wir die Möglichkeit haben, Handels­
vereinbarungen, Geschäfte im weitesten Sinne 
dort tätigen, wo wir auch für 'uns, für unser·e 
Schwierilgkeiten, fiür uns'ere Produk,te Ver­
stärudndsfinden. 

Meine Damen und Herren, ias.sen Sie mich 
noch einige generelle Uberlegungen ansteHen. 
Generelle Ubedegungen vor dem Hintergrund 
der Situation, mit der wir heute auf dem 
Agrars,ektor konfrontiert sind, die mit d·er 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und mit 
diesem Vertrag zu s.ammenlhäng-en , die letzt­
lich aber jeden von .uns ·auch und vor allem 
jeden Konsumenten angehen. 

Ich habe das Gefülhl, daß sich die interna­
tionale Zusammenarbeit im Algrarbereich heute 
darauf beschränkt, die ei'genen SchJWierigkei­
ten vor der Tür des Nachbarn abrzuladen, daß 
wir vor einem internationalen Wettlauf der 
Exportsbützungen stehen. Das ist keine gute 
Situation, für niemanden, e,gal wo man steht. 

Ich habe zweitens das Gefühl, daß man unter 
der FClihne der Zusammenarbeit die Ei<gen­
interessen 'zu stark kultiviert. Ich habe großes 
Verständnis, daß uran vor allem die eigene 
Situation sieht, a:ber eine Kultivierung der 
Eigeninteress'en, wie wir das iiIIl Han!delsbe­
reich in den 'letzten Jahren, insbesondere seit 
dem letzten Jahr, feststellen, scheint mir für 
alle, besonders für den internationalen 
Waren- und Handelsverkehr, problematisch. 

Ich erinnere an die Situation fm letzten Jahr, 
wo die Amerikaner die Ausfuhr von Soja­
meh'l - ein wichtiges Grundprodukt für die 
Fütterung - einfachsperrte.n. 

Ich erinnere an den unmittelbar darauf fol­
genden Beschluß der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, die Getreideexporte zu sperren. 

Und ich erinnere an die lebzte Entwicklung 
vor einer Woche, wo ein amerikanischer Emis­
sionär nach Ruß.land f'ahren mußte, um wenig­
stens einen Tei,l der eingegangenen Export­
verpflichtulligen hei Getreide rückogängig zu 
machen. 

117. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 57

www.parlament.gv.at



11482 Nationalrat XIII. GP - 117. Sitzung - 22. Oktober 1974 

Ur. Lanner 
Das, meine Damen und Herren, s,on uns 

hel1lhörig machen. Es 'g'tbt Engpässe bei Erdöl, 
es könnte auch Engpässe bei Nahrungsmit­
teln geben. Wir in Osterreich S'ol'lten uns 'niCht 
zu sicher tüMen, wenn man glaubt, hier von 
manchen Seiten ein Spiel mit d'er Landwirt­
schaft treiben ·zu kiönnen. 

Wir kaufen :für mehr als eine Milliarde 
SchiUing pro Jahr Eiweißfuttermittel ·aus dem 
Ausland. ,Mehr als eine MilHaIide Schilling! 
Eiweißotiuttermittel sind eine wichUge Basis für 
die österreichische Fleischproduktion. Und der 
österreichische Fleischpreis, der Preis, den die 
Hausfrau da~ür bezahlt, hängt sehr entschei­
dend von den Bewe1gungen auf dem Welt­
maIikt ab. Wenn wir uns hier nicht in v,er­
nünftiger Weise .absichern, könnte es ein böses 
Erwachen geben. 

Wir ibrauchen in Osterreich r,und 
100.000 Tonnen pflanzliche OIe und F,ette, 
100.000 Tonnen! 5000 Tonnen eIizeugen wir im 
Inland, 95.000 Tonnen beziehen wir aus dem 
Ausland. Hier könnte einmal einer auf die 
Idee kommen, die Exportverpflichtungen zu 
ver.gessen. 

Meine Damen und Herren! Wir steh'en vor 
einer Situation, die nicht nur auf dem Erdöl­
sektor, sondern auch auf dem Rahstoffsektor 
bei Gütern, die 1ag,erfärhig sind - das möchte 
ich betonen -, interessant, ja ich möchte fast 
sa'gen, problematisch ist. Wir stehen inter­
national vor einer Preissteigerung, die UIuS zu 
denken geben sollte. Der Zuckerpreis hat sich 
Cl!uf dem Weltmarkt seit dem Jahre 1972 ver­
dreifacht. Hätten wir nicht im 'eigenen Land 
eine leistungsJähi'ge Pr 0. dulk ti on , so könnte 
uns vielleicht das passieren, was die ScbJwei­
zer Hausfrau heute schon zu spüren bekommt. 
In Osterreich kostet Zucker 8,30 S pro Kilo­
gramm, in der Schweiz be'zahlt die Hausfrau 
auf Grund der A:bhängigkeit vom Weltmarkt 
19,50 S pro KiIlog.ramm. 

Bei Weizen eine ähnliche Entwicklung: Seit 
über einem J a1lT - ich betone aus drü cldich, 
daß das keine Eintagsfliege ist -, seit über 
einem Jahr liegt der Woeltmarkbpreis für Wei­
zen UIID rund 'ein Drittel über dem österrei­
chischen Preisnivea:u. Mit anderen Worten: 
Das Weltmar:ktbrot würde über Nacht um 2 S 
mehr kosten, WTÜIiden wir nicht eine eigene 
stabile WeizenpwidukUon im Inland haben. 
Wären wir auf den AJUs:laJlldsmarkt angewie­
sen, hätten wir über Nacht eine Preisstei,ge­
rung von mindestens 2 S pro Ki1agrarrnm. 

Warum sage ich das? Weil es unmiUelbar 
mit der lntegr.ation zuslamrrnenh'ängt, weil es 
unmittelbar damit zusammenhängt, welche Ab­
s,a,tzmöglich!keiten die Landlwirtscha.ft hat, 
heute und in der ZUkuIl!ft, weH es damit zu-

sammenlhängt, daß wir uns mehr auf unsere 
eigene PfIOd,u:ktion besinnen sollten. Es ge­
nügt nicht, in der Budgetrede nur von der 
Unersetzlichkeit unserer Landwirtschaft ZIU 

sprechen und glei'chtZ'eitig mit Marktordnungs­
ges.etzen eine Ver.unsicherungspolitik Q;U be­
treihen. 

Ich gla'uJbe, meine Damen und Her'ren, wir 
sollen erkennen, daß wir in der kritischen 
StuI1lde auf uns selbst angewiesen sind, daß 
die Knappheit bei Erdöl bitter w.ar, daß es 
aber bei Nahrungsmitteln tragisch werden 
könnte. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Zu W.ort gemeldet hat 
sich der Herr Bundlesminister Dipl.-Ing. Weihs. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Tng. Dr. Weihs: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
anerkennenswerter Weise hat heute einmal 
der Herr Abgeordnete Dr. Lanner .gesagt, daß 
sich die Mitglieder der Bundesregierung be­
mühen, bei den EG Fortschritte zu erzielen 
beziiehungs:weise größer,e Dhel, als wir sie 
derzeit haben, czu verhindern. - Das hat er 
zwar nicht gesagt, aber das 'ist ein Faktum. 

Weil ich hier Ihre Zeirt nicht allzusehr in 
Anspruch neihmen daI1f, möchte lieh nur eines 
bemerken: Seit Beginn des heurigen Jahres 
haben wiraJl'lein ,auf dem Sektor Rinder 
33 Interventionen bei fast aJllen EG-Staaten 
und he'i der Kommission vorgenommen, allein 
ab Juni 18, und ziwar deshail'b, wei,l damals 
eine sehr prekäre Situation we'gen einer neuen 
Rindereinfuhr-R'egelung bestand, wo man uns 
noch unangenehmere Dinge hätte au:!1bürden 
woHen, als es bisher der Eall war. 

Es ist uns Verschiedenes g'elungen. Herr 
Abgeordneter Lanner, wenn Sie sich einmal 
die Zeit nehmen würden und die Stellung­
nClJhme des Wirtschafts- lund Sozial aus­
schusses der EG vom 17. Juli durchlesen 
würden, könnten Sie da drin etwas sehr Inter­
essantes und sehr Wichtiges lesen: "Da sich 
die KonjuI1Jktur seit 1972 stark verändert hat, 
ist eine EIlweiterung der Zollkontingente nach 
Auffassung des Ausschlusses nicht gerecht­
ferti'gt, solange die derz·eitige Lage unver­
äIl1d1ert andauert. oDer Ausschuß ersucht daher 
dre Gemeinscha:ftssteUen, die diesb.ezüglich im 
RahJIDen des GATT einge'gangenen Verpflich­
tungen' zu respektieren und zu dem anfäng­
lichen Kontingent von 20.000 Stück" weibliche 
Nutzrinder der Höhenrasse und zu "einem 
Kontingentszollsatz von 6 Prozent zurück­
zukehren". 

Wie Sie wiss,en, ist es uns trotzdem gelun­
g,en, das Kontingent von 30.000 Stück mit 
4 Prozent ZoN aufr,echtzuerihaUen. Seilt 14. No-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 

vember aber ist es nun auch möglich, Nutz­
rinder der weiiblichen Höhenrassen mit einem 
ersten Kontingent von 5300 Stück nach Italien 
~uexportieren. 

Und eine der neuesten Nachrichten, die Si-e 
auch noch nicht kennen: Unsere Bemühung 
hat dazu g,efiÜihrt, daß die Kommission be­
schlossen hat, Italien die Ermächtigung zur 
Einhebung des 25pmzentigen Bardepots mit 
Wirkung vom 23. Oktober zu entziehen - das 
heißt also mit mor'gen -, sodaß sowQlhJ die 
Nuta:rinderkontingente jetzt aus,genützt wer­
den können und andererseits auch die Maß­
nahmen, die bemmend daJf1ür waren, zurück­
gezogen 'Worden sind. 

Si,e haben gesa,gt, daß es mit den Rinder­
exporten nicht 'g'elht. Das darf ich durch einige 
Zahlen 'widerle.gen. 

Im Jahre 1973 'Wurden insgesamt 106.153 
lebende Rinder exportiert, dazu 6534 Tonnen 
Fleisch. Im ersten Halhjaihr 1974 wurden allein 
85.901 Stück lebende Rinder 'exportiert und 
4432 Tonnen Fleisch. A:llerdirugs, das gebe 
ich zu, hahen diese Exporte bis:her in etwa 
307 MiiNionen Sclülling g'ek.osvet. 

Daß wir eine Reihe von Maßnahmen für 
weitere Ver.wertunggetroffen 'haben, dürfte 
Ihnen bekannt sein, das brauche ich nicht 
näher zu erwä:hnlen. VieMeidlt sind aber einige 
Zahlen dieS:bezüglich interessant. 

Die erste Rindfleischaktion Iberuhte auf 
2000 ~onnen, die ~wei.te, die am Ende der 
Woche albgelaufen list, mußif:e bereits auf 
3106 Tonnen erhöht werdien, weH die Nach­
frage so groß war. 5000 Tonnen Fleisch mal 5 
sind 25.000 Rinder, die aus dem Markt genom­
men wurden. 

Zweitens: Durch die Stieraktion, die wir 
eine Z,eitlanghi'er laufen haben lassen, wur­
den 18.000 Exportstiere aus dem Markt ge­
nommen. Durch die Maßnahmen, die -nun wei­
ter folgen, nä:mlich die Einla.gerung v.on Tieren 
mittll€rer und minderer Qualität in die KühJI­
hauSilager und daß wir nun auf ,den einzelnen 
Märkten zusätzliche Regelungen getroffen 
haben - nämlich 4,50 S rur entknochtes Rind­
fleisch, welches in die Kühllagerhäuser geht, 
zu zahlen -, schätzen wir doch, daß wir in 
etwa 20.000 Rinder bis Ende des Jahres unillr­
brül'gen können, sodaß die Situation nicht-so 
ist, Herr Dr. Lanner, wie Sie sie darge,legt 
haJben, da die Mittel - und Si,e werden bald 
im 2. BudgetÜibersdueitungsgesetz weitere 
Mittel sehen, die wir für di'ese Pleischaktionen 
im InLand beziehungSIweise auch für Export­
stützungen im Ausland aufwenden - nicht 
unbeträchtlich sind und 'beinahe an die Halbl€ 
MLbliarde~Schilling-Grenze heranreichen wer­
den. 

Der Wunsch, daß man di'e bestehende Ex­
portsperre zumindest teHwe-ise mildert, wlUrde 
durch mich ·an den derzeitigen Ratspräsidenten, 
den Landwirtschaftsl1llinister von Frankreich, 
Bonnet, den ehematligl€n Ratspräsidenten Bun­
desminister ErU, BRD, herangetragen, und ich 
habe hier einen Brief vom Herrn Bundes­
minister ErU, als Folge ·UThserer Interven­
tionen, der vi,el'leichtauch nicht so uninter­
essant äst. Er schreibt nämlich Anfang Oktober 
an den derzeitigen Präsidenten Ortoli: "Ich 
bin rhnen, sehr geehrter Herr Präsident, be­
sonders danlklbar für Ihre EflkJlärurrg im Mini­
sterrat, daß die Kommission unverrzüglich in 
Venhandlungen mit den in Betracht kommen­
den Drittländern nach Lösung,en suchen wolle, 
die eine ba,l'dffiÖgliche AJblösung des Einfubr­
stops erlauhen. Ich bitte Sie, alles in Ihren 
Kräften Stehende zu tun, daß das Einfuhr­
verbot so bald wi'e möglich aufgehoben und SOl 

handelSipoliHscher Schaden von der Gemein­
schaft ·abgerwendet wird." 

Sie sehen also, Herr Abgeordneter Doktor 
LaIlll'er, daß uns·ere Bemühung,en nicht so er­
f01g,10s sind und waren, wie Sie es gerade vor 
einigen Miinuten geschildert hahen, denn wir 
haben niCht nur den Rinder.i1bertrag aus dem 
vergangene.n Jahr fast zur Gäruze abgle'baut, 
sondern auch al1les, was nachgekommen ist 
- wenn man dasslÜ sagen danf -, wurde ent­
sprechend ver:wertet. 

Wenn Sie auch noch von der Ernte - der 
Getreideernte im besonderen - sprachen, so 
wissen Sie so gUlt wie ich, daß wir heuer die 
seit 1945 meng-en- und qualitätsmäßig besre 
Ernte g,ehaJbt haben. Wir haben rund 1,4 Mil­
lionen Tonnen Getreide für die menschliche 
Ernä!hrung zur Vefifügung. Ins'ges,amt haben 
wir über 3 MiHilOnen Tonnen - einschUeßl1ich 
des Futtergetreides für die tierische Ernäh­
rung - zur Verfügung, dem ein J alhreslbedarf 
an Brotg,etreide - Wei~en und Roggen - von 
nur 720.000 Tonnen gegenübersteht. Man 
könnte also loglischerweise den Schluß ziehen, 
daß wir in der Lage sind, die österreichische 
Bevölkerung auch ohne die Ernte des näch­
sten Jahres .zu ernähren. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnetle TeschI. Er hat das Wort. 

AbgelÜf'dneter Tesdll (SPO): Hohes Haus! 
Ich bin dem Herrn Abgeordneten Dr. Lanner 
sehr dank/bar, daß er vor dies·em Hohen Haus 
kund und zu wissen tat, daß das Schnitzel 
oder das Fleisch, das die ö·sterreichische Haus· 
frau auf dien 1iisch bekommt, sehr woM von 
aus'länldischen Preiseinflüssen albhängilg ist. 
Bisher haben wir es stets anders gehört. 

Ich hin für 'eine weitere Feststellung sehr 
dankbar, nämlich ror den Vergleich mit dem 
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Teschl 

Zuckerpreis. Wir haben gehört, daß der Preis 
für Zucker in der Scruweiz derzeit etwa 19 S 
pro Kilogramm beträgt, bei uns 8,30 S. Ich 
glaube, daß es für die Bevölkierung sehr wert­
voll ist, zu wissen, daß die Preisentwicklung 
in Osterreich sehr 'Wohl von der aus'ländischen 
Preisentwicklung abhängig ist. Wann immer 
wir das betont haben,. wurde es hier und an 
anderen St'eQlen so dargelegt, als ob es nur 
vom guten Wi,llen der österreichischen Bun­
desregierung ClJblringe, daß die Inflation für das 
östlerrekhische Volk unwirksam bliebe. Soviel 
nur a,ls Einleitung. 

Der erste EG-IBericht, der hier vorHegt, kJann 
info.l'ge der Kür,ze der Zeit natürlich keine 
ausreichende Aussage tiber die Auswirkungen 
des Ve,rtrages auf die österreiehische Volks­
wirtschaft bieten. Das gi!lt sinngemäß natürlich 
auch für den BGKS-.Vertrag. Aber die Export­
und Importstruktur der heimischen Wirtschaft 
läßt für den Berichts:z'eitraum doch erkennen, 
daß sich die Handelsbeziehungen mit den EG 
bedeutend ausg'eweitet ha:ben, wie aus fol­
genden Zahlen ersicht/lieh ist: 

Export in die Bundesrepublik: ein Plus 
von 12,7 Proz,ent, al1erdings ein Importplus 
von 20,1 Prozent; Italien: ein Exportplus von 
24,7 Prozent, ein Importplus von 25,4 Prozentj 
mit Frankeeich ein Exportplus im Berachts,zeit­
raum von 17 Prozent, ein Importplus von 
21,5 Prozent; Bel'gien und Luxemburg: ein 
Exportplus von 18,7 PrOIZent, ein Importplus 
von 43,4 Prozent; mit den Niederlanden ,ein 
Exportpillus von 20 PrOizent, ,ein Importplus 
von 28,2 Prozent. Mit der Sechser,gemeinschaft 
ergab sich eine bedeutende Exportau&weitung, 
allerdings auch ein staTIk vermehrtes Import­
angeibot, das heißt, der heimische Markt wurde 
mit mehr Waren beschickt. Sieht man von 
einer teLlweis,en Exportverlagerung ab, kann 
mit Befriedigung festg'estellt werden, daß der 
österreichische Außenhandel durch das Frei­
handelsabkommen ,einen starken Auftrieb er­
hielt. 

In diesem Zusammenhang vilelleicht die 
Frage an den Herrn HanJde,lsminister, wielWeit 
sich di,e Möglichkeit bietet, im Laufe der 
nächst,en Jahre über die sensllb'len Produkte 
eine Erleichterung beziehungsweise einen frü­
heren Zollabbau zu erreichen, was vor allem 
~ür die Papi'erindustrle von großer Bedeutung 
wäre. 

Der vonliegende Bericht ist für eine reale 
Beurtei.lrrmg der Situation, in der sich die 
österreichische Wirtschaft seit Abschluß des 
Freihandelsabk!ommens befindet, in mehr­
facher Hinsicht nicht r,epräsentati:v. Schon vor 
AJbschluß des Vertrages - eigentLich seit 
1970 - begann das weltweite Wieltwährungs-

dilemma wirtschaftlich wirksam zu werden. 
Vor a,Bern die enormen Rohölpreiserhöhungen 
erschütterten e:ine Reihe von nationalen 
Volkswirtschaften. Dieser Proz,eß ist noch 
immer in Fluß. 

Änder.ungen der Währungsparitäten ge­
hören seit 1970 zur Tagesordnung der Welt­
wirtschaftspolitik. Denken wir nur an di'e 
Folgewirkung der Dollarabwertung und so 
weiter. 

Dem internationalen Währung~Hin und Her 
konnte s,ich unser Land bekanntJIich nicht ent­
zie:hen. Unter diesen Erscheinungen mußte 
das erste Vertragsjahr ablaufen. Die Einord­
nung der öst.erreiehischen Wirtschaft in einen 
groß,en Markt VioHzog und vollzieht sich unter 
diesen genannten Schwierigkeiten, die von 
außen kommen. Hiezu zä.hlt vor a'Mem der 
starke Inflati:onsdruck durch das verunsicherte 
Weltwährungssystem. Wir verfolgen doch die 
Tendenzen in den EG.,Ländern, den nationalen 
Bedürfnissen absoluten Vorrang einzuräumen, 
und wir erleben es nahezu täglich, wie die 
EG Belastungsprobe um Belastungsprobe be­
stehen müssen. 

In den letzten Wochen und Tagen war es 
zum Beispiel der Agrarbereich, der die EG 
einer Zerre:ißrprobe aussetzte, und es Wiurden 
bekanntlich nur die allerärgsten Risse vor­
läufig gekittet. Wir wissen doch sehr genau, 
daß das 'gegenwärtige BG-Agrarsystem - und 
hier möchte ich iIIleinem Kollegen Pfeifer nieht 
vorgr'eifen - nahezu unha'ltbar -geworden ist 
und der gemeinsame Agrarmarkt so gut wie 
auf.gelöst erscheint, hervorge,rufen natÜI1lich 
durch die kräftigen, aber unterschiedlichen 
nationalen Stützungen - Ülbrig,ens auch eine 
Folg,e der bekannten latenten Weltwährungs­
krise. 

Vielfach wird jetzt ein Ab/bröckeln der noch 
immer wi~ksamen Hochkonjunktur prognosti­
ziert. Anzeichen hiefür sind auf den Welt­
märkten zum Teil erkennbar, wenn auch von 
Krisenerscheinungen ,noch nicht die Rede sein 
kann. 

Ich wiederhole: Unter den Voraussetzungen: 

1. sei,t Jahren anhaltende Unsicherheit im 
Weltwährungssystem, 

2. zum Teil drastische Paritätsänderungen 
bei den nationalen WäJhrungen, 

3. ,enorme Rohölverteuerungen, 

4. fast ein Zusammenbruch des EG-Agrar­
marktes, 

wozu noch die wirtschaftlichen Erscheinun­
gen etwa in unserem südlichen Nachbarland, 
in England und in den USA kommen, 
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Tesdll 

unter diesen v.oraussetzungen also vollzog 
s'ich das Hill'einwams,en der österreichischen 
VOilkswirtschaH in einen größeren Markt, 
unter diesen Vor;aussetzJUngen müssen wir die 
Schwierigkeiten vcerstehen, die die östeueichi­
sehe ExportWirtschaft zum Teil auf den Welt­
märkten zu bewtHUgen ·hat. 

Unter diesen Voraussetzungen muß man 
von hier aus die Frage stellen, ob es richtig 
ist, wider besseres Wissen immer wieder der 
Offentlichkeit vorzumachen: Nur wenn die 
derzeitige östemeichische Bundesregierung es 
wolle, wäre es möglich, in unserem Staat eine 
heille Welt in allen Wirtschaftsbelangen zu 
haben. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Haben Sie 
nicht gehört, Herr Kollege? Ein Schutzwall 
wird errichtet von der Regierung!) Nein, nein, 
nein. Sie wissen sehr genau, Herr Doktor 
Kohlmaier, daß die öst,erreichische Volkswirt­
schaft im Außenhandel bereits so stark mit 
der Weltwirtschaft integriert 'ist, daß die 
Außeneinwi.rkungen tür die Wirt.schaft inner­
halb Osterreichs natürlich in jeder Richtung 
wirksam werden. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: 
Also geht der Schutzwall nicht, Ihrer Meinung 
nach?) Wenn wir von einem V:ertreter Ihrer 
Fr,aktiongehört halben, nur an zwei Be'ispieJen, 
welche Aus:wirk:ungen g,egeben erscheinen 
durch außenwiTtschaftliche Maßnahmen, die 
nicht von uns beeinflußt weI1den können, wenn 
Sie das multiplizieren mit den vielen Handels­
beziehungen und mit der Vielfalt der Pro­
dukte, die wir exportieren, dann wäre es 
falsch, der Offentlichikeit im:mer wi·eder vor­
zumachen, daß es mÖg'J'ich sei, all diese Schwi,e­
rigkeiten von unser.em Lande fernzUlhalten. 

Wenn die Konjunktur tatsächllich zurück­
gehen wird, wenn normale wi,rtschaftliche Zei­
ten anbrechen oder gar dort oder da Krisen­
erscheinungen skh1Jbar werden könnten, dann 
wäre es wohl zweckmäßig, wenn wir der 
OUentlichikeit, wo immer wir v'erantwortHch 
sind, rea:! die Dinge schildern, wie sie si.nd,· 
und gemeinsam nach Wegen suchen, die 
Schlwierigkeiten, die ebwa auf uns zukommen 
könnten, geme·insam :zm meistern, wi,e das in 
manch schweren Zeiten i.n der Ver'gangenheit 
möglich war. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Worte kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Stix. 

Abgeordneter Dr. Stix (RPO): Hem Präsi­
dent! Hohes Haus! Wie wir alle wissen, haben 
die Europäischen Gemeinschaften eine ziem­
lich scbJwere Krise durchgemacht, ja es ist 
sog,ar soweit gekommen, daß sich auch nam­
hafte Kommentatoren zu Prognosen ver,anlaßt 
gesehen haben etwa in die Richtung: Die 
Europäische GemeinsChaJft ist im Scheitern be­
griffen. Markantestes äußeres ErsCheinungs-

datum war der 31. Dezember 1973, bis zu 
welchem bekanntlich die sogelliannte erste 
Stufe im Weg zu einer Europäischen Union 
erreicht werden sollte, die aber tatsächlich 
nicht erreicht wmde, sodaß nicht, wie vor­
gesehen, am 1. Jänner 1974 mit der zweiten 
Stufe begonnen werden konnte, sondern sich 
die EG in die vage Formel einer zweiten 
Stufe geflüchtet haben. 

Nun hat sich durch die neue Achse Bonn­
P.aris oder ,genauer 'gesagt durch die Achse 
Schlrnidt-D'Estaing z,weifelsohne eine Wen­
dung abzuzeichnen begonnen. Was vorher 
schon beinahe totg,esagt wurde, zeigt sich 
wieder einmal als durchaus lehenskräftig, und 
es gibt erfreulich viele Ansätze, die nach wie' 
vor von einer Vitalität des europäischen Eini­
gungsgedanrkens zeugen un:d die uns zu der 
Hoffnung be,rechUgten, daß, wenn auch unter 
großen Schwi'erigkeiten, di,ese Entwicklung in 
Richtung aUlf ein Ver·einigtes Europa weiter­
gehen wird. 

Aber kehren wir noch einmal Zlurück zur 
Krisensituation, aus der sich die Europäischen 
Gemeinschaften gerade jetzt erst mühs,am 
herausquälen. Ein Bestandteil jener all­
gemeinen Krisensituation ist di,e besondere 
Krise der europäischen Agrargemeinschaft. Es 
ist heute nicht mehr so, daß der europäische 
Agrarmarkt als eine gefestigte Einrichtung 
angesehen werden kann, sondern ganz im 
Gegenteil, er wird sogar von potenten Part­
nern innerhaJlb der EG in Frage gestellt. Es 
gibt Reformbestmbungen, und das jüngste 
Bonner Veto gegen die Erhöhung der Agr,ar­
preise, das inzwischen aUJfgehoben wurde, war 
in dieser Hinsicht ein [Signal. 

Was kann das nun für Osterreich bedeuten? 
Ich glau:be, daß auf der einen Seite die betrüb­
liche Tatsache, daß die österreichische Land­
wirtschaft ruach wie vor nicht am europäisdJ.en 
Integrationsproz,eß teilnimmt, aUJf der anderen 
Seite aber der ursprünglich scheinbar so ge­
festigte europäische Agrarmarkt in Reform­
überlegungen gerät, daß diese beiden Fakten 
zusam:mengenomrnen eine Chance für Oster­
reich darstel'ien. Es ist vielleicht,gerade weil 
die EG mit 1hrem e,igenen Agral'system in 
Schwierigkeiten geraten s<inrd, eine neue, gün­
stigeI1e Gelegen\heit gekommen, daß Osterreich 
doch noch einmal einen massiv,en Vorstoß 
unternilmmt, um auch unsere einiheimische 
Landwirtschaft in ein besseres Nahev,erhältnis 
zu den EG zu bf'ingen, das heißt in den euro­
päischen Inte·grationsprorzeß eiU'llUlbez,iehen. 

Es ist natürliCh wichtig, daß ein sOilcher 
äußerer Vorstloß Osterrei-chs begleitet wird 
von entspreChenden vorbereitenden inner­
österreichischen Maßnahmen. Dazu gehört die 
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von uns Freiheitlichen schon wiederholt für die 
Integration 'ge,forde.rte autonome Harmonisie­
rung, das heißt, daß Osterreich, ohne dazu 
verpflichtet zu sein, jede Gelegenheit wahr­
nehmen sollte, innerösterreichische Ord­
nungen, Mechanismen, WirtschaftsiIllstImmen­
tarien den in den EG gebräuchlichen anzu­
passen. Konkret süllte diesels Prinzip der auto­
nomen Harmoni,si·erung nunmehr Aruwendrung 
finden, wenn eine Neuordnung der gesamten 
Marktordnungen über,legt wi-rd. 

Es ist ,auch eine unlbestreHbare Tatsachle, 
daß die österreichische Agrarmarktordnung 
nicht kompatibel ist mit dem System, das di,e 
EG praktizieren. Es wäre aber auf der anderen 
Seite eine sehr wichtige Vorauss'etzung, das 
östeneichische Agrarsystem kompatibe'l zu 
machen für die EG. Zlweifelsohne spielen dabei 
die Marktordnungsogesetze eine g·roße Rolle. 

Wir Fm~heit:lichen appellieren daher an aLle 
für ·die WirtschaftspoliHk in dies,em Lande 
Verantwortlichen, die Auseinandersetzungen 
über die Mar.ktordnuntg·sgesetze nicht ruur als 
einen Streit um Juruktimierung: hie Markt­
ordnung, da Preisgese.tze, zu sehen, sondern 
dabei auch die Chance zu 'erkennen, gleich­
zeitig etwas zu tun, was uns letzten Endes 
dazu bringt, auch die einheimi·sche Landwirt­
schaft für den großen europäischen Ag.rar­
maI1kt fit zu machen. Unser Appel.l also an die 
in diesem Lande tür die WirtschaJftspoHtik 
Verantwortlichen, 'die Marktordnung S,o um­
zugesta,l'ten, daß sie europa'freunldHch wird. 

Ich möchte aus dem Beri'cht noch garuz kurz 
eine völli,g andere Fr,age aufwerfen. Bekannt­
lich hat di,e EFTA ihr Ulisprungssystem in­
:zJwismen dem in den EG praktizierten Ur­
sprungsl'egelsystem angepaßt. Ich habe aber 
sehr aufmerksam vernommen, daß der Herr 
Handelsminister im Integrationsausschuß in 
etwa der Hoffnung Ausdruck gegeben hat, 
es könnte v,ielleicht doch noch s.ein, daß sich 
umgekl€lhrt die EG zu dem an sich viel 
besseren, viel leichter praktikablen U r­
spflUngsre.g'elsystem der EFT A begeben wür­
den. 

lch darf in diesem Zus.ammenhang die Fr,ag'e 
aufwerfen, worauf Sie, Herr Bunlde·sminister 
Dr. StariJbacher, diese Ihre Hoffnung gründen, 
inwieweit das real ist, ob sich in dieser Hin­
sicht in der letzt'en Zeit Fortschritte er'geben 
haben. Denn unseres Erachtens ist das EFTA­
Ursprungssystem das objektiv bess,ere ge­
wesen, und es wäre für eine gedeih'liche Ent­
wicklung innerhalb der EG und damit auch 
unserer assoziierten Wiirtschaft nur zu wün­
schen, daß das bessere Ursprungssystem in 
den EG angenommen wird. 

Es würde mich sehr interessieren, Herr 
Bundesminister, inwi€!Weit dieser Hoffnung, 
der St'e im Aussmuß Ausdruck verliehen 
haben, e'in R€a<1itäts.gehalt beizumessen ist. 

AbschUeßend darf ich namens der freihe<it­
lichen Fraktion sagen, daß der vorlie'gende 
Integrationsbericht durchaus instruktiv ist. Ich 
möchte nur wünschen, daß auch der nächste 
Bericht ähnlich brauchbar ausfä:llt, muß aber 
gleichzeitig nun schon zum wiederholten Ma},e 
mit Beda:uern zum Ausdruck bringen, daß der 
Wert solcher Berichte, in denen ja auch sehr 
viel Arbeit steckt, sicherlich unter ihrem Kurs 
gehandelJt wird, wenn eine DeJbatte darüber 
erst mit halbjä:hriger oder noch längerer Ver­
zög,erung stattfindet. Ich g,laube, daß es diese 
Berichte wert wär·en, daß wir es uns'ere.r wirt­
schaftlichen Entwickllung ,im ganzen Lande 
schuldig sind, üiber dies,e Integr;ationsberich·te 
in Zukunft früher .als bisher zu dehattieren. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nämste Redner ist 
Herr Albgeordneter Dkifm. Gorton. 

AJbgeordneter Dkfm. Gorton (OVP): Herr 
Präsidentl Halhes Haus I Zu dem 'heute vor­
liegenden Integration.sber1cht möcht-e 'ich in 
drei Betrachtungspunkten einig·e Worte zu 
sagen versuchen. 

Ich möchte zunächst einmal feststellIen, daß 
der Integr.ationsbericht das letzte Jahr behan­
delt, in dem der Handel,sminister noch die voll­
federifü'hrenide Kompeteruz für die Integrations­
fmgen in Händen hatte, da ja mit 1. Jänner 
1974 auf Grund des Ministeriengesetzes eine 
neue KompetenZ'vertei.lung in Kraft getreten 
ist. 

Zum zweiten möchte ich den Punlkt behan­
de'ln, daß uns ein Bericht über das erste Jahr 
vorliegt, in d'em die Vertragsbedingungen 
durchgehend in Kraft war·eu und s'icherlich 
auch schon gewisse AUSlwirkungen ze·igten. 

Zum dritten möchte ich auf den zIWeiten 
TeU des Tit€ils dieses Berichtes e.ingehen, näm­
lich auf "die von der Bundesregierung' im 
Hinhlick auf die Integration gesetzten" oder 
vielleid1i nicht 'ges1etzten "innerästerreichi­
sehen Maßnahmen". 

Meine s·e/hr verehrten Damen und Herrenf 
Zur Kompetenzverlagerung in Integrations­
fmgen, nändich zur Verlagerung der F'eder­
~ühl1Ung voon Handelsministerium zum Außen­
ministerium, möchte ich sag,en, daß seinerz'eit 
der Herr Handelsminister nach unserer Auf­
fassung simerlich nicht immer der fleißigste 
in der Phase der VoI1bereitungen der Ver­
handlungen war. Er überHeß di,es zum Groß-
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teil unserer zweifellos sehr bewährten Be­
amtenscha>ft im Ausland. Vie!lleimt war es da 
oder dort besser. 

Im darf a:ber dar,an erinnern, daß in der 
letzten Phase der Herr Bundeskanzler glaUlbte, 
durch "Blitzbesuche" die Optik auf sich zu zie oJ 

hen. 

Wir glau'bten seinerz-eit - das ist auch 
heute ruom meine Meinung -, daß aUe Kom­
petenzen doch 'besser weitgehenJd konzentriert 
in einem Ministerium behandelt werden 
sollten. Daher halben wir ja in der seiner­
zeitigen }(.ompetenzverteilung gerade in die­
sen wichtigen Inte'gr,atiol1Stfr,a-gen das Handels­
ministerium mit d'er Fedentührung beauftragt. 
Ich glaube, daß in der }etzligen Art die Inte­
grationskompeteIllZen doch wesentlich aufge­
splitterter sind als bisher und daß sich das 
sichenlich nicht nur zum Vorteil für unser wei­
teres Hineinwachsen in .den eumpäismen 
Markt auswiI1ken kann. 

Das waren nur einige Bemerkungen zu der 
ab 1. Jänner 1974 neu statuierten Komp,etenz­
verteilung. 

Meine Damen und Herren, zur Zlweiten 
Frage. Wie hat sich 1973, in diesem ersten 
J a:hre, in dem sich die Vertm91sbedingungen 
düch schon weitestgehell'd ausrwirtken mußten, 
unser Handel mit den europäismen Partner­
ländern - hi-er darf man j.a nicht ruUI die 
EWG-Länder sehen, sondern muß auch die 
bisherigen EFTA .. LäIl!der miteinbezie\hen 
ziffemmäßig entwickelt? 

Herr AJbgeordneter ~eschl hat in seinem 
Beitrag es so darzusteillen versucht, als ob 
im War.enaustausch und in den Harudelsbezie­
hurugen eine besonders positive Entwicklung 
eingetr'eten wäre. Wenn man die Ziff.ern des 
Gesamthandels Osterreichs mit den EWG· und 
EFTA--Ländem vergloeicht - das findet man 
ja im Anhang 3 des Bel'ichtes: "Der Waren~ 
verkehr Osterreichs im größeren Europäischen 
Frefhandelsr,aum" -, wenn man sozusagen 
versucht, eine Bi~lanz herauszuziehen, so muß 
festgesteLlt werden, d-aß sich Osterreichs Ge­
samthalfidelsbHan~defizit - ich betone: das 
Gesamthandelshilanzdefizit! - g'eg,enÜJber den 
EWG- und EFTA-Ländern von 1972 auf 1973 
nicht unlwes·entlich ,ges.teigert hat. 

Wenn wir nämlich die Ziffern, die im An· 
hang 3 eiruzeln ailil~gegliedert sind, als Gesamt· 
btlanz betrachten, so müssen wir feststellen, 
daß im J,iiJhr 1972 unser GesamtharudelsbHaruz­
defizit gegenüber EWG und EFTA 31.607 Mil­
honen Schilling betr,agen hat, während es im 
Jahr 1973 auf 36.879 Millionen Scht1lling ge­
stieg-en ist. Wh haben also in dielsem einen 

Jahr, von 1972 auf 1973, eine Verschlech­
terunlg um 5272 MiLlionen ScbJillirug in der 
Gesamthandelsbi'lanz glegenüber den EWG­
und EFTA-ILändern erlfahren müssen, also eirue 
Verschlechterurug um 16,7 Pfozent. Ich 
gJallJbe also - ich möchte hi'er g,ar nichts 
krankjammern -, daß diese nüchterne Zahlen­
feststellung dom hi'er erf.ordeI1lich ist, weil 
wir uns ja selbst nicht irgendwie in die Tasche 
lügen soHten. 

Ich möchte auch sagen, daß die Tatsache 
einer Gesamtverschlechterunlg der österreimi­
schen Handelsposition gegenüber den EWG~ 
und EFTA-Partnern auch für den Teilbereich 
der verstaatlichten Unternehmungen im jüngst 
erschienenen TäHg'keitSibericht des Rechnungs· 
hofeis ihre Be,stätigung findet, denn dort, in 
di;esem RechnungshOifbericht, lesen wir auf 
Seite 239 - ich zitiere -: 

,,1973 -gingen demnach die Exporte in die 
Länder der EG und der EFTA sowohl anteils­
mäß,ig als auch absolut zugunsten der Exporte 
in die Länder des Europäischen Rates für 
Wirtschaftshi'lfe (kurz COMECON) zurück. Der 
Anteil der EG an den Ausfuhren erreicht'e 
1913 nur mehr 36,9 Prozent ge ge'ThÜlber 
38,9 Prozent im Jalhre 1972, der AnteN der 
Länder der EFT A an den G€lsamtausfuhren 
fiel von 13,8 Pmzent (1972) auf 12,5 Proz'ent 
(1913); der AntelLI der Ausfuhren in die 
COMECON·Länder sHeg von 19,9 Prozent 
(1972) auf 25,2 Praz-ent (1913)." 

Ich betone: Das ist ~war nur ~ür den Bereich 
der verstaatlichten Unter,nehmungen, aber 
dom für einen sehr wesentlichen TeiLbereich 
unserer Wirtschaft. Auen die verstaatHchten 
Unternehmungen haben eine Verschlechtel1ung 
ihrer Hande'lSibilanz mit den Europäischen Ge­
meins·chafts1ändern, den BG~ und EFTA-Län~ 
dem, in di:esem VeI1g1eichs:zeHr:aum zu ver­
zoeichnen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Diese doch nicht ungefährliche Entwicklung 
der Auß'erihandelsposition Oster,reichs müßte 
dem Herrn Hande!lsminister und auch der 
Bundesregierung bes'Üruders zu deruken gehen. 
Ich habe meJhrmals Von dieser Steble aufge­
zei'gt, daß der Herr Handelsminister in Zeiten, 
sag,en wir, besonderer Stab'Llisierungsmaßnah· 
men - wOibei ich mich zu echten Stabilisie­
IUrugsmaßnahmen aJbsolut bekenne in 
seinen Äußerung,en dom immer irg,endwo 
durchblicken ließ, daß ,ihm die Exportwirt­
schaft nicht ganz so sehr am Her:zen liege. 
Und da glaube ich doch, daß di,e Frag,en über­
triebener Importflörderung beli der Situation 
unserer AußenihanJdelsb~ie'hungen doch 
immer sehr geruau ü1berl'e;gt werden müßten. 

793 
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Bei dem Stand der Integrations,entwicklurrg 
bis 1973, die skherlich auch, soweit man es 
beurteilen kann, 1974 kaum. einen anderen 
Trend aufweist und die für Osterreichs han­
delspolitische Position 'doch Verschlechterun­
gen mit sich gebracht hat, glaube ich - und das 
ist auch erwiesen -, daß der Fremdenver­
kehr das natürlich in de,r Zahlungsbilanz kei­
neswegs ganz aufzufangen vermag. Hier in 
dem OEGD-Wirtschaftsbericht können wir ja 
aus den Ziffern seihr k'la'r entnehrrnen, daß 
natürlich auch UTIJsere Leistunrgsibilanz trotz 
aBer Bemuhungen beim FremdeDlVerkehr nicht 
besser werden k!ornnte. 

Ich glaube, daß es dahe,r doch auch not­
wendig ist, in diesem ganzen Zusammenhang 
jetzt zum dritten Teil meiner Ausf:iillmungen, 
wie ich e,ingangs zitieren durfte, einig,es zu 
sagen, närnlich zu den bisher g'es'€.tzten inner­
österreichischen Maßnahmen. Es ist darbei die 
Frage aufzuwerfen, ob man mit diesen das 
Ausl,angen finden kann oder ob wir uns nicht 
doch sehr wO!hl üiberlelgen werden müssen, 
kIü.nftig g'€rade hiTIJs.ichtlidl der Exportwi,rt­
scbaftauch wieder neue zusätz!liche Schritte 
zu setzen. 

,Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Als wir vor zwei Ja.hren aUe IntegTations­
fmgen im Zusammenhang mit den damals 
abzuschließenden Verträgen behandelt haben, 
halben wir doch auch von be'gleitenden Maß­
nahmen gesprochen. Es ist eine Reihe von 
solchen Maßm1hmen geslelzt worden, das 
möchte ich hier g.ar nicht in .A!br,ede sf!el11en. 
Es war vielle'icht - ,ich möchte sagen - zu­
mindest lekht üibertrieben, wenn man dieses 
Paket damals etwas hochtr.ahend "Europareife­
programm" seitelns der Regierung genannt hat. 
Aber ich g,e:be zu, daß der Regierung bei den 
Verhandlun:gen mit den Oppositionsparteien 
g,ewisse Be:gleitmaßnahmen sozus.agen ,albge­
rungen werden konnten. 

Diesen positiven Teilmaßnahmen - ich sa,ge 
deshalb Teilmaßnahmen, wetl ja das Paket 
ins.gesamt, g,IaUlbe ich, doch nicht als aus­
reichend zu betrachten war - stand und steht 
zweifellos nach wie vor eing€lw"is-s,er Zick­
zackkurs der Regierung sowohl in der Wälh­
rungs- als auch in der Steuerpolitik entgegen. 
Ich erinnere nur an die verschiedenen SchH­
ling'aufwertungsmaßnahmen, die in diesem 
Maße zweifel:los ~ür die Exportwjrtsch!aft als 
zu hart ZIU betrachten waren. 

Ich möchte doch auch zueiIllem Teil des 
Zickzackkurses bemerken, daß die jetzige Ab­
schaffung - bitte, das geht nicht ge:g,en den 
Herrn Handelsmindster - der vorzeitigen AfA 
Wr unJbewegUche Wirtschafts.g;üter ab 1. Jän­
ner 1975, ruachdem man einige Jahre vorher 

diese vorzeitige AfA für die Anlla,gegüter von 
20 auf 25 Prozent erhöht hat, diese praktisch 
streicht, auch einen nichtgerechtferUgten 
Zid~zackJkurs der Regierung g€lgeIlJÜ'ber der 
Wirtschaft darstellt. 

Wir haben gerade hinsichtlich beg,leitender 
Maßnahmen doch auch folgend'es beobachten 
können: Ich möchte hi'er keineswegs die Stel­
IUlllg Oster,reichs mit jener Finnlands absolut 
vergleichen, aber doch .sagen: Finnland hat 
damals im J.ahre 1972 wesentilich härter ver­
handelt. Es hat sich zunächst nicht entschließen 
können, es ist dem Vertmg erst später bei­
getreten und hat bei den sensiblen Produkten 
doch in den VeIlhandlungen !<ür s,eine Inlands­
wirtschaft in einigen wes,entliehen Sparten 
- und hier möchte ich die Schuhbranche und 
die TextiLbranche anfUhren - einen lang­
sameren Zollabibau durchgesetzt. Ich frühre 
gerade diese beiden Branchen an, weil gegen­
wärtig diese zwei Bmnchen auch bei UIliS in 
Ost'erre.ich unter einem ganz besonderen Druck 
stehen. Wir haben hier bereits ernste Abbau­
erscheinungen hinsichtlich der Mitarheite,r zu 
verzeichnen. Es ist }a micht unhekarmt, daß 
sich in den letzten Wochen ein großer Wiener 
Betrieb der Schuhlbranche zu einer Stillegung 
in der nächsten Zeit entschließ,en mußte urrd 
daß auch in einem der größten österreichischen 
Textilbetriebe nicht zu übersehende Abbau­
maßnahmen vor der Trür steihen. 

Das hängt letzten Endes doch alles mit der 
wirtschaftlichen Situation hier bei uns in 
Osterreich zusammen uilid natürllich aJUch mit 
den Maßnahmen, di.e die ItegierullJg gesetzt hat 
oder nicht zu setzen bereit war. 

Ich g:lauibe, daß man im Zus,ammenlhang mit 
den Maßnahmen - wenn ich nur einiges hier 
anführen daflf - doch 'gegenwärtig eine 
rasche positiv'e KlarsteJluIl'g und Regelung 
noch offener Fra,gen der Aus'fuhrfinanrzierung 
unterstre,idlen und verlang,en muß. Ich möchte 
auf das Thema hier nicht direkt eirugehen. Ich 
möchte nur deponier,en, daß hier eine r.asche, 
positive K1arstellunrg ~uerfolgen hat, um 
gerade unserer Exportwirtschaft entsprechende 
Hilfe'SteUung zu gewähren. 

Ich möchte auch anfii1hr,en und hier depo­
nieren, daß man s.eitens der Reg,ierung heute 
schon, Hohes Haus, ich möchte sagen, 
eine baldige 'Behandlung einer mög­
Nchst unbefristeten Verlängerung des Struk­
turverbesserung,sgesetJzes ü'ber den 31. Dezem­
ber 1975 hinaus vornehmen uIlld sich dazu 
bekennen SQil.l. Denn 'gerade di€'se Fragen der 
Strukturverbes,serung und der allfäl'ligen Um­
wandlurng in der Wirtschaft von Großbetrieben 
oder ,auch Kleinbetr,ieben bedürfen lang­
fristiger Vorbereitung,en, und hier wäre es 
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falsch, w,enn man vieLleicht erst in der zwei­
ten HäUte 1975 über eine solche Verlärugerung 
verhandeln würde. Diese Maßnahmen der Ver­
längerung des Struktur,verhesserung1sgesetzes 
waren seinerzeit richtig, und sie solHen auch 
entsprechend fortgesetzt werden. 

Ich möchte auch hi,er sagen, daß rascheste 
KJlarhetit hinsichtlich der Verllängerurug der 
Marktordnungsgesetze, also der Wirtschafts­
gesetze, erforderlich ist. Ich stimme 'grund­
sätzlich mit dem Herrn A'bgeordneten Stix, 
der auch gerade diese Fragen hier zitiert hat, 
übereiln, daß man auf die Europareife hin 
so'Zusagen verhandeln sollte tbeziooungsweise 
daß man Lösungen, die auch im europäischen 
Raum Platz haben, finden sollte. 

Nur in einem stimme ich nicht 91anrz ü,berein, 
und 'das war vom AJblgeordneten Stix sicherlich 
auch nicht so gemeint: Ich ,glaube nicht, daß es 
in den paar Wochen Ibis Jahresende noch mö'9-
lich sein wird, ,zu solch endgültigen Ergebnis­
sen zu korrumen. Hier glaube ich, und das habe 
ich in den Auslfiiihrungen meines Vorredners 
vermißt, daß man der Regierung keineswegs 
den VOflWur,f ersparen kann, daß dj'e Ab­
sprache vom Herbst 1972, daß man sich im 
Frühja'hr 1973 schon über dtese Fra'gen zu­
sammensetzen würde, wobei die Regierurug 
ja damals schon hätte Vorschläge bringen 
sdl'len, von der Re'glierung nicht eingehalten 
wurde upd man sozus,a9len diesen ganzen 
Fr.ag,enkomplex bis knapp vor Auslaufen 
dieser für die gesamte öst'erreichische Wirt­
schaft so w.ichUg,en Gesetz.e hinaus verschoben 
hat. 

Ich glaube nicht, daß man in dieser kurzen 
Frist für diese schweflwiegenden Verhand­
lungen, die uns bis zum Auslaufen der Gesetze 
nodJ. übrigble'ibt, wirklidJ. solch endgültige 
neue Regelung,en wird treffen können. Hi'er 
hat die Regierung jn den letzten eineinhalb 
Jahren Wesentliches versäumt. Auch das muß 
nochmals gesagt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

sprächsik;at(ljlogeirubezog,en wer,den könnte. 
UIlld letzten Endes glaUlbe ich, daß auch di,e 
Fra'ge der Verlustrückka'gsmög.lichkeiten für 
die Wirtschaft im RaJhmen der Buropareife 
nicht zu frbersehen ist, denn g,errade bei so 
großen schwankenden Außen!handelspreisen 
wie in den Zeiten, die wir in den letzten 
Jahren erlehen mußten, ist auch diese Frage 
für einen kontinuierlichen Wirtschaftsablauf 
zweifellos nicht zu übersehen und von nicht 
unbeträchtlicher Bedeutung. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte damit 
keinesweg,s in einem Zeitpunkt, da wir in 
Osterreich g.eZlWungen sind, uns größter Spm­
samkeit auf allen Ebenen zu befleißigen, ,emen 
Forderungskatalog, der dem Staat wejß Gott 
was kosten soUte, auHegen. Idl g,laube nur, 
daß man seinerzeit bei Einführung der über­
höhten Mehnwertsteuer schon übersehen hat, 
richtige zusätzliche Akzente für die g,esamte 
Exportwirtscha:ft zu s,etzen. Das g,ehört immer 
wieder hier deponi,ert und in das Gespräch 
g,ebracht. Ich bin üherz'eugl: Bei gutem Willen 
- auch seitens der Re'9ierung - wird es trotz 
aller politischen Differeruzen und Meinungs­
vNschiedenheiten doch möglich sein müssen, 
~ür di.e Exporbwirtschaft zur Verbesserung 
uns'erer HandelsbLlanz und damrit dann auch 
zur Verbesserung uns,erer Zahlungsbilanz ent­
sprechende Akzen.te zu setzen. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Pfe,H,er. 

Abgeordneter Pfeifer (SPÜ): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Wenn man den vorliegenden 
Integrationsbericht aus der Sicht der Land­
wirtschaft aufmerksam studiert, so fällt auf, 
daß zum Unterschied zur hier vor,gebrachten 
Kritik di,e sozialistischen Bundesminrster und 
gerade der ressortzUJständige BUIlidesminister 
sehr wohl in der Frage der Landwirtschaft, in 
der SteUung der Landwirtschaft zu den EG, 
nicht untätig, sondern dauernd tätig waren. 

Bei der Tagung des Gemischten Ausschusses 
im November 1973 hat Osterreich, so sagt der 
Integratioilsbedcht, unter Berufung auf den 
Artikel 15 des Ablwmmens ruHe seine off'enen 
Wünsche auf dem kgrarsektor mit Nachdruck. 
neuerlich vorgebracht und dargelegt, daß es 
am Agrarsektor von den Europäischen Ge­
meinschaften nicht als Drittland wie jedes 
andere behandelt we,rden iW.olle. 

Osterreich hat besonders darauf verwiesen, 
daß nach öst'erreichischer Auffassung der 
Artikel 15 des Abkommens zwischen der Ge-

Ich möchte weiters hiThsichUich der Maßnah­
men, über die künftig zu reden sein wird, 
n'icht ung,esagt l,assen, daß doch zur endlichen, 
w,eIlligstens tei'lweis.en Beseitilgu'llg wett­
bewerbsverzerrender bestehender steuer­
licher Gegebenheiten in ZUiklunft noch einiges 
zu sa:gen und auch zu verhandeln sein wird. 
Hi'ezu gooören zwe'i.feJlos besonders nicht 
grenzausgleichsfähige Belastungen der Wi·rt­
schaft. Ich g,ebe zu, daß das zum Tei.l Fragen 
des Finanzaus,gleicbJes sind, etwa die Fra.ge 
der Lohnsummensteuer. meinschaft und unsel1em Staat auch am Agrar­

Ich möchte aber s(ligen, und dies bitte mit sektor ein üiber einfache DrittlandsibeZ'iehun­
ausdrücklicher Betonung, daß die Frage der gen hinausgehendes Nalherverhältnis festlegt. 
Bundesgewerbesteuer doch in einen Ge- Osterreich w,ird daher durch den zuständi,gen 
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Pfeifer 

ResslÜrtminister in der ZuJkunft wie in der 
Ver1gangenheit Jede sich bietende Gelegenheit 
nü1J1len, ,auf die dringende Notwendigkeit zu 
verrweisen, im Sinne einer ,auf Artikel 15 des 
Abkomrrnens autibauenden harmonischen Ent­
wick!l:ung des geg.ense'iti9len ClIgrarischen Han­
deIsverkehrs die österreichi\scnen AnHegien am 
Agrar,s'eiktor 'einer posHiven Lösung zuzu­
führen. Die EG haben permanente Prüfung zu­
gesagt, aber gleichzeitig auf die gigantischen 
Schwieri9keiten, wie Sie aUe wissen, ver­
wiesen. 

Und nun kommt Ider Herr Abg.eordnete 
Lanner und meint in seiner Kritik: Na ja, die 
EntJwicklung unld die HandelsbiLanz zur EG 
- da v'edieren wir als Osterreicher an Boden. 
Er meint, daß in der Fralge des Riniderexp 0 rt'S , 
"Zu weni,g getan wurde - es hat ihm schon 
der Herr LanldwirtschaHsminister hier geant­
wortet -, und er meint dann auch, daß es zu 
e-iner echten SchmäJlerung des EinkolThlllens der 
Betgbauern kommen wind. 

Ich möchte hier als sozialistischer Bauer 
eines sagen: Es hat noch nie eine so gigan­
tische EinJkommenssteigerung und noch nie 
eine solche Vors1orge für die Landwirtschaft 
geg:eben wie unter dieser Bundesregi.erung. 
Das muß ,auch wieder einmal gesa'gt werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

kutiert worden. Natünlich waren wir nicht aUe 
mit dem vorHegenden Vertra:g hoch zufrieden. 
Sie wissen und Sie kennen vor aUen Dingen 
die große Pmb'lematik, ich sagte es schon, 
mit der Landwirtschaft. Alber Herr Kol;lege' 
Dr. Lanner weiß es mindestens genauso gut 
wie ich: Ist es in der Landwirtschaft nicht 
so äihnlich wie in der Industrie? Ist IIl!dustrie 
gleich Industrie? Ist Landwirtschaft gleich 
Landwirtschaft? Woir kennen die gigantischen 
Schwierigk'e,iten der Rinderexporte, und wir 
können heute sagen: Se-ien wir froh darüber, 
daß es durch gemeinsames Da!zutun gelung,en 
ist, d1aß wir durch die Rindfleischaktion doch 
einen echten Ber·g an Rindfleisch abba uen 
lmnnten. 

,Meine Herren! Wenn wir einen Vertrag 
mit der BWG in der Landwirtschaft hätten, 
dann müssen ,wir doch auch ehrlich sein, daß e,s 
nicht alle Sparten wären, die so himmelhoch 
jauchzen würden. Denn es g,ibt neben der 
Sparte Rindel1IIlast a1uch einen Weinbau, und 
wie es damit in der il3WG aussielht, meine 
Damen und Herren :der Rechten, brauche ich 
J1hnen nicht z,usa'gen. Wir kennen die Scbrwie­
ri,gkeiteu, Sie kennen sJe ehens.o. 

Ich möchte nur eines wiederholen: Ich 
glaube, man kann heute von diesem Pult aus 
behaupten, daß unsere RegieruDJg - sie hat 
das bereits in den ver.gangenen Jahren be­

Meine Damen und Herren! Wenn Sie dann wi,esen - die Prdblematik in der Landwirt-
korrumen und unseren Ministern. zu wenig 
Standfestigkeit bei den Verhandlungen vor­
weden, wenn Sie, wie da's der Herr KoHege 
Gor,ton gemeint hat, sagen - ich habe das 
mingeschrieben -: Der Herr Handelsminister 
war ja nicht der Fleißig:ste bei der Vorber,ei­
tung der Verihiandllungen - das haben Si'e 
gesagt; Sie haben gesa'gt, er hat das meiste 
den Beamten überlassen -, so weiß ich nicht, 
Herr Kollege Gorton, wie fleißig die OVP­
Minister zu ihrer Zeit waren. Fest steht eines: 
daß sie lange Jahre nach der Parole "alles oder 
nichts" verhandelt haben. Sie haben es ja auch 
bekommen, nämlich keiinen Vertrag. Nichts 
haben sie bekommen! (Abg. Dkfm. Gor ton: 
Wir haben alles vorbereitetf) Das wird Iihnen 
der Herr Handelsminilster noch sagen, was Sie 
vmibereitet haben. Da,s kennen wir schon! 
(Abg. Dkfm. Gor ton: Er hat nur dorlzusitzen 
brauchen!) 

Eines steht fest, das können Sie nicht leug­
nen: Di'e Politik der kleinen Schritte - das 
war doch die Takt~k, die dies,e Bundes­
regierung angewendet hat - hat Zielstrebig 
zum Erfol!g geführt. 

M'eine Damen und Herren von der rechten 
Seite! Dieser Vertrag ist ja vor Ja:hren dem 
Parlament vongelegen und ausreichend dis-

schaft genau kennt, gena11lso, wie sie aHes 
getan hiat, damit die Eneich!ung des Vertrage;s 
mit der EWG, al1erdings unter Ausschiluß der 
Landwirtschaft, möglich war. Sie wiss,en ganz 
genau, daß hier nicht die Regierung die Schul­
dige war, sondern daß die ScblWierigkeiten 
bei der EWG gelegen sinJd. Aber eines können 
wir Ihnen heute ruhig sagen: Unsere Mini­
ster, unsere Regierung hahen diesen Ver­
tra!g erreicht, di.ese Re,gienung ist auch dazu 
prärlestiniert und wird alles tun, um im Rah­
men ihrer Möglichkeiten auch die gigantischen 
Prolbleme der LaIlldw:irtschJaft aus der Dritt­
landsituation mit der EG allmählich zu lö'sen 
und zu bereillligen. (Beifall bei der SPO.) 

'Präsident Probst: Zum Wort kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Lanner. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP): Herr Prä­
sident! Meine DaJIllen und Herren! Ich höre 
schon, man erwartet eine BerichUgung. Ich 
brauche ein bißchen mehr Zeit, daher habe 
ich mich ein 'ZlWeites Mal zum Wort gemeldet. 
Es hat ja dann der Herr Minister GeJlegen'­
heit, sich noch einmall zu melden. Leider macht 
es di'e Geschäfts.ordnung nicht möglich, daß 
ich mich noch ein drittes Mal melde, aber ich 
klann ihm schon jetzt vers.ichern, er kommt 
sicher wi,eder einmal in meine Gass,e. 
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Dr. Lanner 
Meine Damen und Herren von der Sürzialisti­

schen Partei! Eine sachliche Diskussiün fällt 
Ihnen üffeilibar smwer, und Anerkennung ver­
trag,en Sie nicht. Das muß kh der Replik de'S 
Herrn LanldwirtschaHsministers entnehmen. 
AJber, meine Herren, Sie können sich das 
aussuchen. Ich kann das auch sehr vi,el deut­
licher machen. 

Herr Landwirtschaftsminister! Uns,er Haupt­
expürt ist Schllachtvieh und Rindfleisch. Dürt 
steiJ:l.en wir vür verschlossenen Türen, dürt 
haben Sie bis zur Stunde bei der EWG über­
haupt nichts erreicht. Das ist ein Faktum! 

Zweitens: Die Inter'es,seruvertretung unter 
Führung von Präsident Lehner war letzte 
Wüche in BTÜssel und hat beinhart verhande:It. 
Ich frage Sie: Wann waI1en Sie das letzte Mal 
in Brüssel? Ich fürdere Sie auf, hier nicht 
polemisch vün der Re,gierungslbank. Verk,ündi­
gu:rugen über uns ergehen zu lassen. Fahren 
Sie nach BruS'sel, verhandeln Sie dort konkret 
und schauen Sie, dJaß SieetJwas erreich,en, 
denn ich sage nüch einma'l: Bei Schlachtvieh, 
bei den SchJ.achtrindern hab.en Sie bis zur 
Stunde nichts, überhaupt nichts erreicht. (Leb­
hafte Zustimmung bei der OVP.) 

Drittens: Daß im letzten Jahr diese Bunldes­
regi,ewng und Sie als verantwortlicher BuIi­
desminister die EXipürtchancen bei Schlachtvieh 
nach Ital'ien nicht entsprechend genutllt halben, 
steht im Integrationsbericht ,auf Seite 32 
und 33. Dielser IntegI1ationsbericht stammt 
nicht von uns, sündern vom Bundes­
ministerium für Han1del, Gewerbe und 
IndustrLe. Be,schrweren Sie sich beim Herrn 
Handelsmini'ster, wenn Sie gilauben, daß dies-e 
Fakten nicht :richN,g sind. Ich zitiere nüch ein­
mal: "Der auffallende Rückgang der öster­
reichischen Viehexpürte nach Italien '" muß 
im wesentlichen auf fülgende Ursachen zurück­
ge·führt werden: ... v'erschlechterung der 
österreichi,schen Exportst,elluIllg durch die be­
s>onders ge'genüber Italien wirksame Änderung 
der Währungsparitäten inSibesündere ZIU einer 
Zeit, als di,e AbsatZllag,e für diese Produkte 
in Italien nüch :günstig war." 

Viertens: Sie :haben uns, Herr Bundes­
minister, von dies,er Stelle aus mit Engels­
zungen erkilärt, wir müßt'en uns um den 'eng­
lischen MHcbimarkt, um den Absatz vün Milch­
pulver keine Sürg.e machen. Sie hätten mit den 
zuständigen Herren in Berlin bei der Grünen 
Wüche gesprüchen; da gab es düch diese 
Küntr'üverse, weil Sie bei einem Int,egration'S­
ausschuß geiiehlt haben. Sie erklärten uns, 
was Si'e Großartig.es für die Landwirtschaft in 
Berlin geleistet halben. 

Heute müssen wir feststellen: Wir sind aus 
die,sem Markt hinausg:eflogen, und a.lles, was 

Sie uns damals g,es:agt halben, hlat nicht ge­
stimmt. Sie mög,en es nicht gewußt haben. 
F'aktum ist, daß die Entwicklung So' war, wie 
wir sie a1ll~gez,ei:gt haben. 

Fünftens: Sie haben gemeint, nachdem ich 
die Entwicklung der W:e;Itmartktpreise bei 
Agrarprodukten aufgezeigt habe, man sülle 
hier nicht schwarzmalen. Die Versürgung 
wäre im nächsten Ja'hr noch vüll gesichert. -
Keine FIia'g,e, Herr Bundesminis,ter, das halbe 
ich nie in Abred.e gestellt. Nur denken wir 
weiter, wir denken nicht nur an das nächste, 
wir denlken auch an das übernächste Jahr, 
wir denken auch dar,an, wa,s in f:ünf oder zehn 
J,ahren sein wird. Dieses 'langfristige. Denken 
ist Ihnen üffenbar nach den Wahlen in Vor­
arlberg und in der Steiermarik. ver'g,ang,en. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Würt ge:langt der 
Herr Bundesminister Dr. W.e1iJhs. 

Bundesminister für Land- und Fürstrwirt­
schaft Dipl. ... Ing. Dr. Weihs: Herr Abg,eord­
neter Dr. Lanner! Sie scheinen veI1gesS'en zu 
haben, daß das Interesse österrekhischer 
Expürteure, Vollmiilchpulver nach Engiland zu 
liefern, sehr rasch UIlId s,ehr schnell nach­
gelassen hat und daß man aUJf inneröster­
reichJischerrn Sektür kejn g,rüß.es Interess·e mehr 
hatte, nach England ZlU lrie.fern, weil man 
andere Märkte gefunden hat, die zwar -etwas 
mehr Geld küstet, aber Wo' der Export floriert. 

Es ist alsO' nicht, wie Si'e sagten, eine Ent­
scheidung uns,ererseits glewesen, hier nicht 
massiv vürz,ustüßen, sündern es wurden beim 
Vürstüß nach England Brems,en ang,elegt, weil 
die Be,treffenden, welche VolLmHchpulver bis­
her geliefert hatten, eiben kein Interesse mehr 
gezeigt haben, dürtlhin zu liefern. 

Zum zweiten: Sie haben hier wiederum die 
Schlachtrin'der ang€züg,en; da kann ich Ihnen 
auch wieder antwürten. Die Schlachtrinder­
expürte im Jla:hr 1973 sind auch aus einem 
ander'en Grund zurückge'gangen, falls Sie da:s 
v,ergess,en halben sollten. Wir halben im Jahre 
1973 bek,anntlich Maul- und Klauens·euche ge­
haht ... (Abg. Dr. Lanner: 19741) Jawohl, 
1974 haben wir 57.553 Stück Schlachtrinder 
exportiert, während wir in derse~ben Zeit des 
Ja'hres 1973 nur 50.234 Stück expürtiert haben. 
Sie sind a!ls'O schün wied.er danebengestanden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Und ZUIIl dritten, Herr Abgeürdneter Düktür 
Lanner: Wenn Sie glauben, daß Osterreich 
allein vür der 'f.ür steht, wie Sie sich ausge­
druckt haben, mit den Sch1achtrinderexpürten, 
s'ü geht das viel, viel größeT-en Staaten 
genausO'. Nur durch unsere Zähigkeit haben 
wir zumindest die Nutzrinder freibekommen, 
und durch unsere Zähigkeit haben wir frei-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 
bekommen, daß aJb morgen das Bardepot für 
die Expor.te dies,er Nutzrinder fällt. Ein sehr 
großer Teil der österreichischen Bergtbauern 
ist davon betrofien. Das sollten Sie eigentlich 
wi's'slen. (Beifall bei der SPO.) 

führ:ung des Europäischen Gemeinsdtaftsver­
trages ist Angel'egenheit des Handelsministe­
riums. Dabei wird es bleiben, unld Sie können 
sicher sein: Ich hahe der BeaJIIltenschaft nicht 
mehr und nicht minder Ülherlassen a:1s das, 
was ich für richtig empfunden habe, wovon Präsident Probst: Zum Wort gelarugt der 

Herr Bundesminister Dr. Star1bacher. ich meinte, daß es diese tüchtige Beamten­
schaft durchzuführen imstande ist. 

Bundesminister f,ür Handel, Gew,e-rbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hohes Haus I Herr 
Abgeordnete'! LanITer! Ich hacbe schon Ver­
stänldnis dafür, daß man nicht den ganrzen 
Bericht zitiert. Aber wenn man schon einlen 
Bericht so aufgtlie'dert, wie Sie es gemacht 
hahen, dann hätten Sie die anderen Punkte 
auch erwähnen müsse.JlJ, nämlich die ita'lie­
nisme Importsperre we!gen der Maul- und 
Klauenseuche, die VenzerruDjg der Wettbe­
wetbslage durch das EWG-Währungsaus-
9leichssystem und auch die Aufhebung der 
Rindfleisch-MangeliVelrorldnung der EG. Das 
waren die Grünlde, warum der Export zurück­
ge:gangen ist. Daß wir auf die Lira-Abwertung 
keinen Einfluß nehmen können, das, glaube 
leh, ist Ihnen Ja hinläruglich bekannt. 

Uberhaupt, glaube ich, hat die Opposition 
sich wieder einmal 'einJgeschoss·en. Der Herr 
Dkfm. Gorton hat es j,a auch so.fort heraus­
ge,strichen: Ich fahre zuwenig, ich bin zuwenig 
1m Ausland, ich soLlte aLso nach Meiruung 
der OprposHion ununterbrochen in Brussel sit­
zen. 

Meine Damen und Herren von der Opposi­
tionl Ich weiß: Als ich in diesem Haus Opposi­
tioil!sahgeordnet'er war, da sind von Ihrer Re­
gierungsseite drei Minister hingefahren unld 
haben überhaupt nichts nach Hause gebracht. 
So war die Situation! (Zustimmung bei der 
SPO.) Da hat ein Minister auf den anderen 
aufgepaßt, daß dan.n, wenn vielleicht doch ein 
bißehen was herauslkolJIlJffien könnte, ein jede'r 
sa'gen könnte, d'aß er es gewesen ist. 

Das gibt es in dieser Regierung nicht, und 
deshalb liegen Sie völli'g falsch, Herr Abge­
ordneter Gorton, wenn Sie meinen, durch die 
Änder,ung des Kompete'Thzgeset'Zes würde sich 
jetzt eine neue Situation ergeben. Gar keine 
neue Situation ergibt sich! Wir ha'ben klar und 
deutlich das durchgeführt, was Sie sogar mit 
einem sogenannten K:losterneubu~ger Abkom­
men s'anieren mußten. Contra Legem haben 
Sie damals mit Gewalt dann dem Außenmin1-
ster eine gewisse Kompetenzge.geben, weil 
man gesagt hat: Das kann doch wirklich der 
Hanldelsminister nicht allein machen. 

Wir haben eine s.aubere Tre.nnuilig durch­
geführt: neue Verhandlungen bei Europä­
ischen GemeinscruaJts<verträgen sind Angele­
geruheit des Außenministeriums, die Durch-

Meine DaJmeTI und Herre.nl Die Beamten­
schaft hat in der Zeit, in der ich den EG-Ver­
trag .gemacht hahe, nicht .g,ewechsellt. (Ruf bei 
der OVP: Gott sei Dank!) Sagen Sie nicht: 
Gott s'ei Daruk.! Darun hätten j1a Sie den Vertrag 
schon längst heimibritlligen könrnen! Das ist 
1hnen aber leider nicht -geg,lriickt, und daher 
reden Sie sich bitte nicht auf die Beamten­
schaftaus. (Zustimmung bei der SPO.) 

Herr AJbgeordn.eter LaIltllJer I Was die Frage 
betrifft, daß Sle meinen, man soll jede Ge­
legenheit nützen, s.age ich Ihnen: Selbstver­
ständlich! Sie wissen ganz 'genau, und ich habe 
mit Ihnen erst jetzt eine neue Vereinbarung 
getrofien, wen ich sie, nebenbei bemeI1kt, für 
richtig haUe: Als der Außeruhandelsminister 
Matteotti in Osterreich w,ar, und zwar ein­
ge'laden zur 100. Messe, haben wir alJles daran­
gesetzt, bessere RegeluIlig'en für die österrei­
chischen Viehexporte ZIU erreichen. Er hat uns 
zugesagt, daß er sich daflÜr einsetzen wird. 
Im Burgenland, wo wir w,aren -es war sogar 
ein Landtagsabg,eordneter von Ihnen dahei -, . 
haJben wir mit ihm über die schwierige Situa­
tion auf dem Viehs'ektor gesprochen, .und er 
hat .ges,a:gt, daß ersieh einsetrzen wird, daß 
die Depotgebühr so schnell wie möglich fäl'lt. 
Wir haben es erreicht. Sie wissen, daß sie mit 
mor,gigem Tagauf,gehOlben ist. 

Ich komme zu Lhrem Hinweis, daß wir 
100.000 Tonnen 01 einlführen. Das ist nicht 
etwas Neues für uns. Wir seihen nicht so kurz­
frisUg. Sie br.auchen keine Sorge zu haben, 
daß wir vieHeicht nur bis Oktoiber nächsten 
JaJhres p~ane.n. Wir planen viel länger, :kJann 
ich Lhnen versichern. Wir haben jetzt bereits 
konkrete BesrprechuIllgen, wie wir diese 01-
lücke vieNeicht durch i.IlIlän;dische Proiduktion 
abdecken können. 

Sie kennen das sehr genau. Meine Herren, 
erkundigen Sie sich bei der landwirtschaft­
lichen Genossensrnaft, eI1kundigen Sie sich, wo 
wir entsprechende Maßna!hmen einleiten. leh 
könnte jetzt sehr leicht siag,en: Wir leiten sie 
ein; Sie halben gar nichts gemacht! Das mö,chte 
ich mit aller Deutlichlkeit gesagt halben. (Bei­
fall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
avp.) Aber ich bitte Sie! Das is't doch dieses 
Probl'em mit der Rap's-Gemeiruschaft, das sind 
doch diese 5000 bis 7000 Tonnen, die wir jetzt 
mit GewaH sozusagen aufkaufen, exportieren. 
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Die.se Firma zahlt daJbei drauf. W.ir müssen das 
auf eine vernüIllftigere Basis stenen. Sie haben 
nichts als weitergewurschtelt, wenn Sie mir 
diesen Ausdruck ·gestatten, und haben sozu­
sagen Olfirmen immer wieder gezwungen auf­
zukaufen, die Saat zu exporti-eren, weH wir in 
Osterreich keine Möglichkeit der Verarhei­
tung gehabt halben. Wir wonen dieses Pro­
blem grundlegend anJders anJgebenl (Beifall bei 
der SPO.) Erkundigen Sie sich bei der land­
wirtschaftHchen Genossenschaft. 

Herr Alb.geotdneter Tesdlll! Was die Frage 
der sensiblen Produkte betrifft, kann ich Ihnen 
versichern, was Sie ja wissen, daß wir uns 
sehr bemühen, eine BTIleichterung zu erreichen. 
Wir haben mit dem KOimanisslär Gundelach 
diesbezügliche Verhandlungen gefülhrt. Er war 
im Frühjahr hier in Wien. Er ist :tiür den 
inneren Markt zuständig. 

Wir sind - das muß ich offen bekenn.en -
nicht sehr viel weiterg,ekommen. Die Kommis­
sion ist der Meinung, daß wir vielleicht sogar 
berechUg'te Forderungen er:steHen, aber es ist 
uns bis jetzt nicht gelungen, sie auch tatsäch­
UdI durchtzusetz:en. Es ist zwar im Vertrag 
Viorgeseheu, daß mit 1. Jluli 1971 eine Prüfung 
erfal'gen soll, ob dies'e Plafonds und. diese 
Kontingente noch nobwenldi'g sind oder ob wir 
sie nicht beschleunigt aufheben können, und 
so weiter, aber konlkrete Zusagen habe ich 
nicht, und ich selber empfinde es imlmer fast 
ein Ibißchen tr.agikomisch, wenn iCh jetzt be­
stätige, daß in der VerordIluuig dann festge­
halten wird und daß :iIm BunJdes'gesetzblatt auf­
sCheinen muß, daß sounJdso viele 10-, 15-, 20-, 
28-Tonnen-Kontingente erschöpft sind. Ich 
glaube, daß diese 'ganze Frage wirklich Ü!ber­
holt ist. Aber, wie gesagt, wir müssen dies­
bezüglich hoffen, daß es in den Verhandlungen 
mit den EG noch zu einem positiven Ergeb­
nis kommt. Wir halben es se1bst im Gemisch­
ten Ausslchuß im Juni 1974 afilgemeldet. Es 
liegt also sozusagen auf dem Verhandlungs­
tisch. 

Herr Aibgeordn-eter Stix! Bezüglich der auto­
nomen Harmonisierung sinld wir in dieser Be­
ziehung sehr, sehr vorsichtig. Sie sa'gen zum 
IBeispiel, die MarktordnullIg;sgese,tze in dien EG 
seien für uns vielleicht dann als Vorbild zu 
n:ehmen. (Abg. Dr. S ti x: Das habe ich nicht 
gesagtf) Bitte schön, dann sind wir schon wie­
der ·einig, denn es g~bt Stimmen, die behaup­
ten, daß unse'r MarktordnUThgssystem, das wir 
derzeit noch haben, auf 'aJlle Fälle besser ist 
als jenes, das in den EG existiert. (Ruf bei 
der OVP: Das wir eingeführt haben!) Herr 
kbgeordneterl Sag,en Sie nicht, daß Sie das 
allein eingefrührt haben! (Ruf bei der OVP: 
Unsere Kollegen!) Nein, auch Iihre Kollegen 
nicht! Bei diesen Vel'han41uny·en w.ar iCh d'a-

bei, Herr Abgeordneter. Das kann Ihnen der 
Herr Präsident Minlkowitsch genau bestätigen. 
(Ruf des Abg. Mi n k 0 w i t sc h.) Diese De­
tails kenne ich sehr, sehr genau. (Ruf bei der 
OVP: Auf das könnt ihr stolz sein!) Herr 
AJbgeordneter! Es hat sich nur in der Zwi­
schenzeit die wirtschaftliche Laige wesentilich. 
verbessert. (Ruf des Abg. K ern.) Es hat sich 
die Situation wes'entlichgeäntdert, untd wir 
glauben, daß wir Lhnen jet'zt Vorschläge unter­
breiten werden, mit denen wir Ihnen nom 
bessere marktor:dlllU'll1gsgese'tzliChe Bestimmun­
gen vorlegen werden. Wir hoffen, daß Sie dann 
die Zustimmung geben weroen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Herr Albgeordneter Stix! Was das Ur­
spr:ungssystem betrifft, kann ich Ihnen sagen, 
daß es nicht .nur eine Hoffnung w.ar, siQIl'dern 
daß wir schrittweise weiteIikammen. Sie haben 
völlig recht, daß dias EFT,A-System nach uns·e­
rer Auffiassl1ng und auch nach der Auffassung 
aller anderen EFTA-Staaten das praktikablere, 
das bessere ist, daß sich die EG aber nicht 
dazu entschließen konnten, unseres zu nehmen, 
sondern daß wir mehr older minder dasjenige 
der Europäischen Gemeinschaften übernehmen 
müssen. 

Jetzt beginnen wir aber doch in der Ver­
fahrensfrage Er:leichterun,gen zu kriegen. Es 
ist jetzt die stückweise verfahrensrechtlich·e 
Erleichterung durcb;geSietzt worden. 

Wir haben es durchgesetzt, daß die Expor­
teure, die 'einen groß·en Prozentsatz an Expor­
ten tätigen, die W·ar'enrverkehrsbesdleini,gun­
gen selbst auszustellen halben. Also es gibt 
gewisse verfahrensmäßige Erleichterungen, die 
wir durchlges!etzt haben. 

Wir haben erreichit, daß das große Prohlem 
der FalLfr.ist 1. Jänner 1975, wo man entw.eder 
draw~back- oder ZoUbe.güllIstigungen der EG 
in Anspruch nehmen kann, wahrschein1lich 
wieder auf ein J,a,hr verschoben wird. Wir 
haben große HoffIlllLIlJgen, daß das in der llIäch­
sten Woche endlich beschlossen Wilid. Die 
Kommission hat eine diesbezügliche Ermäch­
tigung. 

IdI sage ausdrücklich wieder "Hoffnung" 
- hoffen darf man ja, wie ich ilInmer sage -, 
weH ich noch keine endgültige Zusage habe 
(Ruf des Abg. Dr. Mus s i 1); die entspre­
rnenJde Verotooung ist noch nichterschlienen. 

Herr Abge.ordneter Gorton! ICh kOlIIlIDe zur. 
Frage bezüglich der "VerschlechteruIlJg" des 
Exportes in die EG- und in die EFT A-Staaten. 
Das ist doch ein meiner Meinullig ,an den 
Haaren herangezog,eIlJer V:er.gleidl. (Ruf des 
Abg. Dkfm. Gor ton.) Bitte schön, Sie zitie­
ren einen Teil aus dem OECD-B-eriCht und 
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sag,en dann, der EFTA- und der EWG-Anteil 
sei zurückgegangen. (Abg. Dkfm. Gor ton: 
Ich zitiel'e den BerichtI) Aber ja, im Bericht 
auch! Aber Sie müssen die ganlZe Sache sagen. 
Dann werden Sie doch z'ug,eben müsslen, daß 
der Export in der letzten Zeit eine der,art 
gigantische Steigerung erfahren hat (Ruf bei 
der OVP: 1973 .. . t), daß also noch niemals 
salche gig,anUs-ehe ExportsteigeruDigen zu ver­
zeichnen waren, wie w.ir sie in den letzten 
Monaten geh!a'ht halben. (Beifall bei der SPO.) 

Selbst in dem OECD-Wirtsmaftsibericht steht 
es als erster Satz gleich drinnen: Eines der 
auHa11lendsten Merkmale des gegeIllWärtigen 
Konj1unktur!zyklus sind die anhaltend guten 
Erfol'ge der östeneichis·chen Exporteure. Was 
in den letzten Monaten an Exportsteig,erung 
zu verzeichnen war, hat niemand erwartet -
auch ich nicht, ich geis,tehe das in a,ller Offen­
heit -, weil wir mit einer derartigen Exp,ort­
e~plosio.n nicht gerechnet haben, ja weil wir 
uns diese nicht einmal haben träumen lassen. 

Daß bei dieser Exportex,plosdon eine g'e­
wis.se Verschiebung in den Relationen ,ein­
treten ktann, daß wir also jetzt in die Staats­
hande'lslän:der wesentlich mehr He,fern können, 

, daß unsere Exportsteigerung dorbhin 70 Pro­
zent und so weiter beträgt, das ist doch etwas, 
w,as uns fr.euen säU, weil wir dadurch eine 
breitere Streuung unseres Exportes kriegen, 
und das ist ,gen.au das, was die Handelskam­
mer seit JahI1zehnten angestrebt hat und lei­
der, würde ich fast s'agen, bis jetlZt nicht er­
reicht hat. Jetzt haben wir es erreichtl Unid 
dann kommen Sie unld sag,en, es sei eine 
Versmlechter,Ulng und es weTide immer wieder 
alles schJlemter. 

Ich glauJbe, Herr DkJfm. Gorton, so kann man 
,die Situat,ion natJürUch auch dar-stellen. (Ruf 
des Abg. Dkfm. G o\r ton.) So kann man sie 
auch dar,steHelll, aber das glau1bt Ihnen haU 
niemand, denn wenn heute jemand in Oster­
reich etwas w,eiß, dann. we,iß er, wenn er 
schon von der Wirtschaft ni mt selhr viel weiß, 
daß unser Export gigantisch .gestiegen ist., 
Das, glaube ich, ist heute allgemein bekannt. 
(Beifall bei der SPO. - Zwischenrufe bei der 
OVP.) Ich weiß, Sie weIden immer sagen, daß 
gar nichts von meiner Seite geschehen ist. 
(Abg. Dr. G r u b er: Das am wenigsten!) Ich 
weiß, daß überhaupt nur etwas Gutes ge­
schieht, wenn das die Opposition schon 1970 
vorbereitet hat. Alles Schlechte, was eventuell 
kommt, macht die Regierung. Ich frage mich 
IlIUr, warum Sie dann 1966 nicht dieses Prinzip 
eiIllg,eführt halben. (Abg. Dr. G r u b er: So 
haben wenigstens Sie immer vorher gesagt!) 
Ja, d'as ist ja aumerw,i,esenl NatürUidll 

Wir haben Ihnen 1966 und 1967 immer die 
wirtschaftliche Rezession auch in Osterreich 
vorausgesagt. Wir haben der Regierung Vor­
schläge gemacht. Diese V,orschläge hahen Sie 
daJmals ahgelehnt. Das Emder.gebnis war, daß 
1967/68 di'e wirtschaftliche Rezession einge­
tr.eten ist. (Abg. Dr. W i t haI m: Was waren 
das für Vorschläge?) Herr Abgeordneter Wit­
ha'lml Ich habe zum Beispie'l B,unde,skanlZ'ler 
Klaus in der Paritätischen Kommission vor­
geschlagen, e,ndlich den Baubesch,luß für das 
Kraftw.erk OttenSlheim durchzuJ.ühren. Nichts 
halben Sie gemacht! Das Donaukraftwerk ist 
nicht gebaut worden. Wir haben Ihnen eine 
Reihe konkreter VOf.Schllä,gle gemacht. Diese 
Vorschläge wurden aus Uberlegung,en, daß sie 
- das gebe ich zu - nicht in Ihr KOIllZ>ept 
gepaßt halben, nicht akzeptiert. Die Fo~ge da­
Vion w.ar die Reze,ss'ion. 

Ich habe Lhnen ein Beispiel gesagt, ich 
könnte Ihnen auch noch andere sagen. 

Ich glaulb'e nämlich" daß wir keimen Zick­
zackkurs gemacht haben, Herr Dkfm. Gorton. 
Wir halben versucht,die österreiddsche Wirt­
schaft auf eine Hochkonjunktur zu bringen, 
wie wir sie in einer P,eriode - 'l>esen Sie den 
OECD-Berichtl - noch niemals gehalbt ha:ben. 
Der OECD ... Bericht sprimt von einem Boom 
Osterreichs im ALleingang. Wir haben das aUlf 
dies'er Höhe ,gehaUen. Sie prophezeien ja Jahr 
für Jahr, daß dies d,as }.emte Jahr ,g'ewes-en seJ.. 
Das war 1970, 1971, 1972 und 1973 so. Es war 
imm,er so, daß Sie prophezeit halben: Es wird 
scbllechterl Bis jetzt ist es von Ja,hr zu Jahr 
besser geworden, unld wir sind davon über­
zeugt, daß es 'aum weiter so sein wird. Das 
ist kein Zickzackkurs, sondern ein konse­
quentes p.olitisches Zi.el. (Beifall bei der SPO.) 

Sie besmweren s,ich über die Inrvestitionen. 
Meine Damen und Herren von der Opposi­
tion! Wissen Sie, daß wir 1974 die höchste 
Investitionsrate mit fast einem Drittel des 
B:ruttonationalproduktes in Europa haben? 
Und da beschweren Sie sich, daß zuwenig 
investiert wird, daß IIlIVest'itio.nsbeglÜrrstigun­
gen sozus1agen gestrichen wer:den! Sie ver­
langen ja etwas, w,as übeI1haupt gar nimt be­
gründet ist. Die österreichische Wirtschaft ist 
in OrdnullIg, di,e brauchen Sie nicht in Ordnung 
zu bring-en! (Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Was die Frage bezüglich der sensiblen Pro­
duJlde in F,inn!land betrifft, daß man dort eine 
bessere Lösurug erzielt hat: Es stimmt. Ich wUl 
mich in die finnischen Vertragsverhanldlung,en, 
ob Finnland mehr oder weniger erreicht hat, 
n'icht einmis-chen. Lhr,e Herren von der Han­
deLskammer wissen das nämlich gan~ genau 
- es wurde ilhnen sdcherlich eI1Zäh/lt, da sie 
bei den ganlZen V:erhaIlldLUIligen dalbei w,areu,; 
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es ist das, wie Sie wissen, auch etwas, was 
ich neu ein:geführt halbe -, denn sie haben 
jede Verhandlungsphase und jeden Verhand-
1ungs'zeitraum genau miterlebt. Die Finnen 
haben nur aus anderen außenpolitischen Grün­
den erst später die Verhandlungen aufnehmen 
können und letzten Ende,s dieses Arrangement 
zustande gebracht. Sie haben, dta für dtie Fin­
nen Papier ein Drittel, ja fast die Hälfte 
ihres EXp'ortanteiles ist, natürlich ~ür diese 
Benachteiligung dann eine längere Liste von 
sensiblen Produkten bekommen, die für sie 
eine Erleichterung bedeut,et hat. Aber ich muß 
fragen: Hätten Sie die finnische Lösuilig be­
züglich Papier unJd so weiter f,ür uns ge­
wünscht? - Sie sel:bst wissen, daß das das 
OptimU!ID gewesen ist. Und dabei bleibe ich! 

Ich möchte daher nur eines s,agen: Dieser 
Integr,ationsvertrag, dem letzten Endes auch 
Sie zlUglestimmt haben, weil Sie auch die ganze 
Zeit mitverhan:delt haben, war ein Optimum, 
das man erreichen kJonnte. Wir haben es er­
reicht, w.eil WÜ, wie der Herr Abg,eordnete 
P.feifer richtig gesa,gt hat, das Sy,stem der klei­
nen Schritte gegangen sind und nicht das 
System: Entweder aUes od,er nichts!, weil wir 
keinjen Alleingang versucht haben, sondern 
weil wir das mit Schiweden und mit der 
Schweiz g.emeinsam gemacht haben unld weil 
wir, glaube ich, mit einer anderen Philosophie 
nach Brüssel geganlgen sind. 

Vielleicht sind wir nicht so oIft - das gebe 
ich zu - nach Brüssel gefahren. Aber das ist 
nicht das entschei'dende. Entscheidend ist, ob 
man die entscheidend.en Verhandlungen vor­
bereitet. Das ist einige Male geschehen. Das 
ist anläßlich des Besuches von Bundespräsi­
dent JOllias in ItClllien und in Frankreich ge­
schehen., wo ich Gele,genheit haUe, ihn zu be­
gleiten. Das ist geschelhen bei Dut'lenlden von 
Besumen von Per,sönllichkeiten hier in Oster­
reich, und lebzten Endes ist das auch bei uIllSe~ 
ren Besuchen in Brusse1 geschehen. Es kommt 
nicht dar,auf an, wie oft man ins Ausland fährt, 
s,ondern es kOlIIllIDt da-rauf an, daß man, wenn 
man ins Aus~and fälhrt, etwas erreicht! (Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächlichen Be­
richtigun'g hat sich der Herr AbgeoI1dnete Dok­
tor Lanner zu W'ort gemeldet. Einlf Minuten 
RJedezeit. 

Abgeordneter Dr. Lanner (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen unld Heuen! Herr Minister 
Stadbacher hat mit seiner Bemerkung, ich 
hätte aus dem IntegratioITsbericht voUkornmen 
zitieren sollen, den Eindruck erweckt, ich hätte 
nicht korrekt zitiert. (Bundesminister Doktor 
S ta r ib ach e r: Das habe ich nicht gesagt/) 
Ich sagte, Sie hätten den Eindruck erweckt. 

Ich zitiere noch ein'lll'a'l den in sich gesch!losse­
nen Abschnitt dieser Passa,ge aus dem Integra­
tionsbericht, Seite 32 unld 33: 

"Der auffallende Rück!ganlg der österreichi­
schen Viehexporte nach ItaHen ... muß im 
wesenfJlichen auf fo'~genJde Ursachen zurück­
geführt werden: ... Verschlechterung der 
österreicruischen ExportsteIlung durch di,e be­
sonders -g,egenÜlber Ha~ien wirksame Ände­
rung der Wäihruntgsparit,äten ins,besondere zu 
einer Zeit, als die AbsaTIzilage rur diese Pro­
duikte in HaHen noch grünstig war ... " 

Ich verstehe, daß I:bnen das weh tut, weil 
Sie sich selbst -attestieren, daß Sie v,ieles ver­
säumt halben. (Bundesminister Dr. S ta r i­
b ach er: Gar nichts habe ich versäumt!) Sie 
solHen diese DarsteUung nicht dazu benützen, 
um jemand anderem etwas zu unterst,e1llen, 
sondern Sie s,ollten sich vie~mehr bemühen, 
das, was Sie seinerzeit verpaßt haben, wenig­
stens jetzt besser zu machen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zu einer tatsächJlichen Be­
richtigung hat der Herr Abgeordnete Dkfm. 
Gorton das Wort. 

Abgeordneter DkIllll. Gorton (OVP): Herr 
Präsident! Halles HaUJs! Sie, Herr Bundesmini­
ster, haben im Zus,ammen!hang mit der Ent­
wicklung des GesamtJhan:delsbilanzldefizits 
Osterreichs mit der EWG und mit der EFTA 
es so darzustelilen versucht, als ob sich das 
veI1bess-ert hätt.e. Ich möchte hier noch einmal 
berichtigen, daß sich 1aut Anhanlg 3 des Inte­
grationsberichtes die Gesamtziffern der Ein­
fUihr aus der BFTA im Jahre 1972 mit 
13.780 Mill'ionen er,geben und im Jaihre 1973 
mit 16.576 Millionen. Die Gesamtauslfuihren 
in die EFTA-Länder belielfen s,ich. im Jahre 
1972 auf 17.136 Millionen, im Jahre 1973 auf 
18.534 Millionen. Es ist also vom Jahr-e 1972 
zum J'ahre 1973 ein ge'walltig größerer Anstieg 
der EinJfruhren gegenüber den. AusflUIhren fest­
zusteHen. 

Für die EWG lauten diese1ben k:orrespon­
diereniden Ziff·em: Die EinfUlhr,en beliefen sidl 
1972 auf 78.764 Millionen, im Jahre 1973 waren 
es 88.919 MiLlionen. Die Ausfuhren hiruge,gen 
beliefen sich im Jahre 1972 auf 43.801 Millio­
nen und im Jahr,e 1973 auf 50.142 Millionen. 

Das er,gilbt, wenn man diese beiden Sum­
men, also die EinfUihren unld die Ausfuhren, 
ge.genüJber1ste\lU bemiehunglSlWeise die Ergeb­
nisse der beiden Jahre 1972 und 1973 ad'di,ert, 
im JaJhre 1972 ein HandelshHa:n!Zdefi!lit mit 
den EWG- unJd EFTA-Läillidern in der Höhe 
v;on 31.607 MillHonen und im Jahre 1973 ein 
solmes vlOn 36.879 MiH~onen. Das heißt also, 
daß sich v.on 1972 auf 1973 UDJSere Handels-
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brIanz mit den EWG- unld EFTA-Ländern um 
5272 Millionen older UIßl. 16,7 Proo:ent ver­
scMedltert hat. 

Ich habe a1siÜ nichts an.dere,s zitiert Ws den 
Bericht, der zur Belhandlung stand. Aus dem 
Bericht erg'ibt s,ich diese effektive V:ersd11ech­
terll'ng. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschloss'en. 

WlÜnscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Kein Schlußwort. 

Wir kommen nunmehr zur A b s tim m u n g 
über den AU5'schußantra:g, den vom Bundes­
minister für Hanldel, Gewerlbe und Industrie 
vOI1gelegten Bericht, III-125 der Beila.g,en, zur 
Kenntnis ZlU nehmen. 

Ich bitte Jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sit~en 
zu erheben. - Danke. Ei III s tim m i,g a n­
genommen. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
smaft und Forschung über den Bericht 1972 
der Bundesregierung (111-40 der Beilagen) ge­
mäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungs-

gesetzes 1967 (1166 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über den Berlmt 1973 
der Bundesregierung (111-87 der Beilagen) ge­
mäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungs-

gesetzes 1967 (tt67 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericbt des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über den Beridlt 1974 
der Bundesregierung (III-130 der Beilagen) ge­
mäß § 24 Abs. 3 des Forschungsförderungsge­
setzes, BGBl. Nr. 347/1967 (1168 der Beilagen) 

Präside'nt Probst: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 2 bheinschließlich 4, über 
die die Debatte unter eiIlJem abg,eführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Ausschusses 
für Wissenschaft und Forschung über 

den Bericht 1972 der Bundesregi.erung ge­
mäß § 24 Albs. 3 des ForschungsföJ.'1derungs­
gesetzes 1967, 

den Bericht 1973 der Bundesreg.ierung ge­
mäß § 24 Albs. 3 des ForschunJ91sfördemngs­
g'esetze.s 1967 und 

den Ber.icht 1974 der Bunldesre'gierung ge­
mäß § 24 Albs. 3 des Forsdml1'91sförderungs­
gesetzes 1967. 

Berichterstatter .zu aUen drei Punkten ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Rleischmann. Ich bitte 
ihn um seine drei Berichte. 

Berichterstatter Dr. Fleisdlmann: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich habe im Auftrag des 
Ausschuss,es iür Wissensmatft und Forsdrung 
über drei Vorlagen zu berichten, und ZlWai' 
Üiber die Vorlagen III-40 der Beilagen, 
III-87 der Beiltrgen und III-130 der BeHagen, 
die sich mit den Rorschungs.berichten 1972, 
1973 und 1974 beschäftigen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat diese Berichte gemeinsam ,am 
29. Mai 1974 einer Beharudlung untel"Zio:gen 
und nach einer Debatte, deren T,eilnehmer 
Sie dem gedruckten Ausschußbericht entneh­
men wollen, mit Stimmenmehrheit zur Kennt­
nis g,enommen. 

Ich bin daher namens des Ausscbrusses für 
Wissenschaft und Forschung beauftragt, den 
A n t r Cl 9 auf Kenntnisnarune der drei vor­
liegenden Berichte zu stellen. 

Für den Fall von Wortmeldungen bitte ich, 
in die Debatte ei IllZiUg,ehen. 

Präsident Probst: Besteht ein Einwand, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab-
2?Ulflühren? - Kein EinlWanid. 

Wir .gehen in di.e Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat s-idl als erster der 
Herr Abgeordnete Dr. Blenk.. Ich erteile es 
ihm. 

Abg'eordneter Dr. Blenk ~OV:P): Herr 'Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Wir erörtern heute drei Berichte der 
Bundesregierung, in denen die Forschulllgis­
tätig1keit in den J.ahren 1972 bis 1974 behan-
delt wird. 

Ich möchte zunächst zum Zeitp'lan der Vor­
lage dieser Berichte bemerken, daß wir seiner­
zeit im Jahre 1972 die VeIlWeisung des dama~ 
ligen Berichtes samt Forschungskonzeption in 
einen Unter,ausschluß aus der Uberlegung her­
aus beantragt haben, daß mit der Forschungs­
konzeption ja dodl die grundsätzliche for­
schungSipolitische Linie dieser Bundesreyierung 
und, wie wir hoffen, in weiterer Folge auch 
die Absichten im forsm1.lJI1gspolitischen Bereich 
zu behanldeln seien. Leider ist es aus Gründen, 
die nid1t näher aIl!alysierbar sind, ndcht dazlU 
gekommen. Wir waren dann im Herbst dies'es 
JahresgezwuIl\gen, den Bericht aus dem Unter­
ausschuß he:r;auSIZurrehmen, um ihn .gemeinsam 
nun mit den beiden anderen doch einmal pIe­
ThUJlllsreif 'zu machen. 

Zum Inhalt der ß.erichte ist zusammen{,as­
send ~u sagen, daß der Novitätsgehalt dies,er 
Berkh te relativ bescheiden ist. Es sind zum 
Großteil Berichte und Tabellen, die den ein­
zelnen For,schungsftörderung,sfonds .. Beridlten 
entnQmmen sind, andererseits den Beilagen 
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zum Bundesfinam~g'es.etz. Auch der Textteil 
seLbst ist im wesentlichen in Sät'Ze gekleidetes 
Zahlenmaterial. 

Ich würde also meinen, daß es bei der 
Behandllullig dieser Forschungsberichte primär 
gar nicht so sehr um das g'eht, was drinsteht. 
Das sind, wie schon gesagt, zum Teil recht 
interess'ante, aber weitgehend bekannte Dinge. 
Mir smeint aber, Frau Bundesminister: Wirk­
Um einer Debatte und vor al'lem einer Ant­
wort wert sind die Dinge, die in diesen Berich­
ten nicht enthalten sind. 

Ich meine beispielS/weise, daß die For­
schungskonzeption gewisse Absichten über die 
künftigen forschun'gSipolitischen Vorhaben ent­
hält und daß eigentlich trotzdem, wenn wir 
den Inhalt dieser Konzeption mit dem verglei­
chen, was sich uns in der lelJzten Zeit an 
Äußerungen präsentierte, an mehr oder weni­
ger v.a'gen Andeut!Unlgen, daß diese Forschungs­
konzeption offenbar schon wieder in wesent­
hchen Teilen ülbeJ'lhoilt ist, daß etwas hier zu 
bemängeln ist, was Sie se1,bst in der For­
schungskonzeption als wesentlich angespro­
chen haben, nämlich die Tr-a:nsparemz des gan­
zen Geschehens. 

Dazu ein Beispiel, Frau Bundesminister. Als 
zentrales Beratungsorgan in allen forscha.mgs­
politischen Ang,eleg,enheiten haben Sie, wie 
ja bekannt ist, das Wissenschaftsforum eta­
biliert. Ich möchte dazu g,anz schlicht sagen: 
Dieses Wissensmaftsf,orum betrachte ich als 
ein weitgehend unwiI1kisames Instrument, und 
'llwar trotz der Tatsache, daß es sich aus durch­
weg,s honorigen und anerkiannten Persönlich­
kieiten zusammensetzt. Dies deswegen, weil 
dieses Forum erstens kaum einberufen wird, 
und werun es eilliberuten wird, dann jeden­
faUs nicht zu dem, zu dem Sie es angeb1lich 
geschaffen haben, nämlich zur Beratung Iihrer 
Konzeptionen oder gar zur Festlegung eigener 
wissenschafts- und forschun.gspo:litischer Kon­
zepte. Ich habe d.en Eindruck. - UITd der Be­
richt, den ich gestern von lihrer Wissenschafts­
diskussion auf der Schallabucg bekommen 
habe, bestätigt das weitgehend -, daß dieses 
Wissen,schaHsforum im wes.entlichen doch nur 
ein Background für Presseaussendungen des 
Ministeriums und der FI1au Minister ist. 

Eine zweite Frage, weswegen ich die Trans­
parenz mit Recht, wie ich glaube, bemängle, 
sind die sogenannten Projekttealffis. Eines die­
ser Teams hat arugebllich Cliuch die Forschungs­
konzeption zusammen'g,este~lt. Die Projekt­
teams sind erstens genausowenig gesetzlich 
fundiert, was mich IlJicht sosehr stören würde, 
aber zweitens genausoweni,g transparent und 
durehsichtig; weder in ihrer denzeitigen An­
z,a'hl noch in ihrer Zusammensetzung noCh in 

ihrer Atbeitsweise. Auch hier wäre es WlÜn­
sehenswert, wenn der von Ihnen iIIIlmer wie;. 
der hervorgehobene Grunldsatz der Transpa­
renz mehr zum Tragen käme. 

Und, Frau Bundesminister, ich st.elle Ihnen 
hier ganz k,onkret, weil das für die BeurteiluI1lg 
der Arbeit im forsclll1mgspolitischen BereiCh 
von wesentlichem Interesse ist, einige Fr.agen. 

Erstens: Nach welchen Kriterien setzt sich 
derzeit das WissenschaftSifoITUm ~usau:nmen? 

Zweitens: Welche entscheidenden Aflbeiten 
für die Wissenschafts- und Forschungspolitik 
sind diesem WissenschaftsfoIUIlll übertragen? 

Weiters: Welche Projektteams bestehen der­
zeit? 

Welche Projektteams haben ihre Arlbeit 
sChon abgeschJ.üssen? 

Und: Wel,che Projektteams sinld gep'lant und 
werden i.n nächster Zeit ihre AIibeitaufneh­
men? 

Eine Ubenlegung zur ForsChurugsfinanzie­
rung, Hohes Haus. Die ForschuIlIgskonzeptiOOl 
stellt in lapidaren, aber richtigen Worten fest: 
"Ohne Geld keine Fors,cbung", und verweist 
in diesem Zusammenhang .auf die Regierurugs­
erk,lärunlg vom April 1970, wonach die For­
schung einer der Schwerpunkt.e und eine der 
Prioritäten di'eser Burudesre:gierunlg sei, ein 
SchiwerpuThkt, der durch ein langfristiges For­
schungsfinaI1lzierungskollizept durchzuführen 
sei. Dabei peilte man - auch das ist schon 
ve~·.schielde.ntlich hi,er erwähnt worden - für 
1980 eine durchaus begrüßenswerte Steigerung 
der Forschungsausigalben bis zu 11/2 bis 2 Pro­
zent des Bmttonationalpwduktes an. 

Wie schaut das nun in Wirklichkeit alUs? 
Der Bericht 1974 - das ist aI,so der letzte, den 
wir heute behandeln: ,er ist vielleicht am inter­
essantesten, weil er auch die letzten Daten 
wieder,gibt - führt nun an, daß der Anteil 
der Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
von 1971 auf 1974 von 0,67 Prozent damals auf 
1,04 Prozent jetzt gestiegen sei. 

Nun könnte man auf Anhielb sag,eu, daoS 
sei ein recht erfreUJlicbJer We:g, wenn man hier, 
niCht - unld das ist hier leider einschränikenld 
zu vermerken - Nicbtvergleichlbares ver­
glichen hätte. Ich meine damit fo:lgendes: 

Alb dem Bericht 1974 sinld glewisse Revisio­
nen in der F,orschungsstatistik vorgenommen 
worden. So wur.de zum Beispiel die im Zuge 
der Ener,gi'ekrise Ende 1973 entstandene Dis­
kussion zur AbänderuIlig des Frascati-Hand­
buches, also jenes Handbuches, in dem defi­
ruiert ist, was zur ForschU!Illg gehört, dazu be­
nützt, beispielsweise die geologischen Auf-
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sch:1ießungsafibeiten privater und staatlicher man sonst 'gar nicht so offen ausspricht. leb. 
Art, Z:UtIIl Beispiel im RJahmen der OMV, der meine hier die gaMe geseUscbaftslbe'llogene 
Fiorschung z1lIZuzählen. Fors'chuI1!g. 

Noch wesentlicher ist aber die Tatsache, 
daß man den Anteil, der den einzelnen Ressort­
ausg,aben für die Forschung paJuschal aboge­
:wgen wird unJd damit der For,sd1ung zuge­
schlaog,en wird, verändert hat, und zw,ar hat 
man ihn beispie'1sweise im Bereich Wissen­
schaft und Fürschung von 30 aruf 40 Proz·ent 
auf.gestockt. 

Das Ergebnis dieser, ich muß fast sagen, 
MaI1!ipulation ist, daß der tatsä:cb:liche Anteil 
oider vor a'Mem die Steigerungsrate um ein 
Viertel höher ausgewiesen ist, a~s sie sich 
tatsächlich eugibt. Es würde nämlich die Ziel­
vorstell1uny, wenn man die alte Berechnung 
belassen W1Ür,de, keineSiWegs so positiv er­
reichJbar ausschauen. Es würde im Gegenteil 
so sei,n, daß wir bei gleicher statistischer 
Grundlage pro Jahr einen Forscbung's- und 
Entwicklungs'aus'gabenrz,urwachs von g'aThZen 
2,55 Prozent hätten. Das würde bedeuten, daß 
wir bei Fortschreibung dieses Zuwachses bis 
zum J.aJhre 1980 nicht die 11/2 oder die 2 Pw­
z·ent, sondern sage und schreibe 1,21 Prozent 
der Bruttonationalproduktsw-erte als For­
schiung·sausgaJben vor uns hätten. 

Das ist, glauJbe ich, zur K!orrektur zu sa'gen, 
und das ist vor allem mit dem Vermerk. zu 
sagen, daß das Ziel Ihrer Regieru~g'Sefiklärung, 
die Forschung'sausgahen in dem angeführten 
Maß zu erweiteDn, mit der bisherigen Politik 
nicht erreicht wird. 

Ich möchte auch frag,en: Wie sieht es mit 
den weiteren sonstigen, als "politisch ver­
pflichtend" bezeichneten AnIssagen Ihrer Re­
gierung und der FOf;schungskon~eption aus, 
mit dem langfristigen Forschtungsfinaruzie­
I'ungskomzept und auch mit dem von Ihnen 
ge'leg,entlich erwäJhnten Forschulligsfinanzie­
I1ung·sgesebz, auf das im dann noch absch'lie­
ßend etwas zu sprechen komme? 

.Ein Wort zur Gliedefiung der F,orschungs­
bereiche. Die Forschungslkon~eptioIl! ist von 
der früher üblimen Zlweiteilunlg in Gr:unldl,a­
gen- und aI1!gewCi'Ilidte Forschtun'g abg,egangen 
und hat eine neue Gliederung übernommen, 
nämlich die Untertei1ung in wissenschafts- und 
wirtschaftsberzogene Forschurug. Das ist im 
Pr.inzip eine durchaus aktzeptable und nicht 
erstmaUge NeuOI:dnung, nur kommt hier wie­
der das Pro.blem, daß offenbar das Nichtaus­
gesprochene das Wesentliche ist, Frau Bundes­
minister. Man kmIlmt nämlich heim Uberqang 
zur wisseIl/sch,afts- und wirtschaftsibezogenen 
Forsmung auf einmal zur möglichen ReaHsie­
I1ung eines Zieles unid. eines K!aruzeptes, das 

Man könnte ohne Zweif,ell alles, was Sie 
unter "geseUschCi'ftsiberzogener" Forschung ver­
stehen - und sowe,it ich Ihre Unterla'gen 
kenne und die g·aThZen Andeutungen, sind dar­
unter Dinge zu versielhen wie, weiß ich, die 
Epidemiologie der Infektionskrankheiten, ge­
wisse Gesunidheitsprobleme und so weiter -, 
unterordnen unter Grundlagen- und ang,e­
wandte Forschung. A:l'les bekommt natürlich 
einen neuen Aspekt, wenn man sagt, es ist 
weder eine wirtschaHs- - 1m unmittelbaren -
noch eine wissenschafts'bezogene Forschlunlg. 

Sie haben ja seinerzeit sch:ongesagt, die 
ganze Forschnmg - daI"Über wäre sicherlich 
auch noch zu ,reden - ist primär .oder Z'lilIIÜn­
dest ganlz entscheidenld ~ur Lösung der g,esell­
schafUichen Probleme einzusetzen. Dieser Ge­
danke wurde beispiel'Sweise vom 8. Gewerk­
schaftsta,g der PrivatangestelltengewerkschaH 
im Juni 1974 fortJge1iührt, der sehr konkret 
die Forderung nach einer Verstärkung der 
Sazialiorsdllung und konkret llJach einem eige­
nen Fonds dafiiir aufgestellt hat. 

Sie pens,önlich, Frau Bundesminister, haben 
etwas ver.schämt in einem Vorwort ZlU einem 
Bücb:lein von Dr. Prader gemeint, daß, "um 
die direkt 'ges'ellschaft'Slb~oigene Forschung auf 
eine 'breitere Basis zu stellen, errwogen werde, 
einen ei'g'enen Fonds ~ür Sozialforschung zu 
sch'affen". 

Frau Bundesminister! Ich meine, es wäre 
richtig, ja notwendig" daß Sie diese Dirrge 
expressis vertbis s,agen. Si'e hahen im For­
schung,sbericht 1973 erstmaJlls eine Kategorie 
"gesellsmaftslbezogene Forschung". Ich wie­
denhole: Es wird nicht klar und überzeUlg,enid, 
w.arum man dafiür einen eigenen Fonds oder 
eine eigene Kateg,orie braucht. Der Hinter­
grund ist mir sd10n verständl'ich:, aber der 
wird wohl nicht so }{Ilar aJus'glesprochen . 

Daher ist das tatsächlich eine Sache, die er­
hellt werden muß. leh möchte Sie fragen, was 
Sie wirklich unter gesellschaftspolitisch re,Le­
v'anter F,orschrung versteihen. Ich glaube, hier 
wäre also mehr Tran:spar,enz, Klarheit und 
Offenheit notwendIg. 

Damit, daß ich sage: gesells,chaftspo:litism 
relevante Forschuny, leite ich, Frau Bnm'des­
minister, schon zur Auftra,gsf.OIis'chung über. 
Im möchte hier das w,ie'deIlholen, was bei ver­
schiedenen Gelegenheiten von meiner Frak­
tion und auch von mir persöIlllich immer wie­
der bekannt wurde, nämlich daß wir die Auf­
trags.forschuIllg grundsätzlich als eine wesent-
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liehe und notwendig,e Komponente und als 
einen entscheidenden Bereich der ganrz·en For­
schungspolitik ansehen. 

Sie haben immer, wenn es um die Bereit­
stellung von Mitteln oder a:uch um die Dis­
kussion der Auftragsforschung ging, davon 
gesprochen, daß die Auftragsf,or.schung vor 
allem g.esellschaftsre:levante PrOibileme zum 
Ziele haben müsse. Soweit, sogut. 

Ich kenne die Position AuftragSiforschung 
und Expertengut'achten in den Budgets, Frau 
Bundesminister. Da:~u möchte ich nur sagen: 
Die Transpa-renz, von der Sie immer sprechen, 
war hier nur mit sehr viel Mühe gefiunden. Ich 
erinnere Sie dar·an, daß ich persönlich und 
einige meiner Parteifreunde es erst im Wege 
za!hlreich·er schriftlicher und mündlicher An­
fragen vellmocht hahen ZlU erfahren, wo,für nun 
wirklich diese Mittel für Auftr.agstorschurug 
veuwenldet wurden. Die Antworten w.aren kei­
neswegs befriedig.end; das möehte ich auch 
dazusagen. Man gewann den Eindruck, daß 
die Dinge, die hier getördert wurden, durchaus 
nicht aLle im Sinne jener gesellschaHsr,elevan­
ten ZieLsteUungen waren, daß die Mittel viel­
mehr zum Teil ADbeiten und Projektanten 
gefördert haben, die vöUig daneben lagen. 

TIiOtzdem wiede:r1hole ich ein g,rundsätzliches 
Ja zur Auftral9sfor;schnmg. Allerdings - urnd 
hi,er möchte ich IlIoch einen Gedanfken an­
schJHeßen -: Ich glaube, daß Ihre Uberlegul1'g, 
daß man etwa Fo.rschtungsaufträge über die 
beiden Forschungsföflderung·sfonds abwickeln 
könnte und soMte - eine UberleguIlig, die Sie 
gelegenHich, auch nicht sehr für jeden zugäng­
lich, v-on sich geben -, daß dieser Gedanke 
doch einer kritischen Betrachtung bedarf. 

Ich habe vor kurz'ern gehört, daß Sie die 
Neuordnung der Forsch:untgsorog,anisation spe­
zie:ll auch in dies·er Richtung vorseIhen. Das 
heißt, die Fonds sol:len offenbar neben der 
ressortJbelzogenen Forschnmg auch dazu mit­
helfen, Forschung,s'lücken im a~l19etmeinen zu 
schließen. 

Ich glaube, Frau Minister, das ist ein fal­
scher We.g, weil die Fonds grurudsätzllich davon 
ausgehen, daß der Fördemlllgswe:r1ber seIhst 
die PfiOjekte initiiert. Oder anders g.esagt: Der 
Unterschied zwischen der Forseh:un'gsförde­
rung und der Auftraog!s,forschrung liegt doch 
darin, daß im ersten Fall die Erg,ebnisse in 
erster Linie dem Projektwerber zugute kom­
men, im zweiten FaU dem Auftrag.geber. Ich 
meine also, daß es bei den bescheidenen Mit­
teln - und bei aller reLativen Steigerung 
dieser Mittel sind die For,schunlgls!f,örderung's­
fondsmittel immer noch weit runter den Erwar­
tungen und Bedürfnissen der beiden Fonds -, 
daß es mit diesen Mitteln nicht mö,g~ich sein 

wird, diese F,orschJUingslfÜcken zu schließen, ab­
g·es·elhen davon, daß eiben die Zielstellung der 
Fonds eine ander·e ist. (Der Prä s i den t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Ich möm'te hier einen weiteren Gedanken 
- und ich komme damit zur Wirts·ch·aftsfor­
schung, wenn Sie wo~nen, zur wirtschalftsbez.o­
genen Forschung - vOI1brilligen. 

Eine RegJerung'serklärunlgsaussag,e ist unter 
anderem die: die Regierun'g wolle ein um­
fassendes dokumentations- und informations­
wissenschaftliches System schaffen. Wie sieht 
die Praxis aus? Das i-steine sehr bemerkens­
werte AlusIsage, die ich jetzt machen muß: 

Ich habe hier von di,esem Pulte aus namens 
meiner Fmkti-on, Frau Bundesminister, vom 
Jahr·e 1970 an dreimal hintereinander den Ent­
sd1ließungsantI1ag eingebracht, durch den die 
Regierung aufgeforder,t wurde, ein umfa·ssen­
des Dokumentations.zentrum zur allgemeinen 
Information über den Stand der wissenschaft­
lichen und technischen Forschung zu schaffen, 
urrd das auch in Konta:ktnahme mit auslän­
dischen Stellen. 

Die Zielstellung, von der wir dahei aus­
gingen, war die, daß es für ·einen breiten Teill 
vor allem der kleinen und mit1!leren gewerib­
lichen Unternehmen - und unser·e Wirtschaft 
ist j1a doch über,wiegend von di'esen geprägt -
einfach nicht mög.lich ist, im Wege der Eigen­
forschung selbständig tätig zu werden. Für die 
wären dieser Dokumentationsaustausch und 
diese Zugriffsmöglichkeit eine entschei.dende, 
echte Hilfe gewesen. 

Alle war·en an sich einvefistanden. Die 
Herren der freiheitlichen Fraktion haben soglar 
g,emeint, ich renne hier offene Türen ein. Und 
wie war es konkret? Alle Entschließungs­
anträge wurden, Frau Bundesminister, von der 
RegierungsfrakUon und von Ihnen persön­
lich - le'ider muß ich sagen, auch von der 
FPO-Faktion - abgeLehnt. 

Erst eineinlhalb Jahre später, im Bericht 1912, 
wurde ganz bescheiden vermerkt: "Di.e Pla­
nungsarbeiten für eine Dokumentation- und 
IIlIformaUons-Clearing-SteUe fiür Technik und 
Wirtschaft wurden aufgenommen." Zuvor 
wurden die entsprechenden Anträge abge­
lehnt. Ich frage Sie: Justamentstandpunkt, 
Ahnungslosigikeit oder schlicht und eiI1Jfach 
Ironie? 

Zum 11herrna Budg,etpo:litilk. und Forschungs­
förderung ein paar Worte. Ich hahe schon 
gesagt, daß die Forschung angeblich Pri-orität 
im Konzept der Regierung haben soll. Ich 
möchte auch nicht verhehlen, daß die An­
sät7Je vor laUem für die For,schungsförderung,s­
fonds in den verganlgenen Ja-hllen durchaus 
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respekta!be.l war·err, alilerding,s - ich halbe in erster Linie eine ".demokratische Offnung" 
schon darauf verwiesen -: die Fonds selbst der Forschung vorstellen, eine "Demokrati­
sehen nicht e~nmal die Hä1fte ihrer Erwartun- sierung der Forschung". 
gen gedeckt. Ich meine, bei einer relativ kräf­
tigen laufenden Steigerung kommt man trotz­
dem zu einer annähernd akZ'eptahlen Lösung. 

Hier komme ich zum Problem der Wirt­
schafts- oder Konjun'ktur- oder Bu1dge.tpolitik. 
Frau Bundesminister! Ich meine, daß es keinen 
Bereich in unserem Budgetsystem g·iht, der sich 
weniger ~ür konjunikturpo:litische Aktionen 
oder Manipulahonen ·eignet als di,e Forschung. 

Leid,er ist das g,escheh:en. 1973 kam es zu 
ein'er 10proz,errtigen Kiürzung der Budget­
ansätze aus konjunikturopolitischen Gründen; 
1974 siI1!d beide Fonds im Konjunkturaus­
gleichsvoranschlag wesentlich vertr,eten. Ich 
hahe heut,e feststeHen müssen, daß auch im 
neuen Voranschlag 1975 ,ein sehr respektaJbler 
Betrag an Forschungsförderungsfondsmitteln 
im Konjunkturausgleichsbudget aufscheint. 

Ich steNe test: Das ist nach meiner Uber­
zeugung schlicht reine falsche wirtschafts- und 
konjunktUl"politische Uberlegung, denn w,enn 
es einen Bereich gibt, der echte strukturpoli­
tische Auswirkungen hat, der echte Stabilisie­
rurrgsfunrktion hat, da:nn ist es zMTeifellos der 
Forschungs- und Entwi cklun91slb er eich, weil 
genau in diesem Bereich - und ich wülide fast 
sag,en, wenn überihaupt ir.gendwo, dann nur 
hi'er die KapazHätseffiekte etwa Ein­
kommenseffekte über1wiegen beziehungsweise 
völlig ausschließen. Das heißt: der Mißbrauch 
der ForschunJgsausga:ben zu konjunkturpoli­
tischen Absichten führt zu keiner Ver­
bess,erungder Konjunktur, sondern zu einer 
Verschlechterung des Forschungsklimas, 
damit der Forschungs.ausogaJben und des For­
schungswillens und damit 2jweifeUos zu einer 
Benachteiligurrg und Verschlechterung der län­
gerfristigen Wütschaftsen1lwicklung. 

Zusammenfassend: Die Forschungsberichte 
s,e1bst sind I1!icht sehr wesentlich an Aussag.e. 
Wes·entlieh wäre die Frage, und die möchten 
wir von Thnen in baldig,er Zukunft wirklich 
offen beantwortet haben: Wi.e g.eht es weiter 
mit der Forschung? Was haben S~e für Alb­
sichten oder welche PfeHe halben Sie im 
Köcher? 

Das Forschungsfinanziemngs'g'€'setz läßt auf 
sich warten. Wie sieht es mit dem FoOrschungs­
oJ'lganis,ationsgesetz aus, Frau Bundesminister? 

Ich erinnere mich immer noch, Frau Bundes­
min1ster, Ihr,er letztjähriigen Rede in Alpbach, 
einer Rede, die hter schon me'hrfach Gegen­
stand von Uber,leguThg,en war. Dort haben Sie 
zum 'f.hema Forschungsorganisation ziem.lich 
klar erkoennen lassen, daß Sie s,ich darunter 

Sie haben auch - l.eider muß ich sag'en -
HiIllweisle dafür g,egeben, Wias Sie darunter 
velistehen. 

Ich halbe hier schon einmal den von Ihnen 
z.itierten Joachim Hirsch wiederg,e'geiben. Ich 
wieder,hole hier noch einmal: Wenn Sie das, 
wa·s Sie damals a'ls FOlischungsorganisations­
konz'ept angedeutet haben, in die Tat um­
setz,en woUen, Frau Bundesminister, dann 
meine ich, ist größte Vorsicht, ja Besorgnis 
am P,latzle. Wir haben inzw'ischen gelernt, zu 
was allem diese ,R'egierung im Ernstfall im­
stande ist, zu welcher Beugung der Mehrheits­
meinung, eines -großen Teiles der Volks­
meinung, zu welchem Mißlbrauch des Begriffes 
Demokratie, zu welcher rücksichtslosen Durch­
setzung der machtpoHtischen Ziele ... (Abg. 
Dr. Re i n haI t: Das ist ja uneIhöItf) Wir 
haben letzten .Freitag hier das 9ame ORF-Pro­
blem diskutiert, Herr Abgeordneter Reinhart! 
Sollten Sie das verschlafen haben, dann müßte 
Ihn/en doch zumindest der vergangene Sonntag 
hinreichend Beweis'e ge:g.eben haben, daß dem 
SIQ ist. (Beifall bei deI OVP. - Zwischenrufe 
bei deI SPO.) 

Frau Bundesminister! Der von Ihnen in 
Alpbach zitierte Marxis,t Joachim Hirsch paßt 
nämlich durchaus in dieses Konzept dler Demo­
kratisierung. Er wi.I1 .eine De'IIl!okmtisierung 
der Forschung durch eine "Politisierung der 
Basis". Er will den urmartistischen poHtischen 
Marsch durch die Institutionen. Er hat in 
seinem Buch, das Si,e in Ihrer Rede in Alp­
bach zitiert ha:ben, Reformvorstellungen zum 
Ausdruck gebracht, die nur "im Zusamrrnen­
hang mit Strategien" ... (Abg. DI. Fis ehe I: 
Haben Sie es gelesen?) Herr Dr. Fischer! 
Dies,es Buch 'hahe ich ganz genau dur ch­
studiert, vielleidlt im Gegensatz zu Ihnen! 
Ich würde es Ihnen nämlich empfehlen, damit 
Sie sehen, wohin die Forschungspolitik geht, 
die vielleicht nicht auf dem Boden der Frau 
Bundesminister - ich hätte jetzt bald ein ande­
res Wort verwendet -, sondern auf dem Boden 
eines sicher.lich guten Schr,eibens geMTachsen 
ist, aber Sie haben sich weitgehend damit 
identifiziert. Es heißt dort unter anderem, daß 
so ein Konzept nur in einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung realisierbar sei. 

Ich m'eine, der Zusammenlhang ist sehr evi­
dent. Ich wiederhole noch einmal, Herr Ab9'le­
ordneter Reinhart: Es wäre interessant zu 
wissen, was nun wirklich 'g,emeint und vor­
gesehen ist. Das ist nämlich das echte Problem, 
meine Damen und Henen, vor dem wir bei 
der Diskussion der Forschungspolitik stehen, 
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die Frage nämlich, was dies'e sozi~nstische 
Regi'erung auch in dem ~ür die kJÜruftige Ent­
wicklung von Wirtsd1C~ft und GeseHschaft so 
entscheidenden Forsrnungsbereich noch im 
Köcher hat, auf welchem W,ege sie ihre Vor­
stellungen realisieren wUl. 

Wenn wir darüber Auskunft eriha.lten, Frau 
Bundesminister, und wenn Sie uns erklären, 
daß diese Rede, die durchaus nicht erstmalig 
war, denn 'auch Ihr Herr Dr. Burg,er hat in 
einem Artikel in der "Zukunft" ähnliche Kon­
Ziepte und überlegungen zum Besten gege(ben, 
wenn Sie uns also s,agen, daß dieses Demo­
kratisi'erungskonz,ept cl la Joachim Hirsch nicht 
das Ihriige ist, daß di'e FlÜrschun91sofigarrisation 
nicht nach diesen Konzepten zu regeln sein 
wild, wenn Sie uns diese Transpareruz, Frau 
Bundesminister, vermitteln können, dann 
werden wir das glauben, was Sie immer 
wie.der als erklärtes Re.g.ierungsziel 'angeben, 
nämlich: Kein Bereich ist so von Transparenz­
notwendilgkeit getragen wie der Forschungs­
bereich. So aber, Frau Bundesminister, sind 
wir leider - und damit bin ich beim Schluß -
ebenso wie im Ausschuß nur in der Lage, 
von der gesetzesgerechten Vorlage dteser Be­
richte Kenntnis zu nehmen. Einer Zurkenntnis­
nahme, die nach a.llg:emeinem Wissen einer 
Zustimmung des Inhaltes gleichkäme, müssen 
wir jedoch leider die positive Antwort ver­
sagen. Danke. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redlller ist Herr Abge­
ordneter Blecha. 

AbgeOJidneter Blecha (SPU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist zweifellos 
sehr bedauerlich, daß wir zu einer so vor­
gerückten Stunde eines der erfolgreichsten 
K,a'Pitel der Regierungspolitik diskutieren 
mÜs.sen. Es ist auch bedauerlich, daß uns die 
Zeit fehlt, Herrn Dr. Blenk aufzuklär,en, weJche 
forscbungspolitischen Vorstellungen di'€se 
Bundesreg.ierung hat, weil wir ihm innerihalb 
von etwa 15 oder 20 Minuten ja nicht jene 
Unzahl von Broschüren hier vorles/en können, 
die er so wie jedes andere Mitglied des 
Wissensm,aftsausschusses vom Bundesmini­
soorium für Wiss,enschaft und Fors,c:hung zuge­
leitet erhCl!lten hat. 

Ich möchte allerdings auch der Opposition 
dafür eine gewisse Achtung zollen, daß sie 
uns dazu gebr.acht hat, vor langer Zeit den 
Forschungsheridlt 1972 in einem Unteraus­
schuß zu verweisen - um nicht "vergraben" 
zu sag'en - und damit aruch in letzter Kon~ 
sequenz erreicht hat, daß heute drei Leistungs­
beweisle der Bunldesr,e'g,ierung, die Berichte 
1972, 1973 und 1974 gemäß § 24 Abs. 3 des 
Forschungsförderungsgesetzes, unter einem 
verhandelt we:r;den müssen. 

Herr Abgeordneter Dr. Bl'enk! Die sozialisti­
sche Bundesregierung stand bei der Uber­
nahme der Veranhwortung besonders auf dem 
Gebiet der Wisslenschaeft und Forschung vor 
einem eminenten N achholbeda]1f. Die bei den 
Regierungserklärungen vom April 1970 und 
November 1971 bet€'ich~'eten die Wissenschaft 
und Forschiung als ein zentrales Anliegen. 

Wi,e ernst es diese Bun'desregierung mit der 
Dekl,aration von Wiss,enschaft und Forschung 
zu einem zentralen AnHegen gemeint hat, das 
zei,gt sich ehen in der Einrichtung eines 
eigenen Bundesministeriums für Wissenschaft 
und Forsch!un'g, in den jährlichen Steigerungs­
raten des Wissenschaftsbudgets von durch­
schnittlich 20 Prozent, in den seit 1970 um 
mehr als 100 Pro:zent gestieg,enen Ausgaiben 
für Wis'senschaft, für Forschung und Entwick­
lung, in den legistischen, verwaltungsmäßigen 
und planerischen Maßnahmen, weiters in der 
Schaff1ung einer österreichischen Forschungs­
konzeption, nach der die österreichischen Wis­
senschafter in Wirklichkeit Jahre - rum nicht 
JaJhrz.elhnte sagen zu müssen - gerufen haben, 
in der Errichtung von Ber,atungs- und 
KooI1dinierungsorgarren und im Stopp jenes 
Brain drain, der immer wieder von der Kultur­
kritik bedauert worden ilst. 

Durch ·eine noch nie da,getwesene finanzielle 
Förderung wurde eine aktive, an den Bedürf­
nissen ,der Ges,ellschaft, Wiss'enschaft und 
Wirtschaft orientierte Forschurrgspolitik mög­
lich. Die österreichische Forschull!gsinfras,truk­
tur ~onnte - und dafür zeugen' die drei heute 
zur Diskussion gestellten Berichte - ausgIe­
baut, die Kommunikation und Kooperation 
zwischen den ForschunJgssektoren verstärkt 
werden. Das für eine erfol,greiche Koordinie­
rung unerläßliche Informations- und Doku­
mentationssystemim f'orschungssektor ist be­
reits aufgebaut, Herr Dr. Blenik, und die inter­
nationale Ko,operation ist intensiviert worden. 

Ausgehend von einer Analyse und von 
einer Kritik der früheren Wissensdraftspoli­
tik - für die die UVIP die Verantwortung 
gletra.gen hat - durch die OECD, hat diese 
Bunldesregilerung 1972 eine österreichische For­
schungskonzeption ,beschlossen, die die 
KoordinationSigrundsätze enthält, die Koordi­
nationsinstrumente bezeichnet und die 
Koordinationsmaßnaihmen empfiehlt. 

Es ist mehr als ver,wunderlich, wenn Herr 
Dr. Blenk hier 'die Frag,e stellt: W,ie geht es 
weiter? Wo sind denn die Zielsetzung:en? Er 
hätte ja nur in dieser F'Orschungskonzleption 
nachschlag,en müss~en, um dort nicht nur die 
Zielsetzungen zu finden, sondern a,uch zu 
sehen, wie diese Zie'le erreichbar werden. 
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"Dem for'schungspolitischen Informations­
und Planungssystem" - so heißt es etwa in 
der Konzeption -, "der Verbesserung der 
Effizienz von Forschung und Entwicklung ... 
und der Lösung der gesellschaftlichen Anfor ... 
derungen aJIl di,e ,Rorschungspdl'itik wird Prio-' 
rität eingeräumt." 

Das der österreidrisch'en Forschungs-
konz,eption angeschlossene Finaruzierungskon­
zept hat auch beigetl1ii1gen, daß die erforder­
liche finaIlllielle Bas.is ~ür die Durchftiührung 
der Zie.lsetzungen d1eSler österreichischen For­
schungSikolliZ.eption garantiert wurde. Ein Kata­
log operationelLer for,schungspolitischer Maß­
nahmen - der ebenfalls später noch hinzu­
kam - hat heigetmgen, die Rahrnenz'iele zu 
lwn!kretisieren. 

Nach den Zielsetzungen dies·er österreichi­
schen Forschungskonzeption - auch das 
wo.llte Herr Dr. BleI1lk so ausführlich wissen 
daher muß ich mit einilgen Sätzlen darauf ein~ 
gehen - dient die wissenschaftsbezogene 
Forschung, die Grundlagenforschung, primär 
der Fortentwicklung der Wissenschaft. Sie hat 
die notwendig.en Impuls,e tlür die angewan!dte 
Forschung zu geben, und sie hat auch die An­
regungen aus der ZweckJforschung und die An ... 
regung·en, die 'ilJUS der experimentellen Ent­
wicklung kommen, aufzugreifen. 

nie wirtschaftslbe,1jogene Forschung, von der 
Dr. Blenk so viel g,esprochen hat, soM ein 
funkUonsfähiges InnoViati-onssystem ermö'g­
lichen, das vor allem neue, bessere, bHligere 
Werkstoffe, Energiequellen, Produkte, Instru­
mente, Verfah:r:en und Systeme hervoIibringt. 

Die von ihm so unverständlich darg'estellte 
gesellschilJftsbezogene Forschung soll die Ent­
scheidungsunter,l(llg,en .t1ür kollektive BedJürf­
nisse bieten,. zum Beispiel im Bereich des 
GeSiunJrlheits1wesens, des Umweltschutzes, des 
Mißbrauchs von Suchtgiften, der Krimina.tl­
sorziologie, dler Kommunilmtion, des Uroanis­
mus, ja überhaupt in d1em weiten Feld der 
Sozial- und Humanwissenschaften. 

Die österreichische For,schungsooonz,eption 
- ich möchte mich gleich dem nämsten Thema 
hier zuwenden - ist nicht nur eine schön 
ogedruckte Broschüre, sie wird - und das 
beweisen die dr·ei hier vom HO/hen Haus.e zur 
Kenntnis ZIU nehmenden Forschungsberichte -
realisiert. Und so ist aus der Ankündigung, 
die der Herr Dr. Blenk vor ZJWei J,ahren awläß­
lieh einer Budgetdebatte 'hier gemacht hat; 
daß die Forschulligspolitiik offensichtlich ein 
Renommierkapitel der Bundesregi,enung wer~ 
den soll, di,e Realität einer zü~lorientier.ten 

Forschungs'förderung geworden, die sensatio­
nelle Zuwachsraten jahrHch aU!:flweist - das 

b'eweisen dile drei Berichte - und di,e i'hres~ 
gleichen in EurOlpa sucht. (Beifall bei der 
SPO.) 

Meine Damen und Herrlen! Dann ist For­
sch'uIl'gspolitik in der modernen Industrie­
gese'llschaft nabürlich Gesellschaftspolitik. Sie 
wird zu einem bedeutenden Mittel zur Er­
reichung gesamtgeseHschaftlieher Zielsetzun­
gen, eine Feststelltung, die offefllsichtl.ich nur in 
Osterreich von konsel1Vativien Forschungspoli­
tikern nicht getroffen wird, ·aber sonst überall 
in der Welt. 

Der britische Minister Anthony Benn hat 
1969 vor dem britischen Unterhaus erklärt: 
"Die Organisation der Wissenschaft, ihre Ziel­
setzungen, ihr!e Kontro:lle und ihre sozialen 
und politischen Fol~en g,ehen Jede:rmann an" 
- unld das sei gleich als ein Beitra'g zu der 
von Dr. .ßlenJk provozi'erten Demokrati­
sierungstdebatte hier eingelbracht - "und be­
l1ühren Fragen, die jedermann beurteilen und 
diskutieren kann. W,enn Leute g,lauben" - so 
meinte Minister Benn -, ",sich in einer Dis­
kussion über solcbe Fragen nicht betemgen zu 
können, dann entziehen sie sich der T,eil­
nahme an den zentralen FJiagen uns·erer Zeit. 
Für unsere Gener.ation ist das die z'entrale 
Wurzel ;der Macht, vergleichbar mit dem 
Eigentum an den industriellen Produktions­
mitteln im 19. Jahrlhundert oder dem Grund­
besitJz in den feudalen Zeiten - und wer 
sich ni'cht dafiür inter.essiert, wie die·se wis·sen­
schaftliche Macht gebraucht wird, ver,zichtet 
auf seine poUtis,ch.en FUIlJktionen." 

Dem Herrn Dr. Blenk ist zu sa.g,en, daß er, 
in dem Augenblick, wo er ernsthafte Demo­
kratisieIiUilIgsbemÜlhungen im Bereich von Wis­
senschaft und Forschung so deutlich ablehnt, 
wie er di,es heute in seinem Diskussionheitra:g 
getan hat, ·auf seine politischen FUIlJk,tionen 
verzichtet. 

WÜ wissen heute, daß die unkritische Wis­
senscbCl!ftsgläubigikeit v,on anno dazumal falsch 
war, daß sie so falsch ist wie der dogmati:sdue 
Historismus der marxistischen Orthodoxie, die 
dem technisch-lWi.ssenscha,ftlichen Fortschritt 
eo ipso ein emanzipatorisches Potential zug,e­
ordnet hat. (Abg. Dr. K 0 h 1 mai e I: Deutsch 
ist die Verhandlungs!sprache!) Ja, wenn Sie 
mich nicht verstehen, tut es mir leid, aher ich 
bin gerne bereit, Ihnen nacbJher ein hißchen 
nachzuhelfen. (Beifall bei der SPtJ. - Abg. 
Dr. K 0 h 1 mai e r: Sie reden chinesisch!) 

Natürlich können Wislsenschaft und For­
schung - vielleicht ist das auch chinesisch -
eine repressive FunJk:Uon ha,;ben - die Sie 
offeIl1sichtlich in Ihrer Partei ge,genüber ver­
schiedenen Landesparteien nicht mehr so aus­
ülben können, wie das fr:üher einmal von 

117. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 57

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 117. Sitzung - 22. Oktober 1974 11503 

Blema 
einem starken Generalsekretär getan wor­
den ist -, und sie können auch beitragen, die 
emanzipatorischen Inter,essen der Menschen 
zu untlerdrückren. Diese Gefahr aber kann 
durch eine möglichst demokratisffiie Priori­
tätenfeststellung und Prioritätenfestsetzung 
für Wissenschaft und Forschung g,elbannt wer­
den. 

In den ,heute zur Diskussion st.ehenden Be­
rIchten steht auch ganz klar, ruach welchen 
Kr.iterien sich diese Priorität,enfeststellung 
ori,entiert: Nach der Rel'evanz tür möglichst 
viJelle and'e'Te Forschungsg,ebiete, sie orientiert 
sich an der technologischen Rele,vanz und an 
der Relevanz der Resultate mr die Verwirk­
lichung der Zie,le, die die GeseNscha.ft s.ich 
gesetzt hat. Das bedeutet ailler eine annähernd 
gleiche Behandlung V:OIn s,eiten des Staates 

'für die Grurrdlagen- oder für di'e wissen-
schaftsbezogene Forschung, für di.e ange­
wandte oder wirtschafts/bezogene Forschung, 
rur die soziale, humane oder ge,s,eHschafts­
bezogen!e For'schung. 

mne Gesellschaft, di'e GmITdlalgenlfor,schung 
sebst dann unterstützt, wenn s,ie kein spe.t.eres 
technologisches Spill over von ihr erwarten 
kann, zei.gt damit - so scheint es mir -, daß 
sie :geisüge EfIiung,enscha!{ten zumindest genau 
so schätzt wie die Wohlstarrdserhöhung. Die 
österreichi-sche Forschung,skonrz'e<ption und die 
drei he.ute vorliegenden Berichte w,eisen di'e 
österreichtsche Gese'llschaft als eine solche aus. 

Das Zentra:lproibltem der österfieichiischen For­
schungspolitik ist, zu geIWähr·leisten, daß die 
Autonomie dieser Grundlagenforschung ge­
sichert ist und daß alber gleichzeitig das legi­
time Interesse an ökonO'misch wichtigen For­
sch'ungsprojekten befr.iedigt wird. Und da das 
VeIlhältnis zwismen Grundlagienforschung und 
der angewandten Forschung ein Vernnittlull'gs­
verhältni.s ist, kommt der Foroschurrg,spolitik 
die Aufgabe, eine Art GLeichgewicht zu eta­
blieren, zu. 

Die Forschung,spolitJik soll mithelfen, daß 
jenes Wissen produz'iert wird, das ~ür die 
Entwick,lung unser,er GeseHschaft relevant ist. 
Alber mr die Entwicklthl1:g der GesellschaJft r.e1e­
vant ist nicht nur das, was, wie es der ehe­
malige deutsche Bundesminister Leussink ein~ 
mal ausgedrückt hat, so schnell wie möglich 
in ind.ustriel'le Produktion umsetz:bar ist. Für 
UJns Soz,j,alisten ist der Bereich. der For,schung, 
der industrien venw:erbbare Resultate liefert, 
in erster Linie jener Bereich, wo die Wirt­
schaft se~bst rhre Beitrage zu leisten hat. Und 
Wrenn heute schon mehr als die Hälfte, etwa 
55 Prozent der nationalen Gesamtausgaben 
fiür Forschung und Entwicklung in Osterreich 
von der öff.entlichen Hand, also aus Steuer-

geldern, finanziert wird, oibwohl a:uch die öster­
reichische Wirtschaft den größten Nutzen aus 
den Forschurrgsefige1bniss.en zi'e'ht, dann zeigt 
das, daß hier auf Seite der Wirtschaft noch 
sehr, sehr viel in den kommenden J'ahren nach­
zuhdren ist. 

GesellschaftsplOLitisch und auch gesellscha.fts­
ana.lytisch ist dieser Umstand von einer be­
sonderen Bedeutung. Das private Kapita,l ver­
mag jedenfa:lls in Osterre.ich nicht mehr syste­
matisch die Entwicklung des Produktionsfak­
tors Wiss:enschaft sichertzustellen. 

Auß,erd.em war es ja auch schon immer -
und das aUerding,s nicht nur in Osterreich; 
alber o.sterreich. hat s,ich. dafür auch schon in 
der Gründerzeit ausg,ezeichnet - das beson­
dere Inber,esse des Pl1watJkapitals, von kapital­
entwertenden Folgen der Forschung lNl:d Ent­
wicklung ver,schont zu bleiben. Es ist daher 
also kein Wunder, wenn auch von dieser Seite 
immer lautstärker die Erweiterung der For­
schungsk.apazitäten durch staatliche Hilf,e ver­
langt wird. Aber diesen Forderungen nach. 
einer Sozialisierung der expandierenden 
Kosten für Forschung und Entwicklung - und 
darauf läuft ja das letztlich hinaus - ist in 
Osterreich, wo die öffentliche Hand auch alSi 
Kapltalverwerter auftritt, viel leichter zu ent­
sprechen als anderswo, wo sich das Kapital 
immer größere Anteile des Nationaleinkom­
mens aneignet. 

Der österreichischen Forschun'gspohtik, für 
die di,e Frau Bundesminister verantwortlich 
zeichnet, ist es wie kaum einer in einem ande­
ren europäischen Industrieland gelungen, den 
Widerspruch ~wischen dem geseHschaftlichen 
Oharakter der Prddulktivkraft Wissenschaft 
und der durch ihre Anwendung geprägten 
Pr'oduktion und der möglichen privaten An­
e.ignung der Ergebnisse zu verringern. Sie 
stoppt,e die .Ä'UJsrichtu<ng der Produktivkraft 
Wissenschaft bloß auf die Bedürfnisse der 
Wirtsch,aft unid lenkt.e s.i'e auch auf die Bedürf­
nisse der Gesamtgesells,ch'aft. Eine wichtige 
Rolle dabei spielte die von Herrn Dr. B,lIenk 
so IbesOlnders staI1k kr.itisierte Auftragsfor­
schung. 

Es spielte natürlich ,auch eine RoHe die 
Ressortchefin selbst, der ,es, wenn ich nur ein 
Beispiel aus der allerneuesten Zeit hier an­
(.ü'hren darf, gelungen ist, innerlhalb von gantz 
kurzer ZeH ein br,auchbaIies öst.erreichisches' 
Enel1g.ieforsch!ung.skofil'.zept entlWicke.ln zu las­
sen, um das uns andere Länlder beneiden. 

A!ber was bedeuten schon Erfolgsberichte, 
ohne daß man Zahlen nennt. 

Der Herr Ab'geordnete Dr. Blenk hat hier 
erklärt, daß off·ensichtlich die von der Bundes­
regierung arrgestI'ebten Ziele bei den Zuwachs-
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raten, die wir bisher registrieren konnten,· 
nicht erreicht werden können. Dem mödüe 
ich also entgegentreten. Die Forschungs- und 
EntwickJungsausga:ben haben in Osterreich 
1974 rund 6,4 Mi'lliarden Schilling oder 
1,04 Proz,ent des Bruttonationalprodukts er­
reicht. Sie He,gen damit um 83 Prozent über 
dem Niveau des Jahres 1970, w,o das letzte 
von einem OVP~Finanzminister k'Ünzipierte 
Budget maßg~b'end war. (Beifall bei der SPO.) 

Es stiegen in der Zeit von 1970 bis 1974 
die Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung in Osterreich um 102 Prozent, 
somit wesentlich stäI1ker als die Ges'amtaus­
g,aben des BundeshauS/haltes - sie stiegen 
in dergleichen Zeit '1lJIIl 57 Prment - und 
we:sentlich stärker a}s das gesamte österrei­
chische Bruttonationalprodukt, das zwischen 
1970 und 1974 um 67 Prozent angestiegen ist. 

Der Anteil der Forschung,s- und Entwick­
lungsCl!usgahen des Bundes am Bundeshaushalt 
konnte in der 91eichen Zeit von 1,3 Pwzent 
auf 1,7 Proz,ent gestei,gert werden. 

Für die Forschung an den HochschruJen un1d' 
an den außel1Universitären wissenschaftsbe,zo­
genen Eirnrichtungen hat der' Bund in diesem 
laufenden Jahr 1854 Millionen Schilling auf­
gewen!det, das sind allein 68 Prozent aller 
Bundesausgaben tür di,e FOI1schung und damit 
um 92 Prozent mehr als 1970, 

Und die Bundes'ZUlWendung für den Fonds 
zur Förderung der wissensch1af1!lichen For­
schung stieg immerhin in der Zeit von 1970 
bis 1974 von 60 Millionen Schilling um 
112,3 Prozent auf 127,4 Millionen SchiUing. 

Die Bundes:~uwendung an den Forschungs­
förderung,sfonds derg,ew,erhl:ichen Wirtschaft 
ist in dem gleichen Zeitraum von 64 Mnlionen 
SchiHing lum 158,1 Pro\zent ,ClJuf 165,2 Mi'llionen 
Schilling 1974 gestiegen. 

Und wenn wir jetzt noch hinzurechnen, was 
der Bund an ZuwenJd'ungen tür die österrei­
mische Studiel1'ges,eHschaft flür Atomenertgie, 
frür das technische Versuchswesen und frür di.e 
pI1imär im Ressortinteresse liegende Bau- unld 
Straßenfors,chullJgaus:gibt, dann sind es mehr 
als 420 Millionen Sm1illing, die heute für die 
gewer,blich-industrieUe For,schung von seiten 
des Staateis aufgewendet werden. 

Und nun noch einige Worte auch zur For­
schJung,soflganisation. Di·e OECD hat 1973 in 
einer Studie darauf hingewiesen, daß es zu­
nelhmend eine Verpflichtung der Wissen­
schaHspolitik wird, neben dem wirtschaftlichen 
W,achstum gesellschafbspo:litische Anliegen zu 
berücksichtig,en. Und in der OECD-Sbudie wirld 
ausg,eführt, d.aß heute den Sozialwissensmaf-

te:rm eine :gaIliZ besondere Bedeutung einzu­
räumen wäre, daß es 'zu ,einer engen Zusam­
menarbeit zwischen Sozialwissenschaftern und 
Naturwissenschaftern kommen muß und daß 
die kleineren Staaten hier ,ModeUfäHe für die 
Lösung der Anforderung:en, mit denen die 
heuUg,e Wiss,enschaft ,und die Forschungspoli­
tik konfrontiert sind, bieten könnten. 

Aber 'gleichizeiUg hat dieselbe Studie der 
OECD auch ZlUm Ausdruck gebracht, daß das 
eine ,ClJdäquate Forschung1su,fig,anisation 'erfor­
dert. Die beiden :österreichischen Forschungs­
förderungsfonds müssen dies,en geänderten 
Anforderungen und ,AJuf.g,aben 'gerecht werden 
können, und daher ist eine Novellierung des 
Forschungsförderungsgesetzes ,unerläßlich. Un­
erläß'lich ist es meiner Ansicht :nach, daß den 
Fonds das Recht eingeräumt wird, nicht nur 
wie bisher pas,siv Förderung auf Antrag lei­
sten zu können, Isondemauch 'aktive Förde­
rung durch Veflgabe von Forschurugsaufträg,en 
zu ·leisten. 

Wiederum ein Beispiel. Es ,gilht eine Reihe 
von Zielkonflikten Izwischen der Forderung 
nach dem steigenden Wirtschaftswachstum 
einerseits und der E:[ihöhung der Quallität des 
Lebens an'clereflseits. Aus diesem Ziellwnflikt 
resultieren eine ,ganz,e Reihe von Ansprüchen 
an die F:o.rschung se,Lbst, !Und es wär,e nahe­
lieg,end, daß die ForschungsfonJds von sich CLUS 
den Ansprüchen durch Auftragrsvergabe Rech­
nUllJg trag,en. 

Denn d'ieser Beitra'g der WiSisellischaft zur 
Lösung dieser g,eseHschCLftlichen Problerrnste'l­
lungen wird erwartet. National und interna­
tiona'l 'heißt das eben, daß inshesondere den 
Problemen des Umweltschutzes, der Volksge­
sun'dheit, der AlterSiforschUJn.g, also überhaupt 
der sozialwissenschaftlichen Forschung, ,Priori­
tät ,eingeräumt 'Wellden muß. 

Wir müssen daher in Osterreich, Herr Ab­
geoI'dneter Dr. B:len!k, der ISie die Demokr,ati­
sierung hier in einer, wie mir scheint, diffamie:­
renden Weise dargestellt haben, alles tun, 
um das Versländn'is der Bevö1kerunlg für diese 
ForschullJ9'sltörderung, fiürdlese steigende For­
schull'glsförderung ,zu wecken. Wir müssen alles 
tun, um die ,aktive TeilnCLhme breiter Bevölke­
rung:skreise am Meinrungs'bildurug,sprozeß über 
die Prioritäten der Forschrungspolitik ~u er­
reichen. Das ist Demokratisierung, daß wir i,n 
den Meinungs'bHdulliQ'sp'rozeß über die Priori­
täten br,eite BevöLkeruntgsteHe miteinbeziehen. 
Und daZlu .gehört, :last not least, auch eine He­
bung des Forschung:sberwußtseins in Oster­
reich, .gehört weitg~hende Transparenrz über 
die Forschung,s'ziele und über die Effektivität 
der Forschung. 
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Die Förlderungsausgaben des Bundes stei­
g,en, aber der Steuerz'ahler will Vion den Wis­
senschaftern Rechensmaft haben, was mit sei­
nem Geld 'gesmieht, und er möchte das Gefühl 
haben, daß dieses Geld ,auch s-innvoill ver­
wendet wird. 

Daher braucht er die Output-Kontrolle, 
daher braucht er wissenschaftliche Produk­
tionsindikatoren, :wie das Lizenzen sind, wie 
das Patente sind, wie da's ZitaUonen s.ind; 
er braumt die EIlfassung der Forschungs­
effizienz in Erscheinungen der Wirtschaft, also 
ablesbar am Wirtschaftswachstum und in der 
Technologie. 

Dieses Forschungs!berwußtsein aber stellt 
einen Teil der öffentLichen Meinung dar und 
übt daher eine nicht /Zu unterschätzende Wir­
kUThg auf das gesellschaftliche Gesmehen über­
haupt in Osterreich aIUS, Die Enuwicklun:g die­
ses Forschung,s!belWußtseins der Osterreicher 
muß daher vorang,etri1eben werden durch För­
derung und durch IIlIformation, durch offene 
Diskussion der mit der Funktion von For­
schung und Entwick'luThg in der modernen 
IndUJstrie,gesel.1schaft zusammen'hängend.en 
Wertfragen. 

Nur dann werden auch die positiven Aspekte 
eines aufgeklärten Fürsmung,sbewußtseins 
zrum Tragen kommen: demokratische Kontrolle 
tiber die im Bereich der Forschungspolitik zur 
Erreichung gesellschaftspolltischer Ziele ange­
wendeten Mittel un:d Stär.kung des nationalen 
und des humanitären Gemeinscha.ftsgelfühls. 

Der Meinungsbildungsprozeß üiber ,einzelne 
Maßnahmen im Bereich der Forschungspolitik 
stellt ein wirksames Mitte,} dar, .g.roße gesell­
scn.aftliche Zielsetzungen fühlbar zu machen 
und durch Konsens zu fe,stigen. So wird in 
unseren entwickelten Industriestaaten der 
Zioelkonflikt ~wisch,en WirtschaftslWachstum 
und Leb'ensqualität, Ülber den ich schon .gespro­
chen haJbe, erst jetzt durch eine Isolche öffent­
liche DiskJussion bew.ußt, und er wird erst 
durch eine richUge ForschungspolitJk weiter 
akzentuiert. 

Mir scheint eine solche Forschungspolitik 
ein geeignetes Thema 'zu sein, politischle Prin­
zipJen zu verkörpern. ,Reichen doch gerade 
ihre Entscheidung,en sehr weit in die Zukunft 
und berülhren nicht nur beistimmt'8 SOllial­
schichten, sondern die ganze Gesellschaft. 

Die Zie'lvorsteUungen, die die Osterreicher 
hCllben - Aufs,chluß dal1ÜJber g,aib eine im Auf­
tra'g des Bun'desministeriums durmgefülhrte 
Untersuchun1g -, decken -sich in vielen Punk­
ten mit jenen Zielsetzungen, die ,auch die ö,ster­
reichis,che FmsdlUngskoThZeption enthält. 

Die Ver'besserung der Lebensqualität hat 
vor der Förderung des Wirscl1C11ftsiWachstums 
und des Produktionsniv€laus Vorrang i'll der 
öffentlichen Meinung. Für das Wirtschafts­
wachstum ent.smeiden sich primär etwa gleich 
viel Osterreicher wie~ür wissenscha.ftliches 
Arbeiten und Denken als Selbstzweck, als eine 
kreati'ile Entfaltung uIlid individuelle Bereiche­
rung. In der österreichischen Gesamtbevöl­
kerurug ÜJberwiegt die Hochschätzung der 
angewandten Forschung und der technischen 
Erfindung,en, aber mit der steigoenden Schul­
bildung ,erreicht die wi:ssenschaftsbezogene 
Forschung, die Grundlagenforschung höchstes 
Prestige. 

Die Bio-\tVissenschaften Medizin und Um­
weltschutz stehen ÜlbeI1hauptan der Spitze 
e.iner so.lchen Skala, und Zlw,ar in allen Sozial­
schichten und in allen Altersgruppen. Auch 
hier wird zum Aus,druckgebracht, daß diese 
verstärkt'e Förderung ,der Humanwissenschaf­
ten, wie sie das Bundesministerium für Wis­
senschaft ,und Forschung eingeloeitet hat, auf 
einem 'breiten Konsens in der österre.ichischell' 
Bev61kerung tiußt. 

PlanuThgs!wisseruschaften rangieren bei uns 
erst am dritten P.latz. Raum- und Regional­
planung, Management-Techniken kommen 
weiter hinten. Sie befinden sich in der öffent­
lichen Popular,ität allerdings auch auf dem 
Vormarsc"h.. 

Das, rne.ine Damen und Herren, sind nur 
die wichtigsten Vorstellung,en, die in der 
cs:erreichischen Bevölkerung vorhanden sind. 
Die Aufgabe diese.r Bundesr,egierung, die Auf­
gabe des zuständigen Ressorts ist es, e,ine 
Forschungspolitik zu hlhren - die wichUgsten 
P.unkte hahe ich in diesem Beitrag versucht 
darzusteUen -, di'e als Mittel zur Erreichung 
g,esellschafUicher ZielsetzUJngen taug.lich ,ist 
und die nicht in krassem Widerspruch zu den 
Vorstel,lungen der BevölkJerungsmehrhe.it ge­
rät. DieSle F'orschungspoHtik ist dem Bundes­
ministerium ,für Wissens,charft und Forsdmng, 
ist der Fr,au Bundesminister in den drei Jaih­
ren, über die heute Bericht g,elegt wird, in 
optimaler Weise gelungen. Die Berichte, die 
wir zur Kenntnis nehmen, leg,en davon Zeug­
nis ab. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Dr. Scrinzi. 

Abgeolidneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr PJ"ä­
sident! Meine sehr -geehrten Damen und 
Herrenl Nach ,diesem sehr überschrw€lll'glichen 
Bericht ,des Albgeordne~en Blema muß ich es 
mir sehr ernstlich ülberlegen, ob ich noch etwas 
Positives dazu sagen soll. Es sind eine gaIlJZ€ 
Meng,e sehr gescheiter und auch sehr rich­
tIger Dinge ,ge;sCligt iW,orden. Ich hätte es nur 
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begI1Üßt, wenn auch die Diktion ein ibißchen 
stärker auf den Norma'lverfbraucher wie mich 
in diesem Haus abgesteUlt worden wäI1e. Viel­
leicht, Frau Bundesminister, kann man auch 
einmal einen Forschungsauftrag vergeben, wie 
der Par.lamentari,er komplizierte Sachverhalte 
in einem schlichten und einfachen Deutsch aus­
dl1ückt, das wir alle miteinander verstehen, 
ohne daß 'wir unenbwe'gt ein Nachschlagel1exi­
kon zu Rate !ziehen IIllÜss'en. Denn viele dieser 
Begriffe werden nicht das Forscbungsbewußt­
sein positiv :in der Bevölker.ung vermehren, 
sondern sie weI1den ·iihr nur das Gefühl ver­
mitteln, wie 'gescheit die da oben sind, und 
sie werden unreflektiert, Iweil die Menschen 
nicht wagen zu !bekunden, daß eine Menge 
dieser Begdff,e i'hnen vöUig unv,erstän:dlich 
sind. 

.A!ber ich kann Ilhnen tIiOtzdem, soweit ich 
es verstanden halbe, in eilner ,gaThZ'en Reilhe 
Vion Bereichen :zustimmen. 

Meine Isehr 'geehrten Dam1en und Herren! 
V;ielleicht noch 7Jwei Vorlbemerkungen. Ich 
glaube, daß die dflei vor,ue.genlden Berichte, 
denen wir auch im Unterausschuß bezie!hurngs­
weise im Ausschuß rzugestiJmmt halben, doch 
eine Rechtferti'gung für eine Strukturmaß­
nahme im Rahmen der J3iundesI1egier.ung siI1d, 
di,e auch seinerzHit unsere Zustimmung gefun­
den hat. Das war die SchJaffung eines eigenen 
Ministeriums rur Wi1ssenschaft und fiorschun'g. 

Ich 'glaube als,o, daß der aus dem großen 
ehemaligen Ressort 'herausgehdbene Bereich 
der Wissenschaft und Forschung der Hoch­
schule 'doch Siehr vi.el bess:er zu umgrenrzen 
und in den Griff zu beikommen ist und daß 
es ,:z:weifellosaruch der Bawrußtmachung der 
Prohlematik von Wissensch:aft und Forschung 
im Hohen Haus dienlich rwar, daß wir die 
Bundesr'egierung bei der Schaffung eines 
eigenen Ressorts mit unterstützt haben. 

Die drei vürfie,genden Berichte enthalten 
Dinge, di,e 'esauch einer kr,itischen Opposition 
a'uf'erlegen, einig,es Anerkennende zou sagen. 
Ich wiLl mich in das Zalhlenspiel über die 
Proz,entsät'Ze ,nicht einlassen. Wir wiss'en, daß 
vie'le dieser Zcchlen, dieser Wachstumsu:iffern 
um die Inflationsproze'nte korrig,iert werden 
müssen. Aber zweifeUos habe ich den Eindmck, 
daß ,es g,elungen ist, rwenigstens deutliche An­
sätze zu einer echoten Sduwerpunktbildung im 
Ber,eich Forschung und W,issensmaft - ich 
beschränik!e mich Ihier aru:f den Bereich For­
schung - zu finden. Das ist ebwas, was wir 
immer gefordert haben, 'Was wir auch im 
Zusammenlhang mit der Problematik der Neu­
ordnuThg der StruktuI1en, :die vOllwieg,end zur 
Forschung 'berufen sind, ,als leine vorrangige 
und g.leichrangJge Aufgabe betrachtet halben. 

In unser'em v-or fast ~ei Jahren einge­
bl1achten IniHatiV'antr'ag 'Zur Neuordnung der 
Universitäts-organisati-on haben wir ,schon in 
§ 1 dar,auf hing'ewiesen, daß zu den unerläß­
lichen flankierenden Maßnahmen die Neu­
ordI1lUng des gesamten Forschungsiber,eiches 
gehört. Ich 'gla,ube, auch die Re'gierungsvorhl'ge 
hat erkennen müssen, daß Idie dort getroffenen 
Ansätze, die FOl1schungsprolbJ.eme in den Griff 
zu bekommen, im Rahmen der Universitäts­
or,ganisation, a,lso im Rahmen d,er Struktur­
änderungen, unzureichend ,sind, daß die weit 
in den außeruniV1ersitären, in den Vorhoch­
schulraum reichende Problematik der For­
schungspolitik nicht durch das Universitäts­
Organisationsgesetz in den Griff genommen 
we~den kann. 

Wir wür.den es ztweit,ens als p,ositiv in ,die­
sen Berich,ten und als Rechtfertigung für 
unsere Zustimmung betrachten, daß der Ver­
SlUch, einen BDV-IVenbund im Ra:hmen des 
gesamten Forschungslber!eiches herz,ustellen, 
Üiber das V'ersumslstadium hinausge!dieihen i,st 
und man sagen kann, daß diese SD wichtige 
Vorarbeit, 'W,enn ,es dal1um igteht, F-orschullig 
zu koordinier,en, ,ein aus ökonomischen Grün­
den nicht vertretbarles Nebeneinander der 
Forschung zu vermei,den, eh'en diese ErfaSISung 
des 'ges,amten Forschungsiber:eiches in einem 
ElDV -Kataster 'll'otwendi.g ist, nicht - um ja 
k'eine Mißverständnisse aUJf.kommen zu lassen, 
so j'edenfalLs aus frei:heitlicher Sicht -, urm 
etwa die Forschung dirigistisch in den Griff 
zu bekommen, s,ondern um eben di'e gege­
benen, J'eider immer nochbe,grenzten und 
nicht ausreich,enden finanrziell-Ölkonomischen 
und persIOnellen Mög,1ichlkeHen optima,l auszu­
schöpfen. Dieser Versuch muß fiortg,esetrzt wer­
den, weil 'er, wie ,ges~agt, eine wichtige Phase 
der weit,eren Maßnahmen und der weiteren 
Entwicklung ist. 

W'enn auch noch kein albschließendes Urtei'l 
möglich ist, würden wir es ,doch 'als notwendIg 
erachten - wlas i'Wiir auch in anderen Bere,i­
chen, jüngst bei der zlWeiten Krankenanstal­
tengesetznoveUe Üibeflle-gt halben -, ,eine echte 
Kostenermittlung im For,schungsbereich in 
Angriff zu nehmen. Auch Idas halten wir für 
eine eChte, positive Aussa'ge di!eser Berichte, 
weil die gerechte Verteilung von MitteJn 
zwei'fellos in Zukunft - Is'obal'd wir ausrei­
chend bmilllch!bare Oat'en .zur VerfüguThg 
haben - davon wird a,bhängig gemacht wer­
den müssen, wie diese Kostenermittlull'g aus­
sieht und was sie zum Wirkolllngsgrad der 
geförderten .Forschung s,agt. Ich hetoIte an die­
s'er Stelle wieder: nichturm di.e freie For­
schung, die 'wir auch als eine Voraussetzung 
eines freien Gemeinwe,s,ens erachten, irgoend­
w.ie ein~uengen, sondern eiben unter dem 
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Druck, daß FO'rschung V'On Jahr zu Jahr teurer 
wird, daß Haushaltlen auch in Zukunft nO't­
wendig sein wird, <lJuch wenn es gelingen 
so1lte, da·s Te:mpO' und die Menge der 'Zur 
Verfügung zu stellenden Mittel zu steigern, 
werden wir verhalten sein, diese Mittel zweck­
voll und spars·am einrzlusetzen. 

Diese Kostenermittlung im Bereiche der 
Lehre und Forschung halte ich für einen ent­
scheidenden Fortschritt, der e~zielt worden ist, 
und ich stelhe nicht an, .ihn auch vom Stand­
punkt der OppO'sition .als etwas Püsitives 
anzuerkennen. 

Ich möchte nüch einen v.iert·en Punikt aIlifüh­
ren, um mich ·dann einer eher krithschen Be­
trachtun!g Izurnuwenden, das ist, daß es gelun­
gen ist, die Koordinierung der Forsch1ung in 
einzelnen Spezialibereichen, Zlwar nicht in 
ideal voHklommener Weise, aber düch in einer 
sehr befriedigenden Form zu erzielen. Ich 
führe als ein Beispiel - es wären mehrere 
BeispieJe hier anzuführen - den Bereich der 
atomaren Fürschung an. Ich werde, gerade im 
Dienste des Appelles, bewußt mach'en, daß 
FürschungskO'ordinatiO'n, daß Fors.chungsür­
g,anisatiün, daß eine Neuürdnung vür a.Ilem 
der Auftratg.sforschung im öffentlichen Inter­
esse auch für jeden Bü:rger dieses Landes vün 
Wichbgke.it ist. Ich werde anführen, daß die­
s·er Atümf.orschungsibereich sehr konkrete Auf­
gaben aufIWeist und eine sehrgIiOße, jeden 
einzelnen von uns angehende Bedeutung hat. 

Und nun ein paar kritische Bemerkungen, 
FraJu Bundesminister: ZweIfellos nüch nicht 
annähernd geJöst ist die Koürdinierung der 
Forschung zw;ischen Bund und Ländern. Ich 
bin mir darüber im klaren, welche Schwierig­
keiten hi-er bestehen. Wir waren ja immer 
der Auff.assung, daß wir diese U!mfassende 
Materie wirklich in einem eigenen F'Orschungs­
üpgan1satiünsgesetz werden beihandeln müs­
sen, und wir waren in diesem Haus, glaube 
ich, Piüniere. Die Freiheitliche Partei hat schün 
vor vielen Jahren, vor der Existenz eines 
eigenen Wissenschafts- und Fürschungsmini­
steriums auf die Nütwendi-gkreit der Gesamt­
ürdnung der Forschung im uniVler,sitären und 
im außeruniversitären Bereich, aber auch ver­
tikal im Rahmen vün Bundes- und Landes­
einrkhtungen und auch .auf eine .bess-ere 
KOIürdinierung in Richtung der 'Forschung der 
Industri'eunternehmungen', die Iwir in Oster­
reich haben, die nüch viel stärker .entwickelt 
wertden müßte, :hingelwiesen. Das wäre itm 
gemeinsamen Interesse nütwendig. Ich ver­
kenne nicht die Schwierigkeiten, die ·es auf 
vedatssungsr,echtlichem Gebiet, die ·es aus dem 
Blickpunkt .des nun einmal gegtelbenen Föde­
ralismus und derg,leichen mehr gibt. Diese 
Gesamtürdnung der Fürschung müßte unver-

1Jüglich in Angriff genümmen .werden, weil 
wir dies.e vertikale Neuordnun'g :gleichfaJls für 
wichtig halten. 

In diesem Zusammenhang eine andere 
Frage. Wir ,glauben, daß es bei allen Ver­
diensten in bezug auf das Erg'elbnis d·er For­
schung,en in den verseMedenen For,schungs­
instituHünen, in :den GeseLlschaften, die 'wIr 
hChben, an der Zeit ist 'zu überdenken, üb wir 
diesen Ei-nrichtung.en nicht eine moderner·e 
Struktur, eine modernere inner,e Verfassung 
geben müßten und ob wir uns hier nicht auf­
raffen süUten, insbesondere in dem Bereich, 
den wir durch urunitterbare öffentliche Förde­
rung irgendJwie atm Leben erha,lten, neue For­
schungsstrukturen 'Zu schaffen, ·Forschungsge­
seIlschaften 'zu errichten üder >die bestehenden 
im Konsens, in übereinstimmung umzuürdnen 
nachdem Beisp.iel vün ausländischen derar­
tigen Einrichtungen und auf der Grundla'ge 
des Prinzipes seLbständig,er Selbstvepwal­
tungskörper. Hier lie.gt alsO' auch noch ein 
gIloßes und O'ffenes AUlf.gabengebiet. 

Frau Bundesminister! Ger,adeaus Anlaß der 
Vürlage dieser drei Berichte darf ich aUlf 
unsere alten freiheitlichen Fürderungen urud 
Vürstellung,en wieder Zlupückk·ommen. Wir 
haben immer 'wieder betont, daß - und das 
ist jetzt auch übrigens vüm Abgeürdneten 
Blechabetünt worden - inslbesondere die 
Auftragsf.ürschung im öffentlichen Interess,e 
liegt, auf neue Grundlag,en gestellt werden 
muß, abgeseihen von der ,fra'ge der Beschaffung 
der hi,efür IlJütwendigen IMitte'!. Wir waren 
immer der M'einung, daß wir bei weitem nicht 
jene sich anbietenden steuerpolitischen Mög­
lichkeiten ausgeschöpft haben, um die For­
schungsfinanzieftung auf leine breitere und 
g.esündere Hasis zu stellen. 

Letzten Endes komme ich daraUJf zurück und 
wiederhole nüch einmal, daß es uns höchst 
an der Zeit scheint, ein Universitäts-, ein 
Forschungs>ürganisahünsgesetz vorzulegen, 
Frau Bundesminister! Die Freiheitliche Partei 
ist seit Monaten an der Arbeit, und wir wer­
den in KüliZe dem Hohen Haus einen Initiativ­
antrag in dieser Richtung - und wenn er 
auch bloß wieder nur zu der Rolle verurteilt 
sein' sollte, eine gewisse Initj.al~ündung zu 
geben - vorlegen. Und ich glaube Ihnen ver­
sichern zu 'können, daß in diesem Initiativ­
antrag eine 'ganz-e Reihe brauchbarer, nenIer, 
um mit Herrn BLecha zu reden, kreativer, 
innovatürischer Ideen enthalten sein werden. 
Wir werden uns auch in diesem Antrag sehr 
eingehend mit der Frage der Oflganisation der 
außerunivers.itären F,orschung befassen. 

Jetzt klomme ich abschließend nO'ch ,auf eines 
der, wie mir scheint, r,elativ gut geregelten, 
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rlelativ gut koordinierten PorschungSispezialge- 20 Jahre! Es wäre ein schwacher Trost, wenn 
biet'e, auf die Atomforschung zurück. das Resultat dieser 20 Ja-hre etwa Hundert-

V,iele unserer Landsleute haben vor allem 
bis zum Beginn der ,Energiekrise immer noch 
gemeint, Atomforschung ist gleich Atolffi­
bombe, ist overkill, ist Bedrohung des Uber­
leibens der Existenz der WeH, was zweifellos 
sehr richtig ist. Aber die Energiekrise hat 
glezeigt, daß di-e FraJge der Indienstnahme, der 
Indienstste'l1ung der Atomenergie auch eirre 
andere sehr leibenspositive Seite 'hat. Aller­
dings kann sich hi.er Wohltat sehr viel rascher, 
als 'w_ir -g-1auben, in P,lage urnd Gefahr v-er­
wandeln, ,wenn wir unrefl~ktiert und unkri­
tisch zu Werke g-ehen. 

Die heute in unseDe Hand g.elangte Druck­
schrift Ihres Ministeriums "Forschungspolitik 
aktuell" enthält neiben einer Reihe sehr 
interessanter Beiträge einen BeHrag des 
Herm Universitätsprofessors Dr. Enge.lhert 
BrO'da - zur KlarsteNung: nicht zu verwech­
seln mit s-einem ministeriellen Bruderj ich 
glaube, es sind Brüder -, der auf die Pro­
blematik der Indienstnahme der Atomenergie 
hinweist. 

Sie wissen: Wir haben immer wieder 
darauf hingewiesen, man soUe diese Frage 
gerade in Osterreich selhr Ibehutsam .an'gehen. 
Wir halben nach wie vor trotz der ständigen 
Versicherung, daß Ge~aJhrenquenen so gut wie 
ausgeschlos:5en und ausgeschaltet sind, Beden­
ken hins.ichtlich der Stanldorthestimmun.g 
Zwentendorf und des z,weiten in Aussicht 
genommenen Standortes eines Atomkraft­
werkes. 

Wir haben in unserem Energiekon.zept, das 
ja schon vor langer Zeit der Off'entlichkeit 
übergeben wurde, auf die Notwendigkeit, 
einen sehr behutsamen und zurückhaltenden 
Gebrauch v-on dien Möglichkeiten der Nutzung 
atomarer Energie zu machen, hingew,iesen und 
dav-or gewarnt. Man hat uns des'wegen als 
rückschrittlich hin1gestellt, als Partei und 
Leute, die sozusa'gen den neuen Wind hi'eJ 
nicht verstehen. 

Es war für uns 'eine außlerordentlich interes­
sante Feststellung, daß ProfeSisor Br:oda in 
seinem auS'fiIhnlichen Beitrag hinsichtlich der 
Endentwicklung und der Zielv'orstellungen 
sehr unüberhörbar war. Er behandelt dieses 
Thema, nachdem er in den voriherg,ehenden 
Bemerkungen lauf die noch immer nicht ge­
bannten GefCllhDenqueUen hinwies. 

Mit der Situation in den USA ist ja wirk­
lich ein ~Sturmsignalgesrebzt worden, zumal 
mehr als .ein Dr,ittel der dortigen Atomkraft­
werke wegen ;akuter 'Gefährdung stillge.legt 
werden muß. o(Abg. Z i n gl e r: 20 Jahre!) Ja, 

taJusende von L'eukämiekrank'en wären oder, 
wie es dort nachgewiesen ist, eine Zunahme 
der Kre:bssterhlichkeit in den IStr.ahlungsge­
bieten festgestellt wi:r;d. Das iJst Eür die Be­
troffenen ein schwacher Trost. Wir wollen ja 
nicht nur die nächsten 20 Jahre .gesund und 
ungeHthrdet sein, sondern auch, wenn ,es g,eiht, 
di-e nächsten 100 Jahre. (Abg. Z i n gl e r: Die 
Fachleute behaupten, sie müssen überholt 
werden! Das habe ich von internationalen 
Fachleuten gehörtJ) 

Nein, es geht hier nicht um Behauptungen, 
sondern es geht, wenn die wissenschaftlichen 
Berichte stimmen - ich k:ann sie nichtÜlber­
prüfen -, darum, daß festgeset'ellt wurde, 
daß eine ganze Reihe v:on - ich drücke mich 
laienhaft aus - "undichtlen Ste11en" entstan­
den waren, die Gefalhrenque:Uen darstellen, 
deren, sagen wir, biS:heri.ge Auswirkungen im 
biolo.gischen Bereich sehr !Schwer zu erfassen 
sind, weil die entsprechenden Gradienten nicht 
so ohneweiters w.issenschaft.lich objektivier­
bar sind. AJher sie sind uns ja sowohl aus dem 
Experiment ,wie aus un:fI1eLwillig,en Mass-en­
experimenten reichlich hekannt. 

Es ist also nicht das Ibloße Uberh01en, weil 
man sagt: routinemäßiges Service bei den 
Stationen, sondern es geht darum, daß echte 
Schäden auf'getreten sind. 

Ich brauche ja nur unsere Reaktion im 
Zusammenhang mit R:üthi zu slehen. Wenn 
uns die Schweiz in den österreichischen Grenz­
raum ein Atomkraftwerk :setzt, sind wir rn.it 
Recht außewrdenNich kritisch und im Interesse 
der V:orarl:berger Bevölkerung vorgegangen 
und haben aUlf alle möglichen und denkbaren 
Schädigungen, nicht nur Strahlenschä.den, SOIIl­

dern ehen Klimaveränderung.en, Immiss'ionen 
und 50 weit,er hinge,wiesen. 

Pllof;essor Broda - das woLlte ich n:un 
saglen - schre.ibt in diesem Buch, vielmehr 
müs:se man dafür vorsor,gen, daß die Mensch­
heit die Kernspaltung wieder v,erlassen könne. 
Das sagt ein kompetenter Physiker, der 
zweifellos, wenn er dds in einem Bericht, den 
das Ministerium herausgibt, schreibt, seine 
Gründe dafür hat. 

Ich wollte -also sa:gen: Wir ;haben gerade 
bei der Atomforschung und der Aktivierung 
der Atomkraft im Interesse der Menschheit 
eines der Beispie'le dafiür, wie die Koordinie­
rung, die Zusammenschau a:lles dessen, was 
auf dem Sektor At-omforschung - ich habe 
betont, diese Koordinierun1g scheint sich in 
Osterreich in einem lSehr ertfolgverspr·echeniden 
Stadium zu befinden - notwendig ist, wenn 
man nicht in Gefahrenzonen kommen will. 
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Dr. Scrinzi 
Nur das wollt'e ich isagen, weil dies zugleich 

eine RechtferUg:ung da~ür ist, daß Forschung 
auch auf Gebieten betrieben 'Wird, wo der 
Laie heute noch nicht Zweckmäßigkeit und 
Notwendigkeit einrzusehen vermag, wo man 
aber eben jen;en globalen Ulberblick über die 
ges,amten Probleme bekommen muß, will man 
nicht nur uns heute und in den nächsten 
20 Jahren, sondern unter Umständen Genera­
tionen und '9wße Re'gionen vor irreparalblen 
Schäden bewahren. 

Es wär'e unrichtig und unkritism und wäre 
vor allem vom Standpunkt eines oppos.itio­
nellen Politiker,s {!alsch, jetzt zu sagen - ich 
g,laube auch, daß die Frau Bundesminister 
s:e1bst nicht dieser Auffass.ung ist -, daß nun 
das Optimum erreicht ist. 

Ich g:larube aher, daß man sagen kann, daß 
die Berichte a'uch dem Aibgeordneten des 
Hauses ein gutes Handwerkszeug in die Hand 
gegeben haben, um ,sich über die vor uns 
stehenden beziehungsweise anstehenden Pro­
bLeme zu informieren, daß aber die yroßen 
Aufgaben im wesentlichen vor uns lie,gen. Es 
bleibt zu hoffen, daß wir uns unabhärug.ig von 
der Entwicklung im Hause und ,in der Politik 
in Osterreich dessen Ibe'wußt sind, daß es sich 
hi'er um einen elementaren Lebenshereich für 
uns alle handelt, daß also Forschungspolitik 
zwei,feUos etwas ist, was uns alJe angetht. Im 
will nicht sagen, das rwir sie aus dem Partej,en­
streit herausnehmen sollen, sondern es geht 
darum festzustellen, was wir in ernster Aus­
einandersetlzung und nicht in einseitig,er Lob­
hudelei oder auch einseitiger Schwarzmalerei 
auch zum Gegenstand bloß:e,r verbaler Diskus­
sionen machen s'ollen. 

Wir werden also mit einer Reihe von Vor­
beha,lten und mit einer Reihe von Anregun­
gen, Frau Bundesminister, diese Berichte zur 
Kenntnis nehmen. (Beiiall bei der FPO.) 

Präsident: Zum Wort 'gemeldet hat sich die 
Frau Bundesminister. Bitte, Frau Minister. 

Bunldesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Hohes Haus! Ich 
will weg:en der fortg,eschrittenen StU!nde nicht 
in dem Ausmaß replizieren, wie ich es eigent­
lich soHte. 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Blenk recht geben: Lm Bericht ist tatsäch­
lich nicht alles enthalten, es ist eine trockene 
Z'usaJmmenfassung einer riesi.gen Fülle von 
Fakten; ich könnte sie aushreiten durch 
Motivierung'en .und Schilderungen.. Die,ser 
Bericht ist als Regierun'gsbericht, als eine g,anz 
nüchterne 'tlllld tTockene Schilderulliggedamt. 
ICh 19'1aube, er bringt dem, der lesen kann, 
eine ,gantze Men:ge an Information. 

Der Herr Abgeordnete Blenk fragt wieder 
einmal, wie sich das Wissenschaftsforum zu­
sammensetzt. Ich 'glaube, ich habe ihm das min­
destens schon fünf- Ibis sechsmal mitgeteilt, 
ich habe aber noch einmal die Liste hier unld 
überreiche sie ihm. Daraus kann er entnehmen, 
wie das WissenschaftsforUlm zmsammelllg.es,etrzt 
ist. 

Er fragt nocheinunal nach dem Projektteam. 
Auch diese Frage habe ich mindestens schon 
ein dutzeI1!dma,l beantwortet, im Aussch'Uß und 
im Hallis. Ich verweise ihn auf den neuesten 
Ar'beitSibericht aus dem J'ahr 1973. Darin sind 
die neuesten Projektte,ams, die seit der letzten 
Anfmge entstan:den sind, gleichf.aUs enthalten. 

Der Herr Abgeordnete Blenk fragt außerdem 
wieder einmal nach d,er Auftrag-sfor,schung. 
Auch diese Anfrage habe ich wirklich in trans­
parentestem Ausmaß - ich weiß nicht, wie 
oft -beantwortet, und sie wird sicherlich 
im Zuge der Budgetdebatte noch einmal ge­
stellt werden. Ich IweIide sicherlich wieder bis 
zum letzten Detail alle Auftragsforschungs­
projekte vorlegen. 

Ich dar.! hier nur auf folgendes aufmerksam 
machen: Diese Frage nach der Auftragsfor­
schung wird immer in einem Ton g,estellt, 
als ob sich dahinter - heute hat es der Herr' 
Abgeordnete Blenk sog,ar etwas angedeu­
t,et - andere Motive als das rein wissen­
schaftliche Interesse verbergen könnten. Nein, 
diese Projekte werden nach Richtlinien ver­
geben, die VOIID Finaooministerium gebüligt, 
mit dem FinanZlffiinisteriulffi abbesprochen 
sind. Wir sin!d eben daran, diese Richtllnien 
für Auftragsverg,abe und wissenschaftliche 
Untersuchungen mit den anderen Ressorts 
abzusprechen, damit das in gleicher Art ge­
schieht. 

Im übri'gen werde,n tür kleine Projekte min­
destens Zlwei Gutachten von kompetenten 
Gutachtern eingeholt. Er kann beruhigt sein: 
Hier wiI1d in 'gar keiner Weise irgend etwas 
getan, was ruicht den äußersten Ansprüchen 
an Genaui1gkeit und Redlichkeit entspricht. 

Der Herr Abgeardnete Blenk kritisiert, daß 
ich einen Fon1ds für SoziaUorschung zur 
Erwägung g,estel1t habe. Ich glaube nicht, daß 
es ein Fehler ist, wenn ich einen soIchen 
Gedanken ,einmal zur Dberlegung stelle, UIIDSO 
weniger, ,als wir in allen europäischen Län­
dern einen sehr groß,en Nachholbedarf an 
sozialwissenschaftlichen FOTschungen haben -, 
in Osterreich ganz !besonders -, und ,eine 
seihr starke Bemühiunlg meines Ressorts 'geht 
ja eben dahin, und dazu dient ja überwieg,end 
die Auftraog.sforschunlg, diesen Mangel 2m 

beheben. 
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Bundesminister Dr. Hertha Firnberg 

Ich darf den Herrn Abgeordneten Blenik 
auch noch hinsichtlich der Fondsmitte:l, daß 
diese unter den EI'IWartungen lägen, be'ru!higen. 
Die Fonldsmittel, die wir 'g,elben können, wer­
den immer unter den Erwarhl'Iig,en lie,gen. 
Aber immerhin haben sich die Mittel tiür den 
wissenschaftlichen Fonds seit 1970 auf das 
2,2fache ,erhöht unld die des !geweriblichen 
Fonds auf das 2,7fache; ,das ist immerhin eine 
beachtliche Steiger.ulllg. 

Der Herr Abgeordnete Blenk urgiert das 
Dokumentationssystem. Idl dar.f ihn darauf 
hi,nweis,en, daß wir nUI1JIIlehr eine ,gaJllZe Fülle 
v'Ün oDdkiumentationssysternen eingerichtet 
haben; auch darÜlber wurde in diesem Hohen 
Hause schon berichtet. In e,inem meilustufilgen 
umfass,enden forschungspolitischen Informa­
tiollissystern konnt'en seit 1971 die österreichi­
schen Forschungsikapazitäten - das wird 
jetzt erneuert -, di,e For.schungsfinanzierungs­
aktionen und die Faktendokumentation im 
Bundesibereich erfaßt iWerden. Seit dem 1. Jän­
ner 1971 werden laufend särrntliche For­
schungsaufträge und Forschungsförderurug-en 
von Bundesdienstste'1len erlaßt, lund die erste 
Auswertung liegt bereits vor. Das ist eine 
ganz erhebliche DokJumentation, die nunmehr 
~ur Verfügung steht. Schließlich und endlich 
istantaufenlden Voriha:ben noch zu erwähnen 
eine forschungspolitische Literaturdoocumenta­
tion, die in meinem Hau.se vorliegt und die 
vorn Aus'land UIl!d vom Inland außerordenrt­
lich gefragt ist. Wir sind an der Unisist be­
teiligt, und auch 'tins'ere Bi'bliotheksreforrn ist 
mit Dokumentations.fragen unld dem Aufbau 
geeigneter DokJUmentationssysteme laufend 
beschäfUgt. 

Ich darf dem Herrn A:bgeordnetJen Bleruk 
auch noch mitteHen, daß die FIiilJge der For­
schungsorganisation, die auch der Herr Abge­
ordnete ScrinJZi ,angeschnitten hat, bereits im 
Gespräch ist. Das ist ,ein Gesetz, das durch­
aus nicht einfach ~u erarlbeiten ist, das viel­
le.icht in Etaprpen erarlbeitet we:r1den muß, es 
ist -ein Gesetz, das ulIThfass'en muß die Korrek­
tur der Mängel, die heute dem Forschungs­
förderungsyesetz innewohnen, ein Gesetz für 
die Akademie der Wissenscha.ften, das erneu­
ert werden miuß,eine Dachorg,anisation für 
die Kooldinierung und fiür Vorschläg,e für For­
sdmngosvorhaben, die -alle Forschung.sorgani­
sationen Iwmfaßt, und damit ist auch das Wort 
Demokr,atisiemillg der Forschurug .gedeckt. Die 
Mitsprache !der gmßen Interesserugruppen an 
~oolidinienmg.s- und Vorschlagsvorhaben 
müßte wie die Projektteams ge,sich.ert wer­
den, institutionalisiert ,gesichert werden, damit 
die Orientiemng an gesellschaftsrelevanten 
Problemen Igesichert ist. 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Blen:k. 
schließlich noch eine A'I1Itwort aJUf eine Illich,t 
g,estellte Frage gelben, und z'war meine Rede 
in Allpbach Ibetreffend. Dies,e Iganz ung'laublich 
zynische Venmutlung, !die der Herr Abgeord­
nete hier ausgesprochen hat, d.aß diese Rede 
aus der Feder eines ,guten Schreibers sei und 
ich mich mit Lhr identifiziere, ist eine gana: 
merkwürdi'g'e Zumummg. Ich darf ihn da 
beruhi'gen. Diese Rede wieaHe wichtigen 
Redensta:mmen durch,aus ,aus me,iner ei.genen 
Feder und nicht aus der eines 'guten Schrei­
bers. Ich brauche mich also da:mit ,erst g-a,r 
nicht zu identifi,zieren, sündern ich bin das 
selber. Ich bin eini'g,ermaßen überrascht, daß 
Sie überhaupt auf eine solche Vermutung 
kommen können. 

Ichda.nke !dem Herrn Abgeordneten Scrinzi 
~ür eine ganze Reihe von wirklich ausge­
zeichneten Vor-schlägen. Er geht ja hier ,ganz 
konform mit meinen Intentionen hinsichtlicti 
der Änderung der Forschung.s'Ür,g,anisation, 
die Adaption der ForschuilIgsorg,anisation an 
neue Bedürfnisse unld neue Strukturen. Ich 
werde sehr 'gerne bereit sein, seinen Vorschlag 
auch bei unseren Vorgesprächen und Vor­
arbeiten mit einzulbeziehen. 

Ich darf den Herrn Abgeordneten Scrinzi 
darauf aufmerks·a:m machen, daß die von ihm 
sehr zu Recht angesprochene Koordinierung 
der Bundesforschung a/uch mit den Forschun­
geoder Länder ber,eits im Gange ist; im For­
schungsibericht. 1974, der ja heute nicht zur 
Debatte steht, sind 'Zumerstenmal - zum 
erste~ma.l in Osterreich überhaupt - die Fm­
schungsaufgahen der Bundesländer aufgezählt 
und erfaßt, und wir s.ind ·al,s zweite Koordi­
nierungsphase ehen Idaran, die Forschungsvor­
ha'ben des Bundes und der Länder zu koordi­
nier/en. 

Ich akzeptiere s'ehr g,erne jede Anregung, 
die hier vorg,elegt worden ist, 'Und ich darf 
dem Herrn Abgeordneten ScriIllzi noch ver­
sichern, daß es mir sehr wohl a/uch klar ist, 
daß viele Arbeiten auf diesem Gebiet, das 
w,ir ja erst seit wenigen Jahren echt beackern, 
noch ung,etan sind. NiemanJd weiß besser, wie­
viel noch geschehen müßte und g,eschehen muß 
a.ls der, der ständig damit befaßt ist. Aber ich 
glaube, ich darf doch hier dem Hohen Haus 
sa.gen, ,daßeini'ge Erfolge unbezweifelbar sind, 
daß in den letzt'en Ja/hren auf die Forschung 
Impulse ausg,egang-en s.ind, daß ,sich das For­
schungskltma in Osteneich wesentlich g,eälß.­
dert hat und daß sich das Forschungsibewußt­
slein in der Bevülkerung verstäI1kt hat. (Beifall 
bei der SPO.) Das sind Tatsachen und keine 
leeren Beha.uptung'en. Sie könruen se!rrr leicht 
und eindeutig namgewiesen werden. (Beifall 
bei der SPO.) 
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Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Wünscht der Herr BerichteJ:1statter ein 
Schluß.wort? - Das is,t nicht der FaH. - Wir 
gelangen zur Abstimmung. 

Wir gelangen 'Zunächst zur Abstimmung 
über den Ausschuß.antIalg, den Bericht der Bun­
desr,egi·erung (III-40 der Beilagen) zur Kennt­
nis ZlU nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. An 9 e­
n omm e n. 

Wir ge'langen nunmehr zur Abstimmung 
üiber den Antrag des Ausschusses, den Bericht 
der Bunldesregierull'g (III-87 der Beilagen) zur 
KeI1intnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung zu geben, sich von den Sit­
zen ZlU erheben, - Das ist mit Mehrheit a n-

Der Unuerrichtsaussmuß hat den gegen­
ständlichen Bericht in seiner Sitzung am 
13, März 1974 in Ver,hailidlung genommen und 
nach einer Debatte, ,an der sich die Abgeord­
neten Dr. Kaufmann, LUiptowits, Ofenböck, 
Dr. Karasek, Dr. Eduard Moser, Dr. Schnell, 
Peter und der Ausschuß,OIbmann D<r. Gruber 
sowie Bundesmini,ster Dr. Sino:wat:z beteilig­
ten, einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Kenntnisnahme dieses Berichtes zu 
empfehlen. 

Der Unterrichtsausschuß stellt somit den 
A'n t r a'g, der Nationalrat wo'Ue den Bericht 
des Bundesministers ~ür Unterricht und Kunst 
über den Kunstbericht 1972 (IH-!107 der Bei­
lagen) zur Kenntnis nelhmen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, Genera.l- und Spezi.alde,batte unter 
ein,ern abzuführen. 

gen 0 m rn e n. Präsident: Wird 'gegen den Antrag, General-
Wir gelang1en nunmehr zur Abstimmung und Spezial:debatte unter einem abzuführen, 

über den Ausschußantrag, den Bericht der Bun- Einwand erhoben'? - Dies ist nicht der F.all. 
desmgienung (III-130 der Beilagen) zur Kennt- Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort 
nis zu nehmen. gemelldet ist der Herr Abgeordnete Luptowits. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu A'bgeorldneter Luptowits (SPO): Herr Präsi-
ihre Zustimmung ge'ben, sich von den Sitz,en dent! HOIhes Haus! Geschätzte Damen und 
zu erlheben. - Ebenfalls mit Meihrheit an 9 e- Herren! Wir diskutieren heute den Kunstbe­
no'ffi me n. richt 1912, und der KUTIistbericht 1973 lie'gt 

5. Punkt: Bericbt des Unterricbtsausscbusses 
betreffend den Bericbt des Bundesministers für 
Unterricbt und Kunst (111-107 der Beilagen) 
über den Kunstbericht 1972 (1083 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 5. Punkt 
der Tagesordnung: Bericht des Unterrichtsaus­
schusses betreffend den Bericht des Bundes­
ministers f.ür Unterricht und Kunst über den 
Kunstbericht 1972. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Kunstätter. Ich bitte um seinen Bericht. 

1::-ereits auf dem Tisch. Es erhebt sich hier die 
Frage, ob es nicht sinnvoH wäre, zwei Jahre 
zusammenzuziehen unid den K:unstbericht über 
den Ablauf von IZlwei Jahren vor,zulegen. Es 
ist so ähnlich wie Ibei dem Forschungsbericht. 
Ich ,glaube, wir erleben di.e gleiche Pwblema­
tik. Es zeigt sich, so meine ich, auch in der 
Darstellunlg des Iniha.ltes des Kunstberichtes, 
daß es vieHeicht sinnvoller wär·e, Entwicklun­
gen innerhallbvon zwei Jahren abzuwarten, 
um sie hier dann dem Rdhen Hause ZIU prä­
s,entieren. Das ist die erste Anregung oder 
Feststellunlg, die ich treffen möchte, 

Berichterstatter Kunstätter: Ich erstatte den Z,el'.t-Die 'zweite Feststel,lung betrifft den 
Ber.icht des Unterrichts ausschusses betreff,end punkt der Diskussion des Kunstberichtes. Wir 
den Bericht des Bundesministers für Unter- diskutieren den Kiunsflberkht nach der Bud­
rieht und Kunst über den Knmstbericht 1972, 

Der vorliegende Kiunstbericht 1972 umfaßt 
die Kunstförderungsmaßnahmen des Bundes­
ministers für Unterricht und Kunst für das 
gesamte Budget jahr 1972, Er gliedert sich in 
die Kapitel: Bildende K:unst, Ausstellungs­
wesen; Darsbellende Kunst, Mus.ik und Fest­
spiele; Literatur, Verla'g,s,wesen, Staatspreise 
und Staatsstipendien sowie fi.lrn- und Licht­
bildwesen. Auß·erdem enthält dieser Bericht 
allgemeine HinweiseZlUI GI1Undlügenforschung 
in der Kunstförderung unid über die Höhe 
der Kunstförderungsmittel ,im Berichtsz,eit­
raum. 

getrede des Finanzmindsters, nach einer dring­
lichen Arufrage, nach einer Integr,ationsdebatte 
und nach einer Forschungsdebatte. Ich nehme 
an, daß die /Zeitliche AJbfol!ge keine Rangord­
nung bedeutet. .A!ber ich würde doch empfeh­
len: Vielleicht könnte die Frage der Künstler 
urrd der Kunst uilid die Situation im allgemei­
nen I{;ulturbereich doch einmal zu ,einem gün­
stigeren Zeitpunkt diskutiert werden. Ich 
glaube, daß die BedeutJung dieses Themas 
einer günstigen Zeit WlÜfldig un1d wert wäre. 
Es sol'lte nicht immer so seilli, daß die Redner 
zur ~u1tur- und Kunstdelbatte aIs Abendredner 
eing,estuft werden. VieHeicht soHte das sym-
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boHsdl darstellen, daß zu dies,er Zeit die Thea­
ter ihre VOI1häng,e hochgehen las,sen und das 
Schauspiel und die Oper eben ihre Triumphe 
feiern. Das sollte aber nicht urubedingt auch 
f,ür die Debatte in diesem Hause gelten. Viel­
leicht kann man sich obi,er etwas einfallen las­
sen und neue Wege '2'JU dies,en Dingen, zu die­
ser Frage hier eröfiinen. 

Ich werde mich deswegen heute nicht mit 
gmndsätz'lichen Fmgen auseinarudetsetzen. Ich 
behalte mir diese :grundsätJzHche Auseinander­
setzurugf.ür die ,Budgetdebatte vor. Ich möchte 
heute nur einige konkrete AIliIIlerkunlgen zum 
Kunstbericht 1972 machen und vielleicht die 
eine oder ;die andere allgemeine Feststellung 
treffen. 

Ich meine, wir soLlten UTI'S ,alle klar sein, daß 
die KiunsUörderurug, ,also die Subv,entionierung 
der Künstler, der Bau von Stätten, wo Kunst 
sich darstellen soll, allein zu wenig sind. Ich 
bin deT Meinung, daß der Wme zur KUllISt 
gefördert werden 'sollte, die Aufgeschlossen­
heit für die geistige Korufrorutation in der WeH, 
in der wir leben. Das möchte ich als ein Axiom 
in den Raumste'llen, zur Diskussion stellen. 

Weiters möchte ich sagen, daß die Kunst­
politik auf keinen FaN g:etrennt von aUen 
anderen sonstigen Bemülhungen Uilll eine N eu­
ordnung der zwischenmenschlichen Beziehun­
gen gesehen und belhandelt werden solilte. 
Auch dies möchte ich als eine GIlUndsatzfest­
stellung, 'Wenn Sie wollen auch als ein Axiom 
für die gesamte Kunstrpolitik hervonheben. 

Meine Damen und Herren' Der Kunstibericht, 
der uns heute voI1liegt, ist in seiner Anlage 
so ähnlich ,gestaltet wie der Kunsbbericht 
1970/71. Das heißt, es .ist im wesentlichen ein 
AuS'gahenber,icht. Wir haben damals schon alle 
zusammen, von allein FraktLonen, die Meinung 
vertr:eten, der Kunsthericht sante mehr bein­
halten als nur eine Art von AJus9,albendarstel­
lung. Es sollten die Motivationen, es soUten 
die Ziele klarer herausgestellt werden. Der 
Herr Bundesminister hat ,damals einige An­
re,gungen, die auch von mir stammen, hier 
aufgegriffen und 'hat sie :zum Tei.l in d.er Al'beit 
seines Ministeriums, ,a'ber a'uch bei ,seinen Ziel­
setzungen, glaulbe ich, sicher'lich mitverwelben 
klöIllnen. 

Wir aHe sind auf die Grundsa1:Jzuntersucblung 
gespannt, die der Herr Bundesminister über 
die Probleme der 'g,es,amten Kultur- rund Kunst­
politik in Auftrag 'geg'eben hat. Vi'elleicht kön­
nen wir einige Hinweise bekommen, wie die 
Menschen -uns,eres Verfassungsstaates, unserer 
Republik, zur Kunst stelhen, ob es IÜbeI\haupt 
Menschen -gilbt, die Kunst wollen, um:l wie glroß 
der Prozentsatrz ist, der Kunst bejaht oder das 
Bedürfnis hat, Kunst :zu erleben und mitzu-

gestalten. lDas sind emrg'e Fragen, die sich 
hier .selbstverständlich immer wieder aufdrän­
gen. 

Manche Kritiker - und ich miÖdJ.te sagen· 
"wohlwol'lende Kritiker" - sprechen von einer 
lat-enten Krise der Kunst und der Künst-Ier­
förderung im allgemeinen. Wir alle, die wir 
uns mit diesem Problem in der Praxis be­
schäftigen und es -auch in der Theorie unter­
suchen, sind, glaube ich" auch nicht beglückt 
darülber, lWie es bislang g,etan wurde und 
wahrscheinlich nodJ. jn den nächsten Jahren 
getan wird, denn eine 'grund6ätzliche Ände­
rung in der Struktur der Förderung der Künste, 
der Förderung der Künstler braucht sicherlich 
viel Zeit, neue Ube:r'le,gung,en. Alber ein Pat'ent­
rezept, meine Damen und Herren, wird es auf 
diesem Gebiet wahrscheinlich nie 'g,eben kön­
nen. 

Und Ei.le, Iglaube ich, sollte man hier nicht 
betreiben. Die Finnen ha:ben ein großartiges 
Sprichwort. Sie sagen: Der Herrgott hat die 
Zeit geschaffen, von Eile hat er nie geredet. 
Das sollte man vielleicht aJUch hier in dieser 
Frage beherzigen. Denn gerade auf dem Ge­
biet der Kunst, in dem Bereich der Kunst, 
in dem sehr sensib1en Bereich, sollte man alle 
Methoden und al'le Weg.e, 'dte nach der Holz­
hackermanier sich vielleicht alnbieten würden, 
meiden. Ich bin der MeinuIllg, daß gerade die 
Menschen, die ,hier ,klreativ tätitg sind oder in 
der Verlwaltung tätig sind, ein Anrecht darauf 
haben, daß man mit entspl1echenden fe.innervi­
gen Methoden auch dieses Problem .löst. 

Aber vieUeicht könnte ·etwas überlegt wer­
den, Herr Bundesminister. Ich möchte das nur 
kurz in Punkten darstellen. 

Erstens, ,glaUlbe ich, ,sollten die K2ünstler 
selbst sich um :die öffentlichen Be'lang-e mehr 
interessie.f1en. Das ist ,ein Appell an die Künst­
ler. Sie sollten sich als'O nicht in ein Ghetto 
zurückziehen. Wir halben ja viele 'großarti'ge 
Beispiele, daß sie das nicht me!hr tun, sondern 
daß sie heraustreten und sich den öffenHichen 
Aufg,aben stellen und daran Interesse zeigen. 
.Alber vielleicht sollten si'e in größerem Maße 
als !bisher sich an ,dies,en öffentlichen Belangen 
intereSisiert zeigen. 

Zweitens sollten die Künstoler, so meine ich, 
in verstäI'ktem Maße als Berater für visuell­
ästhetische Probleme herangezogen werden. 
Nun g,eschieht das zum Teil schon. Wir erleIben 
es in der IStadt Wien, w.ir erleben es in an'de­
rern Städten, daß die Kiünstler nicht nur zur 
Ausge·staltung herarrge:l!Ogen werden, daß ein 
~1]Instwerk nicht nur - :was mir immer so 
häßlich erscheint - s01lusayen als Briefmarke 
auf einen Bau draufgeklebt wird. Das ist zu 
wenig. Ich bin der Meinung, der Künstler 
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sollte schon .bei der GestaHung des Baues mit 
eingebaut werden, damit er seine Vor,stellun­
gen artikuliert und Hinweise 'gibt, denn die 
professionellen Baumeister oder Architekten 
kommen vielleicht 'gar nknt auf die Idee, daß 
man hier neue Wege :beschreiten s'ol1te. Ich 
g:larube, daß man hier vielleicht auch vom Bund 
aus in verstärktem Maße die Künstler ein­
bauen könnte. 

Vielleicht als drittes: Die bisher üblichen 
Ankäufe durch Bund, Länder und Gemeinden 
tragen wesentlich mit dazu bei, daß die Künst­
ler zumindest den ,guten Willen anerkennen. 
Natürlich wi,ssen 'wir alle, d'aß die Beträge, 
die für di'e Ankäufe 'Z'ur Verfügung stehen 
- ich glaube, 1972 war·en es 5 MiUionen -, 
sicherlich nicht alles sind. Jeder ruft nach 
hoherer Dotierung. Natürlich solHen wir auch 
hier den Mut zu einer Se,lektion halben. Denn 
das ist ein s,ehr heikles Prolblem. Ich weiß es. 
Aber wollen wir wirklich den NachIwuchs, den 
begabten Nachwuchs fördern, dann müssen 
wir auch den Mut halben, hier 'Zu sel,ektieren 
und zu ,sagen: Wir gelben di,r die Ohance. Zwei, 
drei Jahre werden wir dir ein AI'Ibeitsstipen­
diumgeben, aber dann muß sichge'genüber 
der Offentlichkeit etwas obJektivieren. Dann 
sollte ein Beweis für die Begabung vorliegen, 
um 'geg,enüJber dem Steuerzahler diese Arbeits­
stipendien auch zu ver,antworten. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, daß der 
Weg, den Sie beschritten haben, das Arbeits­
stipendium - ich werde dann zu diesem Pro­
blem kunz noch einige Sätze sa,gen -, der rich­
tige W€lg ist. Ich bin auch der Meiruung: Die 
individueHe Förderung soHte den Vorrang 
haben gegeIllÜber der institutionalisierten För­
derung. Ich 'glalUbe, daß dieser GrunJdsatil all­
gemeinfiür die Kunstlförtderung 'gelten soHte. 

Meine Damen und Heuen! Unter den Künst­
lern gibt es natürlich auch welche, die sich 
sozusagen ihr Fublikum erworben haben. Es 
gibt verschieidene Aktionen, sehr erfreuliche 
Aktionen, wo man mit wenig,er Geld, a,ls es 
SOl1ist möglich ist, Werke von Künstlern er­
werhen kann. Diese Künstler sind bereits in 
den Mar,kt inte,griert. Schwiedg ist es natürlich 
ffÜr die 'l(iÜJnstler, die noch n:ich,t für sich einen 
Markt erwortben ihaben. Denen, glaube ich, 
sollten wir helfen. Erfreulicher.weise geschieht 
es ja. Ich muß sagen, Idaß der Herr Bundes­
minister ja seLbst ein ,Freund der Künstler 
und der Kunst ist. Wir haben ja das Glück, 
einen Minister zu halben - ich sage das, ohne 
ihm zu Lobhudeln, das hat er nicht notwen­
dig -, der gezeigt !hat, daß er das Gespräch 
mit den Künstlern slUcht, daß 'er Aktionen mit 
den KÜIlIstlern setzt, UJIll auf diese Art und 

Weise Igerade diesem sehr wichtigen Perso­
neillkreis in de'rösterreichismen Gesellschaft 
nicht nur das Gefühl zu geben, snndern auch 
Anerkennung 'zu 'Zollen, daß ihre Arbeit ge­
naug,o wichtig ist wi,e jede andere Tätigkeit 
in den verschiedensten Bereichen. 

Ich glaube, wir 5o0Hten mitheLfen, vor allem 
den nachliÜckenden Künstlern die Wege zu 
ebnen, und ich weiß nicht, ob es vielleicht 
nicht möglich wäre, die sogenannten arrivier­
ten Künstler, die bereits in den Markt inte­
grierten Künstler auch mit einZUbauen in die 
Initiativen der öffentlichen Verwaltung. Und 
wenn hier eine vereinte Aktion mörglich wäre, 
daß öffentliche Verwaltung ,und Küng,tlerge­
meinschaft den Nachruckenden den Weg eb­
nen, .glaU!he ich, daß die Effizienz der Künstler­
förderung 'gr,ößer wäre und wir aUe zusammen 
ein 'glücklicheres und ein besseres Gefühl hät­
ten. 

Der Herr Bundesminister hat danlkenswer­
terweise ein :KJunstberatergremium eingerich­
tet, und er denkt an weHere Gr,emien. Das 
ist sicherlich eine ,sehr ldbenswerte Einrich­
tUilig. Uber die ProblemaHk werde ich mich 
jetzt nicht veI1breiten. Es gibt sicherlich hier 
auch ein Pro und Kontr,a. Denn der eine sagt: 
Wieso bin ich hier nicht ,~ls Juror tätig?, und 
der andere :fragt: Wi,eso kommt der aus der 
anderen Richtun:g gerade in diese Kommis­
sion? Sichelilich wird in .der Kommission immer 
wieder gewechselt, alb er ich glaube, daß die 
Juroren, diese Be:rategremien dder das kon­
krete Grem1um, das ich meine, im wesent­
lichen ja ,eine Verteilerfunktion haben. Ich 
bin der Auffassung, daß es zu wenig ist, daß 
es 'filur eine Verteilerfunktion hat. VieH eicht 
sollte dieses Gremimn auch danach streben, 
nach neuen Möglicbikeiten Ausschau halten, 
wie es s·e~bst aktiv tätig werden könnte, nicht 
nur in der materieUen FÖ'rderung der Künst­
},er, s,ondern es sollte auch neue Wege über­
denken, wie es sellbst mit da'zu beitmgen 
könnte, vor .allem besonders dem Nachiwuchs 
die Wege zu ebnen. 

Das sinJdeinige konkrete Uberlegungen, die 
ich hier in den RClimn stellen möcbte. 

Und nun einige DiIllge aus dem Kunstbericht. 
Der KUfiistJbericht, und ich werde mich anIf ganz 
weni,ge Dinge beschränken, ist ftÜr mich sehr 
eirrdr.ucksvoll. Vor allem ,sind die Staatsstipen­
dien für Liter,atur zu je 5000 S in z,wölf Monats­
beiträg,en seihr erfreulich, die sOlZusagen das 
bestätigen und der Ausfluß dessen siro, was 
wir uns vorstellen, llIID den Nachiwuchs zu för­
dern. Der Herr Bundesrrninister hat weitoere 
vier Stipendien Wr NachlWluchsschriftsteller, 
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natürlich begrenzt mit Vollendung des drei­
ßig'sten Lebensjahres, in gleicher Höhe wie die 
Staatsstipendien 'gestiftet. Das finde ich be­
son:ders lobenSlWert. 

w'as uns joedoch keine besondere Freude 
bereitet, w.eil wir hier sorusagenauf der Stelle 
treten, das ist die FraJge der Förderung des 
österreichischen Films, die Frage, welche 
Wege hier beschritten werden solHen. Wir 
haben uns in vielen Groemien bereits über das 
Problem unterhaUen, wie der östeneichische 
Film gefördert werden saH. Einige trennen 
den kulturell wertvoUen Hlm und den Spiel­
film, Für mich persönlich gibt es dies,e Tren­
nung nicht. Für mich igibt es nur einen öster­
reichischen Fi:1m, ,der nach ,ei'nheitlichen Krite­
rien beurteilt wer:<len 'sollte. Aber hier sind 
wir noch zu keinem gemeins.amen Gespräch, 
zu keiner gemeinsamen Basis gekommen, hier 
gehen die Meinungen noch sehr, sehr s,tark 
auseinander. Ich weiß nicht, ob es möglich 
sein wird, hier zu einem Kons,ensus zu kom­
men. Ich würde es sehr begrüßen, weil ich 
aus Erfahrung weiß - und die Beispiele be­
leg,eu das ja -, daß wir sehr viele hervor­
ragende Künstler haben, die leider Gottes oft­
mals ihre künstlerischen FäJlügkeiten nicht in 
Osterreich oder in Fi'lmen, die in Usterreich 
produziert wer:den, einsetzen können, sün­
dern in München, in Köln und in anderen 
Städten. 

machen, die wir 'dring,end brauchen, um zu 
einem besseren Verständnis des Films zu kom­
men. Denn ich bin nach wie vor der Meinun:g, 
daß die Kunstgattung Film viel zuwenig ge­
schätzt wird. Wir sollten dies,e KUilstgattung 
viel mehr als bislang in unsere künstlerischen 
Betrachtungeneirubeziehen. 

Ich möchte deshalb, Herr Bundesminister, 
nur wünschen, 'daß wir die Aktion "Der 'gute 
Film", vor allem ihre neuen Aktivitäten, auch 
weiterhin vieUeicbt im v,erstärkten Maße för­
dern. Denn ich bin der Autifassung, daß gerade 
hier noch sehr viel Breitenwirkung möglich 
ist. Sicherlich wird es mögLich sein, hier mit 
neuen Akz,enten neue Wege zu finden und 
auch Wirkun:gen 'Zu erzielen. 

Meine Damen und Heuen! In der Kultur­
politik kann man Ha~blherzigkeit nicht brau­
chen. Wir wissen, da,ß wir in der Kul,turpolitik 
und speziell in der Kunstpolitik IlJoch mit Was­
ser kochen müssen. Wir hoffen, daß es mög­
lich sein wird, eines Tag,es doch völlig neue 
Wege zu gehen. (Abg. Dr. G r u b er: Burgen­
ländischer Wein!) Ja, das wäre vielileicht g.ar 
nicht so übel, Herr Konege Gruber, einige 
Tropfen d.azuzugeben, vielleicht W1Ürde das ,ein 
wenig die Szenerie beleben. (Heiterkeit. -
Abg. Dr. G r u b er: Oberösterreichischer Most 
könnte es auch sein!) 

Der Herr Bunde~inister hat einen Einwurf 
getan; er 'WiIid ihn dann sicherlich noch einmal 

Ich g.laUlbe, dieses Kapital sollten wir besser wiederho'len können. (Heiterkeit.) 
nützen, und ich hoffe, daß es möglich sein 
wird, mit dem österreichischen Rundfounk, mit 
dem österreichischen Fernsehen und mit all 
denen, die daran int,eressiert sind, die öster­
reichische Filmkunst wieder lelbendig, den 
österreichischen Film wieder konkurrenzfähig 
werden zu lassen. Ich gla'u:be, daß wir hier 
doch zu einer gem,eins,amen Aktion kommen 
sollten. 

Etwas :müß,t,e ich aus dem Kunstbericht 1972 
noch hervorheben, das ist die Aktion "Der 
gute Fi,lm". Eine Zeitlang schien es denjenigen, 
die sich mit dieser Frage befaßt haben, als 
öb 'die Aktion "Der IglUte Film" stag,niere, als 
ob man sozusagen keine neuen Ideen ent­
wickle. In Wirklichkeit entwickelt aber die 
Aktion "Der gute Film" g,aruz gewaltige Aktio­
nen und Ihat eine Streuung erreicht, die sehr 
imposant ist. Und vor allem, was mir so sehr 
sympathisch ist - nach dem let,zten Gespräch, 
das <ich mit dem ver,antwortlichen Geschäfts­
führer hat,t.e -, beschränken sie sich nicht 
nur darauf, soziUs,agen Filme vorführen zu las­
sen, sondern sie Igehen jetzt dazu rüber, sich 
auch der Medienerzielhung zu widmen, indem 
sie SffiIlinare verans'taJlten, also all di,e Dinge 

Meine Damen und Herren! Ich möchte jet"zt 
auch schon zum Aibsch1uß kommen, weil ich 
mir das Grundsätz.uche, das ich heute sagen 
woHte, eben für die Budgetdebatte aufhebe, 
denn ich Igliauhe, daß es nicht sinl1lvoll ist, 
sich heute nach 'dieser 8mnüdenden Sitzung 
mit solchen -grundsätrzlichen Fragen auseinan­
derzusetzen. 

Aber eines möchte ich zUlID Albschluß sagen, 
nämlich, daß Kunst für mich persönlich - und 
ich hoffe, ftür recht viele Damen und Herren 
in diesem Hause - eine hochpoEtische Ange­
legenlheit ist, und wir sololtJen sie nicht nur als 
Nachtisch behandeln, sondern wir sollten sie 
als Hauptmahlzeit genießen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. G ru b er.) Ich biUe alle Damen und 
Herren dieses Hauses, mit uns - mit dem 
Bunldesminister und auch mit mir persönlich 
- diese Wege und die Kunst in den Mittel­
punkt unseres menschlichen Lebens zu stellen, 
diese Bemühungen gemeinsam zu führen und 
aUe Bemühung,eon des Ministers ~u unterstüt­
zen. 

Ich danke Iihn.en ~ür die A,UIfmerksamkeit. 
(Beifall bei der SPO.) 
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Präsident: Zum Wort 'gemeldet ist der Herr I einige Subventionsbeiträge für etablierte Ver-
Abgeordnete Dr. Kaufmann. einigungen einfrieren läßt und neue Bestre-

Abgeordneter Dr. Kaufmann (OVP): Herr bun,gen da und dort slehr vorsichtig zu fördelrn 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten begmnt? Oder ist es eine neue Phase nur des­
Damen und HerI'en! Auch ich möcht.e mich halb, weil man Jurys und Kommissionen be­
dem anschließen, was mein Vorredner, der rufen und "dazwischelligeschaltet" hat, wie der 
Abgeordnete Luptowits, sagte: Es ist eine Herr Bundesminister einmal gesagt hat, "da­
etwas merkwürdige Situation, wenn man über zwischengeschaltet" als Entscheidungshilfe, 
einen Bericht aus dem Jahre 1972 diskutieren wobei aber letzten Endes die Entscheidung 
soll, wenn zur selben Zeit bereits der Bericht doch wieder dem Bundesminister obliegt? Ob­
Ü!ber das Jahr 1973 vorHegt. Ich bin auch dafür wohl - ich möchte das wie'der in Erinnerung 
daß man sich das Ülberleg,en sollte un:d daß bringen - seinerzeit Leopol:d Gratz, als er 
man UberleguIlJgen anstellen soHte, in welcher noch Unt,errichtsminister war - und der Ja 
FOJ1m man die Sache in Zukunft machen der VateT der Kunstberichte war -, einmal 
könnte. ganz deutlich erklärt hat: "Es ist nicht vertret­

In einem aHerdiTIJgs besteht schon ein Unter­
schied zu dem zitierten ForschUJllgsbericht, 
nämlich der, daß in jenem Fall der zuständi'g.e 
Ress'ortminister auf Gl1und ,eines Gesetzes ver­
pflichtet ist, jährlich diesen Bericht vorzulegen; 
beim Kunstbericht handelt es sich ja um einen 
freiwillig'en Entschluß des Unterrichtsmini­
sters; es st'eht ihm also frei, nach einem neuen 
Modus zu suchen, und ich wäre f!loh, wenn 
er ihn fände. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es 
erübrigt sich, glaube ich, auf diesen Kunst­
bericht heute noch im Detail einrz;ugehen; die 
Dinge liegen 'Zwei Jahre zurück. Was drinnen 
steht, hat 'an Aktualität eingebüßt und ist eben 
durch die Aktualität des Kunstberichtes 1973 
bereits überholt. Gestatten Sie mir daher nur 
einige grundsätzliche AnJmerkungen in diesem 
Z l1sammewhang. 

Nach wie vor 'begrüßen wir die Bemühungen 
um Transparenz und Sichtbarmachung der 
Kunstförderung. Allerding's - auch das muß 
man in diesem Zusammenhang jetzt anmer­
ken - sind diese Bemühung,en zur Transpa­
renz allein zu wenig, wenn nicht langsam 
Fortschritte sichtbar werden, Anregungen auf­
gegriffen werden und auch Konsequenz·en ge­
zogen werden. Das gilt fiür den Kunstbericht 
1972 ebenso wie für den noch nicht hier vor­
liegenden Kunstbericht 1973. 

Auch noch so schöne Einbegle.itung,sworte 
änd,em nichts daran, daß es im großen und 
ganzen - das hat auch die Presse ei.gentlich 
übereinstimmend festg-esvellt - beim Gieß­
kannenprinzip geblieben ist und daß es an 
der nötigen Schwerpunktlbildung fehlt. Ich 
finde es übertrieiben, wenn es etwa im Vor­
wort heißt, daß dies8lr Bericht nunmehr "eine 
völ.lig neue Phase der Kulturpolitik des Bun­
des markieren" soll. Ich glaube, das ist doch 
etwas zu hoch g,egrifien. 

Ist es denn wirklich eine neue Phase - siehe 
a.uch den Kunstbericht 1973 -, wenn man 

bar, daß 'der Minister oider ein Beamter ent­
scheidet, was Kunst und als solche förderungs­
würdtg ist." 

Es wäre in diesem Zusammenlhallig sehr 
interessant, von lhnen, Herr Bundesminister, 
einmal ganz konkret zu erfahren, ob dieses 
"DaZlwischenschalten" der Jlurys und der Kom­
missionen gleichzeitig einen endgültigen Ab­
gesang für jene Vorschläge darstellt, die auf 
eine wirklich neue Art der Kunstförderung 
abzielten, nämlich eine KunsUörderung etwa 
na,ch dem Vorbild des britischen Art Council 
oder der schweizerischen Stiftung Pro Helvetia, 
wobei KünsUer, Beamte, Vertreter öffentlicher 
Anstalten und Vertreter der Masserumedien 
gemeinsam und eigenverantwortlich und wirk­
lich entscheidungsfähig Z'U,sammenarbeiten. 

Es ist ja noch in der Einbegleitung zum 
Kiunstbericht 1971 wörtlich gestanden - ich 
zitiere -: "Wenn Kunst in unserem Land 
künftig auf breiterer demokratischer Basis ge­
fördert werden solli, ist es mit einer einfachen 
Neuverteilung der öffentlichen Subsidien nicht 
getan," 

Auch der Hinweis auf die Regierungserklä­
rungdes Bundeskanzl·ers, in der ein Kunst­
bericht angekündigt wird, "der über die Kunst­
politik und über die künstlerischen Aktivitä­
ten 'unseres Landes Rechenschaft '9ibt", scheint 
mir eher ein Eingeständnis dafür zu sein, daß 
man steckengeblieben ist und nicht so weiter­
gekommen ist, wie man es sich seinerzeit 
vorgesteJ.lt hat. Ein solcher umfassender 
Rechenschaftsbericht, wie er seinerzeit vom 
Herrn Bundeskanzler angekündigt worden ist, 
war nun weder der Kunsbbericht 1971 noch 
is.t es der Kunstbericht 1972, und es ist das 
auch sicherlich nicht der Kunstbericht 1973. 

Ich muß mich darin wiederholen, was ich 
schon bei anderen Gelegenheiten gesagt habe: 
Nach wie vor sind diese Berichte viel zu un­
übersichtlich und für den Laien n'ahezu un­
verständlich, wenn man sich auch im dreiund-
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siebziger Kunstbericht - ich bitte um Ent­
schuldigung, daß ich doch immer eine Seiten­
bemerkung dazu machen muß - schon zaglhaft 
bemüht, da -und dort die entsprechenden Moti­
vationen zu Vlersuchen. nie Zahlen werden 
aber nach wie vor nicht addiert. Auch dlie Ver­
glleichszahlen 'f.ehlen, obtw,OIhl wir sie wieder­
holt u:r:giert haben. Gerade diese Vergl-eichs­
zahlen wären es ja erst, die diesen Kunstbe­
richt auch für den interessierten Laien schlüs­
sig machen kÖThI1!ten. 

Es fehlen die BundestJheater. Gewiß - es 
wird auch darauf hing,ewie,sen -: die Bun:des­
thee.ter haben einen eigenen Bericht, aber diese 
Zahlen g,ehören, wenn auch ausz,ugsrweise, ein­
fach dazu, um die Relationen herzl\1stellen. 

Es fehlen auch die Theater aus dem Finanz­
ausg1eich. Es fehlen die BfUndesmuseen, das 
Museum des 20. Jahrhunderts, die Albertina, 
das Museum ~ür a'ngewandte Kunst. Es fehlt 
der gesamte Denikmallschutz. 

Ich weiß, warum sie felhlen: weil dieSle Insti­
tute auf Grund eines nicht ganz verständlichen 
K!ompetenzgesetzes Izum Wi s'SenschaftslIlli ni­
sterium r,essortieren. 

~ber sie dürfen ,einfach in einem solchen 
Bericht nicht fehlen, wenn dieser Bericht 1,noll­
ständig sein soll. Herr Bundesminister! Ich 
glaube, Sie haben ein ähnliches Gefühl, wenn 
ich in der "Wochenpresse" vom 24. Oktober 
1973 lese - Sie selbst sa,gten das -: 

"Selbst mir wird es immer klarer, daß das 
noch keine optimale Fonm ist." 

noch einige wesentlichere Dinge nachkommen. 
Ich wäre Ihnen nur sehr dankbar, wenn Sie 
uns das in 'aJbseh:barer Zeit, zU1ffiirudest aus­
zugsweise, ~ur Einsichtnahme zur Verfügung 
stellen könnten. 

Ich möchte daher abschließend noch ein paar 
konkrete Fragen an Sie richten: 

H1i!ben Sie, Herr Bundesminister, auf Grund 
der bisheri'gen Untersuchungen und ErfahrulIl­
gen bereits Konsequeilizen zur Strukburver­
besserung unserer Kulturlandschaft und zur 
Förderungsvergabe g,ezOtgen? Unld welch,e Kon­
sequenz'en beabsichtigen Sie in der nächsten 
Zeit zu ziehen? Wenn: Sie beabsichtig.en, Kon­
s,equenzen zu ziehen: In welcher Form soll 
das ,geschehen? Haben Sie die Absicht, ein um­
fassendes Kon(lept aUSIZuarheiten, un:d denken 
Sie vor allem daran, wie es von uns schon 
wiedeflhült vorgeschlagen W1Urde, rur diese 
Ausarbeitung interessierte Künstler und Insti­
tutionen heranzuziehen? 

Ich würde darin eine 'Organisatürische Basis 
sehen, auf 'der man zu einem gesamtöster­
reichischen Kulturplan kommen könnte. Ein 
solcher Plan sollte, so stel11e ich mir das vor, 
künst,lerische Akti<men und Demünstrationen 
auch außerhalbetablierter Institutionen er­
mög1ichen. Ein solcher Plan sollte Reflexionen 
sowohl von seiten :der 'Kjünstler wie auch von 
seiten des PublilGUlffis berücksichtigen. Und ein 
solcher Plan sollte auch einen Kunstlbegriff 
berücksichtirgen, der nicht nur auf das künst­
lerische Objekt ausgerichtet ist, sondern der 
auch den Prozeßcharakter d'es Kunstwerkes 

Darüber hinaus kommen Sie, Herr Bunldes- eI'kennen läßt. 
minister, immer wieder auf die Grundla-g'en­
forschung 1m kultureUen Bereich zu sprechen 
UITd kündigen an, 'daß das Erg-ebnis noch heuer 
oder AIlJfang ITächsten Jahres vorliegen wird. 
An diesem Erg~bnis, so sagen Sie, werde sich 
eine künftige Kulturpolitik zu orientieren 
haben. Was man allerding-s bisher von dieser 
Grundlag,en~orschJung hört,e, war nicht sehr 
aufschlußreich, Oibwohl - ich wiederihole auch 
das, ich habe das früher immer wieder g,e­
sagt - die Idee dieser Grund'ICilgenforschung 
durchaus 'ZiU begrüßen ist. 

Aber wenn man dann tÜJber diese Grund­
l'agenforschung etwa im "Kurier" lesen muß, 
daß eines der Ergebniss,e sei - ich zitiere 
hier -, daß "je umfassender und ,höher' di,e 
Schulbildung, desto -größer die Bereitschaft, 
lIheater, Konzerte, Museen zu besuchen", und 
daß "je gr.ößer die Gemeinde, desto eher die 
MÖlglichikeit für einen sülchen Besuch" bestehe, 
sO' muß ich sag,en, daß das nicht sehr aufschluß­
reich ist, denn d'as haben wir ja schon seit eh 
und je gewußt. Ich nehme Wühl an, daß hier 

Eine weitere Frage, Herr Bundesminister: 
Werden Sie sich dafür einsetzen, daß die Bun­
desmuseen nicht ,auch weiterhin eine Außen­
seiterrolle spielen müs.s'en und d,aß sie ent­
sprechend integriert weIden? 

Zurrn Schluß: Was verstehen Sie unter "olb­
jekti.ver Kulturpolitik", von der Sie in den 
Kurrst!berichten immer sprechen, und halten 
Sie eine solche überhaupt für mÖlgilich? 

Meine Damen und HerI'en! Di,e Mänlgel der 
Kiunstberichte sind offenbar, ebenso wie die 
Mängel der herrschenden Kiulturpolitik. Wir 
werden aber diesen KUllisbb ericht 1972 zur 
Kenntnis nehmen - wir haben das ja im 
Ausschuß schonges'agt -, wei;l wir vor allem 
die Bemiilhun,gen um die Transparenrz schätzen 
und IbeyllÜß,en, weil wir auch um die Problema­
tik der FÖl1derungspolitik wissen und weil wir 
wissen, wie schwer es ist, neue Pf,ade im 
Dschungel etablierter Gewohnheiten ausz,u­
sch~lagen. 
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Aber von Mal zu Ma'l wird man dem Kunst­
bericht kritischer 'geg,enüberstehen müssen: 
Was 1971 noch ,genügte, weil es eben ein 
erster Versuch war, reicht 1972 und 1973 kBJum 
noch aus, und wird, wenn es zu keiner Erwei­
terung kommt, 1974 lbestiill1lIl1t zuwenig sein. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowatz: Herr Präs.ident! Meine Damen 
und Herren! Auch ich muß einen Satz prin­
zipieller Natur sagen: Die tatsächJliche poli­
tische Relevanrz der Kulturpolitik dürfte nicht 
nach dem Interesse in diesem Haus am Kultur­
geschehen gemessen werden. Es ist sehr spät, 
nicht mur was die Stunde betrifft, sondern 
auch der Kunstbericht des Jahres 1972 ist 
sehr spät in das Haus gekommen. Das trifft 
weni'ger mich, weil mein Kunstbericht 1973 
in der Zwischenz,eit schon vo:rliegt. Im Grund 
genommen befa'ssen sich nicht nur weni.ge mit 
dem kulturpolitischen Problem, es hören auch 
wenige zu. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
M 0 s er.) Ich dar.f das nur ganz ,am Rande 
vemnerken und sage das nicht als Tadel, meine 
Damen und Herren. Ich s'age es deswegen, weil 
ich überzeugt davon bin, daß Kulturpolitik 
dann jene Kraft entwickeln wird, wenn dahin­
ter wi:rklich mehr Menschen stehen, wenn es 
uns gelingt, mehr Menschen dafür zu inter­
essieren, wenn das ein Anliegen wird, so wi,e 
in vielen anderen politischen Bereichen. (Abg. 
G ra f: Aber, Herr Minister, wir hören jetzt 
besser als Ihre Fraktion!) Es ist aber ganrz 
gut, daß Sie zühören, Herr Kollege Graf, es 
wird sicher sehr gut sein, wenn Sie das tun. 
(Beifall bei der SPO. - Abg. Dr. G r u b e r: 
Jetzt sind sie alle munter geworden!) 

Ich glaube, Herr Kolleg'e Kaufmann - und 
ich 'gebe Ihnen recht -, daß der Kunsthericht 
Jahr für Jahr kritischer betrachtet werden muß. 
Nur eines: Ich ,glaulbe, es ist schon sehr wesent­
l,icb, daß der Kunstbericht überhaupt vorge­
legt wird und daß erstmals alle Subventionen 
des Bundes für kulture1le Zwecke off'engelegt 
werden, Ulnd zw.ar mit allen Schwieri'gkeiten, 
die ich hier eiberufaHs arufJÜ:hre, daß es nämlich 
sehr schlwer ist, Verg1eichsmög.Iichkeiten zu 
schaffen. Dies auch deSIWegen, weil ja nicht 
nur venglichen werden müßte, was im Vorj'ahr 
gegeben WlUtde, sondern weil ja auch dargelegt 
wertden müßte, was von den Ländern und von 
den Städten ~ür einen 'ganz konkreten kultur­
politischen Zweck. g,egeJben wird. Daher 
wünschte ich, daß auch di,e Länder ähnliche 
Kuns1Jberichte veröffentlichen, weil nur darm 
auch jene Konfrontation möglich ist, die wir 
aBe wünschen, unid auch später jener Maß-

nahmekatalog erst mög:lich werden wird, von 
derrn Sie zu Recht im Zusammenlhang mit der 
Grundlagenforschun.g gesprochen haben. 

Der Kunstbericht sO'll zur Diskussion an­
regen und soll das kritische Bewußtsein in 
dies'eITIl Bereich verstärken. Ich muß sagen: 
Es hat ja tatsächlich schon Folgewirkungen 
ge-geihen. 

Die Einrichtung Vlon Gremien im Bereich 
der bildenden Kunst, ,des Films und der Lite­
ratur ist schon sehr wesentlich und ist sehr 
bedeutsam. Es giht auch schon sehr entschei­
dende Vorschläge. Denn, Herr Abgeordneter 
Luptowits, es ist nicht so, daß sich di,e Kunst­
jury oder die FiLmjury etw.a nur damit befas­
sen soll, wie in Zulmnft im einzelnen das 
Geld ausgegeIben werd.en soll, sondern es sol­
len KOlllZepte erarbeitet wef\den. 

Ich konnte etwa heuer den Kulturreferenten 
der Länd,er vorschlagen, daß die KUllistankäufe 
in Zukul1lft nicht VOiffi Bund, sorudern jeweils 
von den einzelnen Ländern durchg,eführt wer­
den, und Ziwar deSlwegen, weil die Länder ja 
einen weitaus besseren UbeI1blick über das 
Schaffen der 'bHdenden Künstler in ihren Län­
dern haben. Damit in VeIibindung steht das 
BemÜ!hen, daß wir uns weitaus mehr .auf die 
Frage von Stipendien, von Arbeitsmöglichkei­
ten für Künstler, von Preisen in sinnvoNer 
Art werden beziehen müssen. 

Ich glaube also, daß das sehr wesentlich 
ist und daß damit sehr gute Ansätze g'eschaf­
fen worden sind. Das betrifft auch die Film­
förd,erung, bei d'er wir, ,glaube ich, nunmehr 
einen Weg gefunden haben, vor allem den 
Film als eine spezifische Kiunstform besser, 
sinnvoHer und planmäß.iger zu fördern. Auch 
hier hat die Filmjury, wie mir scheint, einen 
guten Weg gewiesen, und ohne der Budget­
debatte vorzug:rei.fen, k.ann ich sag'en, daß wir 
für das nächste Jahr auch daf.ür mehr Mittel 
zur Verfügunlg haben werden; das ist eine 
sehr wesentliche Sache. 

Das, was der Herr AJbgeordnete Lupto:wits 
sagte, möchte ich auch feststeHen: Solchen 
Aktionen, wie der Aktion 'guter Film, dem 
Filmmuseum, dem Filmarchiv, kommt eine 
ganrz bedeutende Aufgabe zu. Dieser Bereich 
der Filmföl'derung wird bei uns im Haus in 
ZukUIl!ft stark im Vorder,grund stehen mü>Ssen. 
Die Konfrontation Künstler-Gesellschaft ist 
etw,as, was ich immer betrieben und wofür 
ich mich immer eingesetzt halbe. Ich hoffe, daß 
wir viele Gesprächspartner für di'e Künstler 
auch hier im Hause finden; ich halte das für 
sehr bedeutsaJIIl. 
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Herr Abgeordneter I{;aufunann, ich komme 

damit schon zurrn Schluß: der Kunstbericht, der 
Bunde,stheaterlbericht, die neuen Gremien, die 
wir geschaffen haben, die Förderung neuer 
Aktivitäten, die durchaus nicht in dem Aus­
maß stattfinden kann, wie wir uns das wün­
schen, mehr Planmäßi,gkeiten - etwa BlUndes­
theater'gesetzentwurf, Klein'bühnenkoinzept -, 
Fragen wie eirne neue Bilderankaufpolitik und 
die GrundlageIlJforschurug. Diese Grundlagen­
forschung soll nun fiür uns die VoraussetlZung 
sein .für die Erar1beitung eines Maßnahmen­
katalogs :fiür ein solches kulturpolitisches Kon­
zept, von dem Sie durchCLus richtig gesprochen 
haben. 

Deswegen habe ich immer die Meiruung ver­
treten, daß Kulturpolitik und die Wahrneh­
mung der Auf.gaben der Kulturpolitik vom 
zustä·ndigen Minister nicht ohne weiteres an 
andef'e Selbstvef'Wa'ltungskörper delegiert 
werden können. Ich bin der Meinung, daß 
sehr wolhl die Künstler mitarbeiten, mit dabei 
sein sollen. Aber die Ministerverantwortlich­
keit hinsichtlich der KulturpO'litik kann dem 
Minister nicht abgenommen werden. Wenn 
es darum geht, Konzepte zu eraI1beiten, wenn 
es darum geht, Konfr.onbation zu den Ländern 
und damit auch eine VorauSoselmung einer bes­
seren Zusammenaribeit in Zukunft herzustel­
len, wenn es darum geht, daß wir Kulturpoli­
tikals eine sinnvolle Fortsetzung der Sozia,l­
politik verstehen, dann ist das eine eminent 
politische Aufig·abe. Diese poliHsch,e Aufgabe 
ist etwas, w,as 'eben nur vom Politiker wahr­
genommen werden kann. Zu dieser Aufgabe 
des Politikers stehe ich auch im Bereich der 
KulturpüliUk. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum WOlrt ist niemand mehr ge­
meldet. 

Die Delbatte ist 'geschloss,en. 

Wünscht der Herr Berichterstatter 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

ein 

Wir ,gelanlgen nunmehr (Zur A b s t i m­
m U IJI g über den Ausschuß,antrag, den Bericht 
des Bundesministers tür Unterricht III-I07 der 
Beilagen Zlur Kenntnis zu nehmen. Ich bitte 
j'ene Damen und Herren, die hie,zu ihre Zu­
stimmung geben, sich von den SitlZ,en zu er­
heben. - Das ist e i'il s tim lIn i g an g e­
nom,men. 

Präsident: Wir g,elangen Thunmehr 'Zum 
6. Punkt der Tagesordnung: Bericht über die 
Tätigkeit des UN-Konting1entes des österrei­
chischen Bundesheeres im Jahr.e 1972. 

Bevor ich dem Berichterstatter das Wocrt er­
te.ile, g,elbe ich bekannt, daß 'sich der Herr 
Bundesminister für Landesverteidigung im 
Heeresspital befin'det. Er hat keinen vom Herrn 
Bundespräsidenten bestel.lten V:ertreter, da er 
die Amtsgeschäfte vom K:rankeribett aus führt, 
ist aber nicht in der La,ge, an der Sitzung 
von der Ministel'bankaus teilzunehmen. Ich 
hahe daher das Einverständni,s der Fraktionen 
eingeholt, daß bei der Behandlung dieses 
TagesordDJUngspunktes der Herr Bundesmini­
sterfür Inneres auf der Ministerbank anrwe­
send sein wird. 

Ich bitte nunme'hrden Berichterstatter, Herrn 
A'b'geordneten Kinzl, um seinen Bericht. 

Berichterstatter Kinzl: Hdhes Hausl Der dem 
Landesverteidi'gung,sausschuß zur V,orberatung 
vorgelegene Bericht gibt eine Ubersicht über 
den Einsatz von Ang'ehörigen des österreichi-

ischen Bundeshe'eres im Rahmen der fri-edens­
erhaltenden Operationen der Vereinten Natio­
nen in Cypern und am Suezkanal. 

A,uf Cypem sind Angehörige des österrei­
chischen Bundesheeres im Osterreichischen 
Feldlazarett und im Osterreichischen UN-Ba­
taillon im Einsatz. Der Bericht gibt eine Uber­
sicht über die dem österreichischen Truppen­
Jmntingent auf Cypern gestellten Aufgaben 
und dessen personelle Gliederung sorwie über 
dessen Einsatzbereich und Ausrüstung. Ferner 
enthält der Bericht eine Darstellung über den 
Einsatz derösterreichischen UN-Beobachter­
gruppe in der Suezkana1zone und schließlich 
Hinweise auf die Finanzierung der Einsätze. 

Der Landesverteidigungs.ausschuß hat die 
Vorlage am 7. Juni 1974 in Verhandlung ge­
zogen und nach Wortrrne~dungen der .A:bge­
ordneten Zeillinger, Dr. Ermacora, Dkfm. Gor­
ton, Dr. Prader und des Ausschußübmannes 
sowie des Bun1desministers Lütgendorf ein­
stimmi'g heschlossen, dem Hohen Hause die 
Kenntnisnahme des Berichtes zu empfehlen. 

Der Landesverteidigungsausschuß stellt so­
mit den An t ra Ig, der Nationalrat wolle den 
Bericht des Bunldesaninisters für Landesvertei­
digung liber die TäUgkeit des UN-Kontingen-
tes des österreichischen Bundesheeres im Jahre 

6. Punkt: Bericht des Landesverteidigungsaus- 1972 (111-93 der Beilagen) zur Kenntnis neh­
schusses betreffend den Bericht des Bundes- men. 
ministers für Landesverteidigung (111-93 der 
Beilagen) über die Tätigkeit des UN-Kontin- Falls Wortmeldungen vorliegen, stene ich 
gentes des österreichischen Bundesheeres im den Antrag, GeneIial- und Spezialdehatte unter 

Jahre 1972 (1199 der Beilagen) einem abzuHiJhren. 
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Präsident: Wird EiDIWand g.eg,en den Antrag, 
General- und SpeZIaldebatte unter einem ab­
zufuhren, eIihoben? - Das ist nicht der Fall. 

Wir _g,ehen in 'die Debatte ein. 

ZUInl Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. KaIiasek. 

Abgeordneter Dr. Karasek (OVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus I Meine selhr geehrten 
Damen und Herren' Ich werde in dieser vor­
gerückten Stunde lhr,e Geduld und Ihr Be­
harrungsvermögen sicherUch nicht über Ge­
bühr in AnspruCh nelhmen. Aber da ich vor 
nicht alLzu langer Zeit in Cypern und Augen­
zeuge der Tätigkeit unseres Cypem-Kontin­
gentes war, glaube ich, daß es sich ziemt, daß 
von diesem Pult einmal ein anerkennendes 
Wort des Dankes an die Offirziere, an die 
Unteroffiziere und an die Soldaten unserer 
Streitkräfte sowohl auf Cypern a-ls auch für 
jene zum Ausdruck gebr.acht wird, die in der 
sogenannten UN~W,aff.enstillstands-Uberwa­

dlUIl!g:sorganisationin der Suezkalllalzone 
tätig sind. (Beifall bei der OVP und bei der 
SPO.) 

Ich hatte im Zuge meiner Europarats-Mis­
sion in Cypern am 20. September Gelegenlheit 
zu einer pers-önUchen Begegnung mit den Sol­
daten sowohl auf einem vorgescholbenen 
Posten aIs auch dann bei einer abendlichen 
Zusammenlmnft mit dem Kommandanten des 
BataiHons, mit Ober.stleutnant Rieger, und mit 
dem Kommandanten des LalZarettes, mit 
Oberstarzt Mayer. Das im Bericht erwähnte 
Feldlazarett mußte leider aus Ersparnisgriin­
den am 18. Oktober verg-angenen Jahres ge­
schlossen werden, aber es ist jetzt in eine 
FeldambuI.anz verwandelt worden, wo 
14 Osterreicher tätig sind, damnter 4 Ärzte. 
Ich kann aus meiner eigenen Anschauung 
sagen, aus den Berichten, die ich erhalten 
habe, daß diese FeiJdambulanz gerade in den 
tragischen Tagen nach den Ereignissen im 
Konflikt UIID Cypern die Bewährungsprobe in 
ganz außergewöhnl'icher Art und Weise be­
stanlden hat. In dieser Fe1dambulmm; sind nicht 
nur Ang,ehöI1ige des österreichischen UN-Kon­
tingents oder Angehörig,e des Cypern-Kontin­
gents der Vereinten Nationen gepflegt wor­
den, sondern ohne Ansehen von Person und 
NationaUtät hahen sich in diese F-el'dambulanz 
Personen ~begeben, die lHil/fe nötig haUen, ob 
es Griechisch-Cyprioten oder Türkisch-Cyprio­
ten gewesen sind. 

Bei dieser Besichtigrung, die ich Geleg,enJheit 
hatte vorzunehmen, habe ich mkh auch von 
dem wirkJlich hervorragenden Einsatz über­
zeugen können, den die jungen Soldaten in 

Cypern leisten. Sie leisten, wie ich mich ülber­
zeugen konnte, eine Aufgabe im Dienste der 
Humanität und im Dienste des Friedens. Es 
ist eine Aufgabe, rur die -ei,gentlich diese jun­
g-en Leute nicht gesdlJUlt sind, eine Aufgabe, 
die, glaube ich, sehr viel an Ges-chick, an 
-diplomatischer Kunst im ruatürlichen Sinn die­
ses Wortes erfordert, und si,e unterziehen sich 
dieser Aufgabe mit se(hr viel Be,geisterung, 
mit sehr viel Idealismus. Es hat mich tief 
beeindruckt, sie an Ort und Stelle im Einsatrz 
zu s~hen. 

Einen besonderen Dank mömte ich von die­
sem Pult auch jenen Henen aussprechen, die 
im Polizeikontingent tätig sind; sie stehen 
meist ein bißch·en im Schatten unseres Heeres­
kontingents. Es fr-eut mich, daß .gerade der 
Herr Bundesminister für Inneres heute auf 
der Reg-ierungsbanlk sitzt, weil er in der Lage 
sein wird, auch den Anlg-ehör:i.gen des Polizei­
kontingents ~ Ausdrudc. 1ZU /bI1iIllgen, daß 
in diesem Hause der Tätigkeit, die sie l,eisten, 
gedacht wird. 

Ich muß Ihnen ülberlhaupt sagen, meine 
Damen und Herren, daß man an Ort und Stelle 
überr:ascht war, plötzlich einen .A!bgeordneten 
aus Oster.reich 'zu sehen, und -daß mir an Ort 
und Stelle der Wunsch zum AU!sdrudc. ge­
bramt wurde, ob nicht einrrnal eine kleine 
Delegation von Abgeordneten, sei es aus dem 
Verteidigungsausschuß oder aus dem Außen­
politischen Ausschuß, nach Cypern oder auch 
vielleicht ~u dem anderen Konting,ent kommen 
könnte, um sich'Zlu übeI1Zeug,en, welche Arbeit, 
welche bed-eutsame Anbeit, dort g,eleistet wird. 

Ich muß in dies-er Stunlde leider auch jener 
Osterreicher gedenken, die in ihrem Einsatrz 
einen BluUzoll1 leisten mußten und die umge­
kommen sinJd. Ich gl'aulbe, wir aUe waren tief 
erschüttert, als wir im Juni dieses J.a'hres von 
d-en ersten Toten in Syrien hörten. 

Ich gedenke hier besonders des Zugsführers 
Hafer, des Korporals Sturm, des Gefreiten 
NeUlhauser und des Wehrmannes Voloder, die 
in Syrien bei :einem Minenunglück den Tod 
gefunden haben. 

Ich möchte auch jener drei Soldaten geden­
ken, die an jenem Urrglrücksta'g, dem 14. Au­
gust 1974, in Cypern das Leben gelassen 
haben. Ich möchte gedeniken de,s Oberleutnants 
Izay, des Stalbswachtmeisters Decomrbe und 
des Korporals Isak. Sdlß.ießlich ist auch nodJ. 
zu gedenken des beim T,auchen verunglückten 
Zugsf.üJhJ'lers Oboril. 

Ich g-1aube, den Anglehörigen sollte von die­
sem Pulte aus das Mitge~ühl dieses Hauses 
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und die Ailiteilnahme dieses Hauses zum Arus­
druck g,ebradlt werden. 

Zum Abschluß, meine Damen und Herren, 
- ich habe g'esargt, daß ich Sie nicht s'ehr lange 
im Zuge dieser WÜI1digung hier fesseln 
werde -, sollte vielleicht doch ein kurzes 
Wort zur österreichischen Cypern .. Politik im 
aUgemeinen g,esagt werIden. Was kann Oster­
reich in der ganzen Entwicklung dieser 
Cypern.,Fra'ge tun, was soll es tun? 

Ger.ade weil wir v.on der TäUgkeit dieser 
bei den Kontfnigente sprechen, glaube ich, 
Wlürde sich als Forderung Nummer eins für 
uns steHen, daß wir weiterhin bereit sein 
müßten, weiteI1hin dlisponilbel sein müßten, 
einen BeitraJg zu den frieidenserhaltenlden Ope­
rationen der Vereinten Nationen zu leisten. 

Ich mödJIte mich nicht mit jenen kritischen 
Stimmen identifizieren, die auch aus den Krei­
sen der BUnJdesregierung 'gleidl nach diesem 
Unglück g,ekommen sÜld. Man hat uns sozu­
salg,en angedrOht, daß man, wenn an Ort und 
Stelle nicht V:ors'ol1ge getroffen würde, daß 
sich solche Vorfälle nicht wiederholen, daran 
denken müßte, dieses UNO-Kontingent zurück­
zuziehen. Ich serge dies deslha.Jlb, weil es nimt 
eins~chtig ist, meine Damen und Herren, daß· 
man, wenn man zur Brandlbelkämpfung sozu­
sa'gen die FeueliWehr ausI1Ücken läßt, sie dann, 
wenn ein Unfall passiert, ab~ieht. 

Ich glaube, wir sollten uns dessen bewußt 
sein, daß mit dieser ZUl1ver,!;ügungstel'lung von 
österreichischen Soldaten bei allem Risiko, das 
sie eingehen, dodl ein bedeutender Beitrag 
zu jener Aufgi3Jbe geleistet wird, die sich die 
Vereiniten Nationen in diesem KonfliktraulJIl 
- oIb eSiliun Cypern 'Oder OIb es nun die Suez­
Front ist - gestellt baben. 

Ichglau/be zweitens s,agen zu k!önnen, meine 
Damen und Herren., daß es wichUg wäre, daß 
auch Osterreich einen bedeutenden iBeitrag zu 
den humanitär,en Hillf.s'aktionen leistet, 'die der 
Europarat einge!leitet hat. Es 'haben am 22. und 
23. August die Ministerdelegierten des Europa­
rate,s einen Beschlußg;efoaßt, daß die Regie­
rungen des Europarates den Bedrängten auf 
der Insel CyperneLne humanitär,e Hilfe J,eist,en. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur 
eI'Wäihnen, daß es heute ~mmeI'hin an die 
200.000 - das ist mehr oder weniger eine, 
Mi ndestaruzahl yried1isdl-cypriotisme 
Flüchtlinge im sÜ'dlidlen Teil der Insel gibt" 
und man muß auch daran denken, daß es etwa 
24.000 türkisdl-cypriotische Flüchtlinge in den 
letzten 2lehn Jahren auf dieser I,nsel gegehen 
hat; ein Flüchtlingselenld mit aU dem, was 
dieses WOJlt Flüchtlingselend bedeutet. 

Im halbe selbst in Cypern ein, 2lwei Spitäler 
und Flüdlt1inyslag,er besichtilgen können. Ich 
kann Ihnen sagen, es sind ersdllitternde Bil­
der, die man aus dieser unmittelbaren Kon­
frontation mit der Situation von dort mit nach 
HaJUse nimmt. 

Drittens sollte sich im Sinne alUch von Emp­
feh1ungen, die wir im Europallat abgegeben 
haben, audl die österreidlische Regierung 
grundsätzlich bereit eriklären, eine wirtschaft­
liche AuJtibaUJhilfe rur Cypem in einean echten 
europäischen Solidaritäts\geist zu leisteTh. 

Wenn man an Ort und Stelle gewesen ist 
und die vielen zerstörten Betriebsstätten sieht, 
wenn man an Ort und Stelle sieiht, wie viele 
ProdJuktionsstätten verlassen wurden, wie 
viele Häuser 'leer stehen und wie viele Be­
triebe, audl landwirtschia.ftlime Betriebe, leer 
stehen, wenn man sielht, wie Vieih nicht mehr 
gewartet wird, die Ernte nicht mehr einge­
bracht wurde, dann sieht man erst das Ausmaß 
der Schäd·en und der Schwierigkeiten, mit 
denen die Cyprioten käIIIlI)'~elll. 

Viiertens, gJ1au/be ich, slo'11te man die inter­
kiommunitären Direktge,spräche 2lwis'men den 
Cyprioten selbst fördern im Sinne der Erklä­
rung desösterreichischen Außenministers 
Bielka bei den Vereinten Nationen, im Sinne 
meines eigenen Antrages im Europarat, der 
Geg·enstand einer Empfehlung der parlamen­
tarischen Versammlung wurde. Diese Direkt­
gespräche, meine Damen und Herren, sind 
gewiß, dessen bin ich mir be·wußt, nur ein 
Hoffnuiligsschimmer. Es gibt eine Menge Ereig­
nisse, die eintreten könnten und die vieUeidlt 
dies,e Direktgespräme von einem Tag zum 
an!dern glegenstandslos madlen. Ich messe 
ihnen daher keine übertriebene Bedeutung 
bei. .Alber ich würde dißlsen Versuch, zwischen 
Türkisch-Cyprioten und GI1iechisch-Cyprioten 
ein Gespräch zu fülhr,en, auch nicht unter­
schätzen. 

Ich habe ders 'bei meiner Berichterstattung 
im Europarat 'besonders hervor'gelhoben und 
auch daraUJf hingewiesen, daß sich die Cyprio­
ten lieber auf die eigene Kraft, auf die eigenen 
Gespräche, auf den eig'enen Versudl, ein Zu­
sammenleben zu organisier,en, verlassen soH­
ten, daß sie sich das von einem Osterreidler 
sagen lassen sollten. 

Uns hat man mit ein.em bel1Ülhmten Buch­
titel seiIllefizeit einen Staat yenaIllIlt, den keiner 
wollte, und man hat ern jenes Osterreidl ge­
daCht, das nach dem Jalhre 1918 als Repubiik 
zu existieren begonnen hat, als Republik zu 
existieren begonnen hat, nidlt als Staat. 
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Ich möchte sa.gen, CY'P,ern ist in einer ähn­

lich·en, vielleicht noch schlwieriger·en Situation: 
Denn auch Cwern ist ein Staat, den keiner 
wollte und den auch heute die wenigsten 
woUen. Denn beide GemeiruschaJf'ten sind von 
anderen Ldeen beseelt. Die einen wollen lieber 

Da'S wollte ich heute kurz zu diesem Berichte 
sagen. Es wir.d sich ja vieHeicht im Zuge der 
außenpolitischen Debatte ergeben, daß aus­
führlicher auf diese Prolb18lIIlatik eillJgeglangen 
wird. Danlke. (Beilall bei der avp.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
den Ansmluß an Griecheniland, die anderen 

meldet. Die Debatte ist geschlossen. 
den an die Türkei; und die Griedüsch-Cyprio-
ten ltiiilhien &ich nicht als Cyprioten, sondern als Wünscht ,der Herr Berichterstatter ein 
Griechen angesprochen, und die Türkisch- Schlußwort'? - Nicht der Fall. 
Cyprioten fiilhlen sich als Türken und nicht Wir gelangen ruunmehr ~ur A b s ti m­
als Cyprioten. So ist auch dieser Staat ein m u n g über den Ausschußantra'9, den Bericht 
Staat, den keiner will. des Bundesministers rur Landesrverteidigung 

Ich habe mir in meiner Berichterstattrung 
vor dem EUl'Opamt el1laubt, den Betroffenen 
zu sagen: Es wäre wahrscheinlich klüger, einen 
Versuch :ZU unternehmen, in Koexistenrz mit­
einanderalUSIZ~ommen, zu lernen, miteinan,. 
der zu leben, und zu sehen, daß dias eiy'enHich 
die wesentlidlere Perspektive ist. Auch die 
Cyprioten heute soIHen versuchen, aus der 
Objektsituation, in der sie drinnen sind, ein 
Subjekt ~u werden, und sich weniger darauf 
verlass'en, was ihre Garanten für sie tun; Ob 
das nun die Griechen oder o:b das nun die 
'f,ürken sind. Denn .sie werden sicherlich nicht 
von jener Unei91ennüt'Ziglkeit beseelt sein 
- ich denke an die Gafanten -, als die 
Cyprioten se~bst es sind atIl'g'esichts des Elends, 
das diese Insel bewegt. 

(III-93 der Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene DameIlJ UJnId Herren, die hieiZu 
ihre Zustimmung ge.ben, sich von den Sitz'en 
zu el1heben. - Ein s t i.m m i 9 an g·e n 0 m­
men. 

Die TaJg,esordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sit~uIl'g berufe ich für Mitt­
woch, den 6. November 1974, um 9 Uhr mit 
folgender Ta'ges.ordntUn'g ein: 

Erste Lesung d·er RegieTIUngsvodage betref­
fend das BuDidesfiD!a:lWge~se1:Jz für das Jahr 1915 
(1285 und Zu 1285 der Beilagen). 

Diese Sitzunig Willd mit einer Fr·agestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s chI 0 s sen. 

SchlUß der Sitzung: 20 Uhr 20 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 21174 
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